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Walter Schmidt 

Die deutsche Hauptstadt-Diskussion in der Revolution von 
1848/491 

Die Hauptstadtfrage~ war in der deutschen Geschichte"3 - mit Ausnahme des 
Deutschen Reiches von 1871 bis 1945 - eine permanent problematische, strit­
tige, verworrene, unklare Angelegenheit. 

1 Bearbeiteter und mit Anmerkungen versehener Vortrag, gehalten am 17. Dezember 1992 in 
der Interessengemeinschaft "Freunde und Mitglieder der Leibniz-Akademie" Berlin, aus der die 
am 15. April 1993 konstituierte "Leibniz-Sozietät e. V." hervorging. Der Vortrag erschien in 
leicht veränderter Fassung in: Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 35, 1993, Heft 2, 
S. 3-23. 

2 Hauptstadtforschung war in der DDR-Geschichtswissenschaft bis in die 80er Jahre kein 
Thema. Erst im Umfeld des 750. Berlin-Jubiläums wurde die Hauptstadtfrage, allerdings 
zumeist auf Berlin bezogen, zaghaft aufgegriffen. Vgl. v.a. die Beiträge auf der zentralen 
Berlin-Konferenz vom Februar 1987 in: ZfG, 1987, Heft 6, 7 und 8, sowie die von der 
Hansischen Arbeitsgemeinschaft und der Fachkommission Stadtgeschichte der Historiker-
Gesellschaft veranstaltete weiter ausgreifende Konferenz: Residenz - Hauptstadt - Metropole. 
Zur politischen, ökonomischen und kulturellen Mittelpunktbildung im Mittelalter und in der 
frühen Neuzeit, im Herbst 1987 in Berlin. In: Wissenschaftliche Mitteilungen der Historiker-
Gesellschaft der DDR (im folgenden: WMHG), 11-111/1988, S.7 ff. - Ingo Materna u.a.: 
Geschichte Berlins von den Anfängen bis 1945, Berlin 1987. - Gerhard Keiderling: Berlin 1945 
- 1986. Geschichte der Hauptstadt der DDR, Berlin 1987. - Jörg Roesler: Die Entwicklung der 
Hauptstädte der europäischen RGW-Länder als nationale Industriezentren vom Vorabend des 
zweiten Weltkriegs bis zum Ende der sechziger Jahre. In: Jahrbuch für Geschichte der 
sozialistischen Länder Europas, Bd. 33, Berlin 1989, S. 165 ff. - Ders.: Die Entwicklung Berlins 
als industrielles Zentrum in der sozialistischen DDR. In: ZfG, 35, 1987, FI. 6, S. 531 ff. 

Die Historiographie der Bundesrepublik beschäftigte sich dagegen seit den frühen 50er Jahren 
intensiv mit der Flauptstadtproblematik, wobei vor allem das Schicksal Berlins nach 1945, aber 
auch die Kontroversen um die Hauptstadtfrage in der BRD den politischen Hintergrund 
bildeten. Vgl. dazu u.a.: Das Hauptstadtproblem in der Geschichte. Festgabe zum 90. 
Geburtstag vonFriedrich Meinecke. Jahrbuch der Geschichte des deutschen Ostens, 1, Tübingen 
1952. - Hans Herzfeld: Berlin als deutsche Hauptstadt im Wandel der Geschichte. In: 
Schicksalsfragen der Gegenwart, Bd. IV, Tübingen 1961. - Hans Rothfels (Hrsg.),: Berlin in 
Vergangenheit und Gegenwart, Tübingen 1961. - E. Maske / J. Sydow (Hrsg.): Die 
Residenzstadt in Südwestdeutschland. In: Zeitschrift für Württembergische Landesgeschichte, 
25/1966. - Edith Ennen / Manfred van Rey (Hrsg.): Probleme der frühneuzeitlichen Stadt, 
vorzüglich der Haupt- und Residenzstädte. In: Westfälische Forschungen, 25/1973. - E. Meynen 
(Hrsg.): Zentralität als Problem der mittelalterlichen Stadtgeschichtsforschung, Köln-Wien 
1979. - Gernot Peppler: Ursachen sowie politische und wirtschaftliche Folgen der Streuung 
hauptstädtischer Zentralfunktionen im Raum der Bundesrepublik Deutschland, Frankfurt/M 
1977. - Alfred Wendehorst / Jürgen Schneider (Hrsg.): Hauptstädte. Entstehung, Struktur und 
Funktion, Neustadt an der Aisch 1979. - Theodor Schieder / Gerhard Brunn (Hrsg.): 
Hauptstädte in europäischen Nationalstaaten, München 1983. - Wolfgang Ribbe (Hrsg.): 
Geschichte Berlins, Bd. 1 und 2, München 1987. - Wolfgang Ribbe / Jürgen Schmädecke 
(Hrsg.): Berlin im Europa der Neuzeit. Ein Tagungsbericht, Berlin 1990. 
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Das Mittelalter, genauer das Halbjahrtausend zwischen 10. und 15. Jh. kannte 
- auch in anderen Ländern - im Unterschied zum Altertum keine wirkliche 
Hauptstadt, trotz deutscher Königsmacht und römischer Kaiserwürde4. Es 
gab höchstens Zentralorte wie Aachen, das seit Karl dem Großen als Kaiser­
stadt galt, oder Magdeburg, das Otto I. in Konkurrenz zu Aachen zur Resi­
denz auszubauen sich mühte, oder Frankfurt am Main, das Wahl- und seit 
1562 - nach Aachen - auch Krönungsort der Kaiser wurde.3 Wichtiger waren 
Regionen, in denen das Königtum sich durch Landbesitz und Anlegung von 
Königshöfen, Burgen und Pfalzen eine territoriale Machtbasis zu schaffen 
suchte; so etwa die Ottonen im östlichen Harzvorland, dem Gebiet zwischen 
Harz und Elbe, Saale und Mulde, das als "Kernlandschaft des frühmittelalter­
lichen deutschen Reiches" gilt, was von der Landesgeschichtsschreibung 
heute zur Gewinnung einer eigenen Landesidentität Sachsen-Anhalts rekla­
miert wird.6 

Die Könige und Kaiser in diesem Halbjahrtausend hatten keinen festen Sitz, 
sondern waren und regierten gewissermaßen auf Reisen.7 Diese 
"Reiseherrschaft" (Edith Ennen) war Goethe in seiner Abneigung gegen 
Hauptstädte so sympathisch, daß er sie in "Wilhelm Meisters Wanderjahren" 
sogar zum Merkmal freier Staaten erklären läßt: "Fragt man nach der höhern 
Obrigkeit, die alles lenkt, so findet man sie niemals an einem Orte. Sie zieht 
beständig umher, um Gleichheit in den Hauptsachen zu erhalten und in läß­
lichen Dingen einem jeden seinen Willen zu gestatten. Ist dies doch schon 
einmal im Lauf der Geschichte dagewesen. Die deutschen Kaiser zogen um-

3 Dazu: Hermann Heimpel: Hauptstädte Deutschlands. In: Deutsches Mittelalter, 1941, S. 144 
ff. - Alfred Wendehorst: Das H*auptstadtproblem in der deutschen Geschichte. In: Wendehorst / 
Schneider: Hauptstädte, S.83 ff. - Eberhard Faden: Berlin - Hauptstadt - seit wann und 
wodurch? Eine notwendige Klarstellung. In: Jahrbuch für Brandenburgische Landesgeschichte, 
Bd. 1, Berlin 1950, S. 17 ff. - Hans Rothfels: Von der brandenburgischen über die preußische 
zur deutschen Hauptstadt. In: Ders. : Berlin in Vergangenheit und Gegenwart, S. 1 ff. - Bodo-
Michael Baumunk und Gerhard Brunn: Hauptstadt: Zentren, Residenzen, Metropolen in der 
deutschen Geschichte (Katalog der Ausstellung in Bonn, 19. Mai - 20. August 1989), Köln 
1989; darin S. 19 - 24: Brunn: Die Deutschen und ihre Haupstadt. - Bodo-Michael Baumunk: 
"Hauptstadt, aber wo liegt sie ?". In: Zeit-Punkte, 1992, Nr. 2 (aus: "Die Zeit", Nr. 29, v. 13. 7. 
1990) - Die Hauptstädte der Deutschen. Von der Kaiserpfalz in Aachen zum Regierungssitz in 
Berlin, München 1993. 

4 Vgl. Wilhelm Berges: Das Reich ohne Hauptstadt. In: Das Hauptstadtproblem, S. 1 ff. - Edith 
Ennen: Funktions- und Bedeutungswandel der "Hauptstadt" vom Mittelalter zur Moderne. In: 
Schieder/ Brunn: Hauptstädte, S. 155 ff. 

5 Zu dieser Problematik vgl. Aloys Schulte: Anläufe zu einer festen Residenz der deutschen 
Könige im Hochmittelalter. In: Historisches Jahrbuch, 55, 1935, S. 131 ff. 

6 Vgl. H.-J. Bartmuß / H. Käthe: Kleine Geschichte Sachsen-Anhalts. Von den Anfängen bis 
zur Gegenwart, Halle 1992, S. 8, 20 ff. 

7 Hans Conrad Peyer: Das Reisekönigtum des Mittelalters. In: Vierteljahresschrift für Sozial-
und Wirtschaftsgeschichte, 51, 1964, S. 1 ff. 
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her, und diese Einrichtung ist dem Sinne freier Staaten am allergemäßesten. 
Wir fürchten uns vor einer Hauptstadt, ob wir schon den Punkt in unseren 
Besitzungen sehen, wo sich die größte Anzahl von Menschen ZUSammenhal-
ten wird." Die Fixierung als Wahlkönigtum durch die Goldene Bulle von 
1356 hat diesen Zustand gleichsam konserviert. Auch die schließliche Bin­
dung der Kaiserwürde an die Habsburger hat nicht dazu geführt, daß eine 
deutsche Stadt sich den Rang einer unumstrittenen "Reichs"-hauptstadt er­
oberte und so gleichsam als Kapitale eines künftigen Nationalstaats präfigu­
riert wurde. 
Hauptstädte sind - in der europäischen Geschichte - ein Produkt der Neuzeit, 
also der Zeit seit dem 15. Jh.. Sie entstanden mit den politisch-staatlichen 
Zentralisationen, denen - in der ersten Periode noch unter feudalen Herr­
schaftsverhältnissen - "in letzter Instanz" das Aufkommen und die Aus­
breitung bürgerlich-kapitalistischer Wirtschafts- und Gesellschaftsbeziehun­
gen zugrunde lagen. Erst mit dem Aufbau einer zunehmend einheitlicher ge­
stalteten Verwaltung mit dem dazugehörigen Beamtenapparat entwickelten 
sich die Sitze der jeweiligen Fürsten, die Residenzen von Fürstentümern oder 
Monarchien zu Zentren der Landesverwaltung und damit sukzessive zu Lan­
deshauptstädten.9 "Die europäischen Metropolen", konstatiert Theodor 
Schieder richtig, "sind durchweg fürstlich-dynastische Gründungen, Residen­
zen", "in aller Regel aus den Residenzen der Monarchien hervorgegangen".10 

Hauptstadt bedeutet immer politische Hauptstadt, staatliche Verwaltungs­
zentrale, in der also die zentralen Institutionen eines Staates konzentriert 
sind.11 Diese Funktion war und ist das eigentlich entscheidende Merkmal von 
Hauptstadt. 

8 Johann Wolfgang Goethe: Poetische Werke, Bd. 11, Berlin 1972, S. 429 f. - Vgl. auch 
Goethes Bemerkung über die Nachteile einer einzigen deutschen Kapitale im Gespräch mit 
Eckermann am 23. 10. 1828. In: Goethes Gespräche mit Eckermann, Berlin 1955, S. 434 ff. 
9 Vgl. Agnes Sägväri: Stadien der europäischen Hauptstadtentwicklung und die Rolle der 
Hauptstädte als Nationalrepräsentanten. In: Schieder / Brunn: Hauptstädte, S. 168 f. S. 
unterscheidet zwei Epochen der Entstehung von Hauptstädten in Europa: die Zeit vom 15. - 17. 
Jh., wobei das 17. Jh. (Absolutismus- Genesis) einen besonderen Höhepunkt bildet, und das 19. 
und beginnende 20. Jh., in dem Nationalbewegungen zum Durchbruch und vorläufigen 
Abschluß kamen. Der Zerfall der Sowjetunion und Jugoslawiens und die postsozialistischen 
Konstituierungen zahlreicher selbständiger Nationalstaaten scheinen einen nächsten, dritten 
Schub zu bringen, wobei es sich freilich durchweg nicht um "Neugründungen oder -
berufungen", sondern um schon deutlich vorgebildete, bereits als politische Zentren fungierende 
Hauptstädte handelt. 

10 Theodor Schieder: Einige Probleme der Hauptstadtforschung. In: Schieder / Brunn: 
Hauptstädte, S.3 und 1. 
11 Zur Bestimmung des Typs der Hauptstadt vgl. Schieder: Einige Probleme der 
Hauptstadtforschung, S.l ff. - Karl Hammer: Paris als exemplarische Hauptstadt. In: Schieder / 
Brunn: Hauptstädte, S. 149. - Ennen: Funktions- und Bedeutungswandel, S. 154 ff, 162 f. -
Sägväri: Stadien, S. 165, 167. Übereinstimmend wird als ausschlaggebend für den Charakter 
einer Hauptstadt deren politische Funktion als Landeszentrum bezeichnet. 
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Die entscheidende Phase der Ausbildung von Hauptstädten liegt in Europa in 
der Zeit des Absolutismus. Vom 15. - 17. Jh. fielen in den meisten Ländern 
zumindest die Vorentscheidungen, wenn nicht gar schon die eigentlichen 
Entscheidungen über die Hauptstädte von Staaten. In Westeuropa, wo der 
Ausbau "in großen, wesentlich auf Nationalität basierenden Monarchien" er­
folgte (wie Engels es formulierte),12 wurde im 17. und 18. Jh. auch bereits 
Klarheit geschaffen über die Kapitalen künftiger bürgerlicher National­
staaten. Die bürgerlichen Revolutionen bestätigten hier nur historisch bereits 
gefallene Entscheidungen. Paris und London waren als politische Zentren be­
reits seit dem 15. Jh. anerkannt und wurden als Hauptstädte fortan nicht mehr 
in Zweifel gezogen.lj In Spanien hatte sich unter dem Absolutismus Madrid 
durchgesetzt, in Rußland die Petrinische Neugründung Petersburg, ohne daß 
Moskau seine besondere Stellung ganz verlor und daher für das 18. und 19. 
Jh. von zwei russischen Hauptstädten die Rede ist,14 in Schweden Stock­
holm, in Dänemark Kopenhagen.13 

In Italien, das wie Deutschland staatlich zersplittert war, nahm Rom wegen 
seiner mächtigen antiken Tradition als Zentrum des Imperium Romanum und 
später, im Mittelalter als Zentrale der katholischen Weltkirche gegenüber al­
len anderen territorialstaatlichen Kapitalen eine herausgehobene, für eine 
Nationalhauptstadt geradezu prädestinierte Stellung ein. "Die historischen 
kulturellen und religiösen Dimensionen Roms haben sein Risorgimento zur 
Hauptstadt Italiens hervorgebracht."16 Die im Risorgimento von Mazzini, 
Gioberti und Garibaldi vehement auf den Schild gehobene Roma-capitale-
Idee ließ keine andere Lösung zu. Wie in Deutschland in den sechziger 
Jahren des 19. Jh. die Hauptstadt Preußens zur deutschen Hauptstadt wurde, 
so war auch in Italien der Regierungs- und Parlamentssitz des sich seit 1859 
konstituierenden Nationalstaats verständlicherweise zunächst in Turin, der 
Kapitale Piemonts, des führenden Staates im Einigungsprozeß angesiedelt. 
Anders als in Deutschland aber verblieb er dort nicht, sondern wurde bereits 

12 Friedrich Engels: Dialektik der Natur. In: Marx-Engels-Werke (MEW), Bd. 20, S. 311. 

13 Vgl. Sägväri: Stadien, S. 168. - Hammer: Paris, S. 135 ff. - Gustav Roloff: Hauptstadt und 
Staat in Frankreich. In: Das Hauptstadtproblem, S. 249 ff. - Paul Kluke: Das englische 
Hauptstadtproblem in der Neuzeit. In: Ebenda, S. 267 ff. 

14 Vgl. Hans Lemberg: Moskau und St. Petersburg. Die Frage der Nationalhauptstadt in 
Rußland. Eine Skizze. In: Schieder / Brunn: Hauptstädte, S. 103 ff. - Joseph Schütz: Rußlands 
Hauptstädte. In: Wendehorst / Schneider: Hauptstädte, S. 107 ff. - Conrad Grau: Zur 
Hauptstadtentwicklung in Rußland: Kiev - Moskau - Petersburg. In: WMHG, II-III/1988, S. 44 
ff. 

15 Vgl. Robert Sandberg: Stockholm wird Hauptstadt. Die Entwicklung Stockholms 1600-
1650. In: WMHG, 11-111/1988, S. 50 ff. - Thomas Riis: Vom Reisekönigtum zur absolutistischen 
Hauptstadt. Das Beispiel Dänemarks seit dem 15. Jahrhundert. In: Ebenda, S. 57 ff. 

16 Rudolf Uli: Hauptstadtprobleme im modernen Italien. In: Schieder/ Brunn: Hauptstädte, S. 
71 ff. 
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1865 nach Florenz verlegt. Aber auch dies war nur ein Provisorium. Als sich 
im Gefolge des deutsch-französischen Krieges 1870/71 die französische Be­
satzung aus Rom zurückziehen mußte, der selbständige Kirchenstaat liqui­
diert und so 1870 die nationale Einigung Italiens vollendet werden konnte, da 
war die Erhebung Roms zur Hauptstadt des italienischen Nationalstaats eine 
Selbstverständlichkeit. 

In Deutschland gab es im 19. Jahrhundert keine vergleichsweise so unbestrit­
tene nationale Metropole, wie es Rom für Italien war. Wie in Italien war auch 
in Deutschland eine Vielzahl von gleichberechtigt nebeneinander existieren­
den Residenzen entstanden, die in den deutschen Klein- und Mittelstaaten 
beim Übergang zum zentralisierten Verwaltungsstaat für ihr Land durchaus 
Hauptstadtcharakter annahmen. Wie Wien für die Habsburger Monarchie und 
Berlin für Preußen, so waren Dresden im Königreich Sachsen, München für 
Bayern,17 Stuttgart für Württemberg und Karlsruhe für Baden etc. unumstrit­
tene Landeszentralen. Wien und Berlin nahmen als Hauptstädte der beiden 
größten und um die Hegemonie im Reich rivalisierenden deutschen Staaten 
zwar eine Sonderstellung ein, doch galten sie beide im öffentlichen Bewußt­
sein im 18. und 19. Jh. mitnichten von vornherein als wichtigste Anwärter für 
die Hauptstadt der angestrebten nationalstaatlichen Vereinigung, eines auf 
bürgerlichen Grundlagen erneuerten deutschen Reiches. Wien, wo bis 1806 
die Habsburger als Kaiser residierten, mag zunächst noch eher denkbar ge­
wesen sein; Berlin stand am Anfang des 19. Jahrhunderts noch außer jeder 
Diskussion. 

Da sich das Schwergewicht der geschichtlichen Entwicklung in Deutschland 
seit dem 15./16. Jh. vom Reich endgültig in die Territorialstaaten verlagerte 
und auch die bestehenbleibenden, aber immer machtloser werdenden Reichs-
Institutionen nicht an einem Ort konzentriert, sondern auf mehrere Städte ver­
teilt waren, hatte keiner dieser Orte die Chance, historisch in den Rang einer 
Reichshauptstadt hineinzuwachsen. Karl Otmar von Aretin bezeichnete diese 
Situation treffend als "Multizentralität der Hauptstadtfunktionen".18 In Wien 
residierte der Kaiser des Heiligen Römischen Reiches deutscher Nation, so­
fern nicht - was die Ausnahme war - ein Nicht-Habsburger gewählt wurde, 
und hatten die Reichskanzlei und der Reichshofrat ihren Sitz. Zwar wurde der 
Kaisersitz zur Hauptstadt der habsburgischen Großmacht (und nach 1918 
Österreichs)19 , nicht aber zur anerkannten Reichszentrale. Auch Regens­
burg, seit 1663 als Sitz des Immerwährenden Reichstags, der zentralen Ver-

17 Vgl. Karl Otmar v. Aretin: München. Residenz-Hauptstadt-Metropole. In: WMHG, II-
111/1988, S. 27 ff. 

18 v. Aretin: Das Reich ohne Hauptstadt? Die Multizentralität der Hauptstadtfunktionen im 
Reich bis 1806. In: Schieder / Brunn: Hauptstädte, S. 5 ff. 

19 Vgl.Adam Wandruszka: Wien - Hauptstadt eines Großreiches und eines Kleinstaats. In: 
Schieder/ Brunn: Hauptstädte, S. 113 ff. 
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tretung aller Reichsstände, nach Wien institutionell wohl am stärksten mit 
Hauptstadtfunktionen versehen, vermochte keine herausgehobene Stellung zu 
gewinnen. Noch weniger war dies von Wetzlar, dem Sitz des Reichskammer­
gerichts, zu erwarten. Die Krönungsstadt Frankfurt schließlich, in die jeder 
neugewählte Kaiser zu diesem Akt mußte (für viele von ilinen war dies der 
einzige Besuch dieser Stadt), wo aber auch Wahlkonvente abgehalten wur­
den, hatte sonst keinerlei institutionalisierte Reichsfunktionen und schied 
deshalb als mögliche Reichshauptstadt aus. Deutschland "hat bis 1804/06 
seine Kaiserresidenz Wien, glanzvoll anziehend, musisch, es hat München, 
Kassel, Heidelberg, Detmold, Bückeburg, Oldenburg, Wolfenbüttel, Gotha, 
Weimar, Dresden - es hat diese und viele andere Residenzen, aber es hat 
keine Mitte, kein schlagendes Herz, keine Hauptstadt."20 

Die Großen des deutschen Geisteslebens vom 17. bis 19. Jh. hatten zu dem 
Deutschland ohne wirkliche Hauptstadt eine durchaus zwiespältige Hal­
tung.21 Pufendorf und Leibniz, aber auch Lessing haben das Fehlen einer, mit 
Paris und London vergleichbaren, deutschen Kapitale wiederholt beklagt. 
Auch Wieland, Herder und Goethe wußten um den Vorzug eines einzigen po­
litischen und kulturellen Zentrums. Aber sie haben wie Schiller wesentlich 
stärker die Nachteile einer solchen Zentralisation benannt und im Gegensatz 
dazu die deutsche Mehrstaatlichkeit mit ihren zahlreichen Residenzen als 
einen großen Vorteil für die Vielgestaltigkeit und den Reichtum von Kultur 
und Wissenschaft in Deutschland positiv empfunden und bewertet. 

Als im Gefolge der Französischen Revolution von 1789 an der Wende vom 
18. zum 19. Jh. die bürgerliche Umgestaltung einsetzte und damit auch der 
Nationalstaat Ziel immer stärker werdender gesellschaftlicher Bestrebungen 
wurde, sich eine Nationalbewegung entwickelte, besaß Deutschland daher 
keinen historisch gewachsenen Ort, der als nationales Integrationszentrum 
hätte fungieren können. Die Hauptstadtfrage war in jeder Hinsicht offen. Dies 
um so mehr, als 1806 das Reich aufgelöst wurde und damit auch die auf ver­
schiedene Orte verteilten Hauptstadtfunktionen, die sogenannte Multizentrali-
tät, hinfällig wurde. Nachgewirkt haben die Reichstraditionen in der Haupt­
stadtfrage jedoch. Außer Wien brachten sich, als die Dinge 1848 erstmals 
wirklich aktuell wurden, alle anderen infrage kommenden Orte unter Be­
rufung auf ihre Stellung im Alten Reich sofort ins Gespräch. 

In der ersten Hälfte des 19. Jh. vollzogen sich in der deutschen Hauptstadt­
problematik zwei wesentliche Veränderungen. Erstens erfolgte ein deutlicher 
Aufstieg Berlins. Während Wien seinen Glanz als Kaiserstadt und bedeuten­
des Kulturzentrum bewahrte, aber seinen Einfluß auf die sich entfaltende 
Nationalbewegung nicht ausbauen konnte, vermochte sich Berlin gerade in 

20 Berges: Das Reich ohne Hauptstadt, S. 27. 
21 Vgl. dazu den informativen Überblick von Faden: Berlin - Hauptstadt, S. 18 ff. 
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dieser Beziehung beträchtlich nach vorn zu schieben.^ Die bürgerlichen 
Reformen, die Preußen in eine fuhrende Stellung in der nationalen Unabhän­
gigkeitsbewegung brachten^"3 und bereits auf seinen nationalen Hegemonie­
anspruch aufmerksam machten, hoben auch Berlins Position. Auch durch die 
kräftige wirtschaftliche Entwicklung gewann die Stadt an der Spree deutlich 
an Gewicht.24 Noch mehr aber wurde sie als ein Zentrum der Aufklärung und 
Romantik und dank der neugegründeten Universität auch als Metropole der 
Wissenschaft und des Geisteslebens zu einem nationalen Integrationspunkt. 
Nicht nur wegen der politischen Macht der Hohenzollern, die hier angesiedelt 
war, war Berlin in den Auseinandersetzungen um eine deutsche National­
hauptstadt fortan ernst zu nehmen. In dem Maße, wie der bürgerliche Fort­
schritt in Wirtschaft, Sozialleben, Politik und Kultur Preußen erneuerte, auch 
seinen Charakter als deutschen Staat weiter ausprägte und Berlin selbst füh­
rend in diese Entwicklung einbezogen war, wuchsen seine objektiven Vor­
aussetzungen, um Nationalhauptstadt zu werden. Es gab in den vierziger Jah­
ren gewiß schon vieles, was auf eine nationale Funktion Berlins hindeuten 
mochte; eine historische Zwangsläufigkeit gab es gleichwohl nicht.23 Es fällt 
vielmehr auf, daß die öffentliche politische Debatte um das national-politi­
sche Zentrum bis 1848/49 um Berlin einen Bogen machte. Die Spreemetro­
pole blieb zunächst ganz am Rande, geradezu unbeachtet, nicht zuletzt wohl 
auch wegen mancher liberaler und demokratischer Vorbehalte, die Preußen 
gegenüber wegen reaktionärer Haltungen geltend gemacht wurden. 

Zweitens erwarb sich im Vormärz mit Frankfurt eine bislang nahezu chancen­
lose Stadt eine Anwartschaft auf die künftige politische Nationalrepräsen­
tation. Gegenüber allen anderen Städten mit alten Reichstraditionen gewann 
sie bis 1848 einen deutlichen Vorsprung. Die Entscheidung von 1815, gegen 
die bayerischen Städte Nürnberg oder Regensburg das zur Freien Stadt er-

22 Vgl. Brunn: Die deutsche Einigungsbewegung und der Aufstieg Berlins zur deutschen 
Hauptstadt. In: Schieder / Brunn: Hauptstädte, S. 15 ff. - Richard Dietrich: Von der 
Residenzstadt zur Weltstadt. Berlin von Anfang des 19. Jahrhunderts bis zur Reichsgründung. 
In: Das Hauptstadtproblem, S. 111 ff. - Faden: Berlin-Hauptstadt, S. 23 ff. - Rothfels: Von der 
brandenburgischen zur deutschen Hauptstadt, S. 7 ff. - Horst Möller: Die politische und 
kulturelle Rolle Berlins von der Aufklärung bis zur Reichsgründung. In: Ribbe / Schmädeke: 
Berlin im Europa der Neuzeit, S.55 ff. - Walter Schmidt: Berlin in der bürgerlichen 
Umwälzung. Von der feudalen preußischen Residenz zur kapitalistischen Hauptstadt des 
deutschen Reiches. In: ZfG, 35, 1987, H. 6, S. 508 ff. 

23 Hagen Schulze: Berlins Rolle in den Kriegen gegen Napoleon. In: Ribbe / Schmädeke: 
Berlin im Europa der Neuzeit, S. 75 ff. 

24 Ilja Mieck: Berlin als deutsches und europäisches Wirtschaftszentrum. In: Ribbe / 
Schmädeke: Berlin im Europa der Neuzeit, S. 121 ff. 

25 Vgl. dazu Rothfels' Ausführungen zu den drei Alternativen im 19. Jh. (Weimar-Berlin, 
Wien-Berlin und Frankfurt-Berlin) in: Rothfels: Von der brandenburgischen zur deutschen 
Hauptstadt, S. 7 f., und die Auseinandersetzung Brunns mit Herzfelds und Rothfels' zu stark 
auf Berlin fixierter Sicht in: Brunn: Die deutsche Einigungsbewegung, S. 16 ff. 
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hobene Frankfurt zum Sitz des Bundestages des neugebildeten Deutschen 
Bundes zu machen," schuf ohne Frage neue Tatsachen, gab den alten 
Reichstraditionen als Wahlort und Krönungsstadt der deutschen Kaiser eine 
neue "materielle Basis" und ließ Frankfurt bis zur Revolution auch in den 
Debatten um den politischen Zentralpunkt des herbeigesehnten deutschen 
Einheitsstaats weit nach vorn rücken. 

Wirklich akut wurde die Hauptstadtfrage allerdings erst mit dem Ausbruch 
der Revolution im Februar/März 1848 und den Wahlen zu einem konstituie­
renden Nationalparlament. Die Gründung eines neuen deutschen Reiches als 
demokratisch-parlamentarisch konstituierter Nationalstaat schien in greifbare 
Nähe zu rücken. Wollte man, wonach damals alle politisch progressiven 
Kräfte strebten, einen einheitlichen deutschen Nationalstaat aus der Taufe 
heben, dann mußte man sich auch über dessen politisch-administratives Zen­
trum Gedanken machen. Es ist daher nicht verwunderlich, daß unmittelbar 
nach den Märzsiegen, noch vor den Wahlen zur Nationalversammlung, in 
Zeitungen und Flugschriften eine öffentliche Diskussion um die künftige 
Hauptstadt Deutschlands einsetzte. Seit Anfang April war die deutsche 
Hauptstadt ein Thema, das zwar nie ins Zentrum der politischen Aus­
einandersetzungen gelangte, gleichwohl deutlich artikuliert und heftig und 
kontrovers öffentlich erörtert wurde. 

Die Metropolen der beiden rivalisierenden deutschen Großmächte Österreich 
und Preußen - Wien und Berlin - wurden in diesen Debatten um den Regie-
rungs- und Parlamentssitz eines einheitlichen deutschen Staates anfangs 
überhaupt nicht ins Auge gefaßt.27 Als größter Favorit erschien zunächst 
Frankfurt am Main.28 Die Mainmetropole hatte gegenüber anderen deutschen 
Städten einen deutlichen Bonus. Sie war erstens, wie bereits erwähnt, seit 
mehr als drei Jahrzehnten Sitz des Deutschen Bundestages. Aber für Frank­
furt schlug nicht nur diese politisch-administrative Präfiguration zu Buche. 
Frankfurt galt zweitens in der politischen Öffentlichkeit vor allem als der 
Vorort des "dritten Deutschland". Die Stadt unterstand drittens - was für be­
sonders wichtig gehalten wurde - keiner landesherrlichen Hoheit; sie war ja 

26 Vgl. Richard Schwemer: Geschichte der Freien Stadt Frankfurt a.M. (1814-1866), Bd. 1, 
Frankfurt a.M. 1910, S. 101 ff, insb. S. 156 f. und 384 ff. 

27 Die folgenden Darlegungen über die Hauptstadtdebatte in der Revolution sind eine 
Zusammenfassung der Forschungsergebnisse in meinem Beitrag: Erfurt in der deutschen 
Hauptstadt-Diskussion 1848-50. Der Verein für die Verlegung des deutschen Parlaments nach 
Erfurt. In: Ulman Weiß (Hrsg.): Erfurt - Geschichte und Gegenwart. (Schriften des Vereins für 
die Geschichte und Altertumskunde von Erfurt, Bd. 2) Weimar 1995. 

28 Vgl. zum folgenden auch: Brunn: Die deutsche Einiglingsbewegung, S. 17 ff. - Lothar Gall: 
Frankfurt als deutsche Hauptstadt? In: Dieter Simon (Hrsg.): Akten des 26. Deutschen 
Rechtshistorikertages, Frankfurt a.M. 1987, S. 11 ff. - Hermann Meinert: Frankfurt und Berlin 
im Zeichen der Paulskirche. In: Archiv für hessische Geschichte und Altertumskunde, Neue 
Folge, Bd. 28, 1963, S. 417 ff. 
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gerade wegen des Bundestagssitzes 1815 zur Freien Stadt erhoben worden. 
Frankfurt verfugte viertens als Krönungsstadt deutscher Kaiser seit 1562 über 
bemerkenswerte historische Traditionen. Zugute kam der Stadt in den Augen 
der Liberalen fünftens schließlich die auffallende ökonomische Zurück­
gebliebenheit. Die Widersprüche der kapitalistischen Gesellschaft waren in 
der Stadt noch kaum spürbar, so daß man weniger Gefahr sah, daß hier ein 
das Parlament unter Druck setzendes radikales Zentrum entstehen könnte. 

Als die noch vom Bundestag eingesetzte Kommission von 17 Vertrauens­
männern, durchweg gemäßigte Liberale, sich im April 1848 an die Ausarbei­
tung einer reformierten Bundesverfassung machte, legte sie im § 6 des Ver­
fassungsentwurfs wie selbstverständlich Frankfurt als Residenzort des 
Reichsoberhaupts fest." Dahlmann, der für den Vorentwurf vor allem ver­
antwortlich zeichnete, begründete in der Debatte der Kommission diesen 
Vorschlag damit, daß gegen die bisherigen Zentren gerade mit einer neuen 
Hauptstadt ein deutliches und symbolträchtiges Zeichen für einen Neuanfang 
gesetzt werden müsse: "Es gelte namentlich, das künftige Haupt weder in 
Wien, noch Berlin, noch München sein zu lassen, sondern bildlich und ein­
dringlich zu zeigen, daß ein neues Leben angefangen werden müsse." 

Es nimmt daher auch nicht wunder, daß der von der Heidelberger Versamm­
lung der 51 ernannte Siebenerausschuß die Vertreter von Ständeversammlun­
gen und Parlamenten der Einzelstaaten sowie Männer des Vertrauens zu 
einem Vorparlament eben nach Frankfurt einlud und vom Vorparlament wie­
derum ganz selbstverständlich Frankfurt zum Tagungsort des deutschen 
Nationalparlaments auserkoren wurde. Auf diese Weise wurde Frankfurt 
1848/49 als der Vorort der gesamtdeutschen parlamentarisch institutionali­
sierten Revolution tatsächlich zu einem nationalen Zentrum. Ob Frankfurt bei 
einem Sieg der Revolution dann auch zwangsläufig Hauptstadt geworden 
wäre/0 läßt sich allerdings nicht ohne weiteres bejahen. Und zwar nicht nur 
deshalb, weil Berlin, falls es mit der von den Liberalen favorisierten klein­
deutschen Lösung unter preußischer Führung ernst werden sollte, sicherlich 
nicht ganz zu umgehen war. 

Berlin gehörte indes nicht zu den offiziellen Konkurrenten Frankfurts, son­
dern blieb, wenn man so will, ganz im Wartestand und wurde von niemand 
direkt vorgeschlagen. Andere Städte, die geographisch günstiger als Frank­
furt lagen, begannen jedoch schon im Frühjahr 1848 Ansprüche auf die spä­
tere Reichszentrale geltend zu machen. Ins Gespräch brachten sich in der 

29 Vgl. Rudolf Hübner (Hrsg.): Aktenstücke und Aufzeichnungen zur Geschichte der 
Frankfurter Nationalversammlung aus dem Nachlaß von Johann Gustav Droysen, Stuttgart, 
Berlin und Leipzig 1924, S. 54 f., 98. 

30 Wolf-Arno Kropat: Frankfurt zwischen Provinzialismus und Nationalismus. Die 
Eingliederung der "Freien Stadt" in den preußischen Staat (1866-1871), Frankfurt a.M. 1971, S. 
12. - Gall: Frankfurt, S. 12. 
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Ende März/Anfang April einsetzenden Hauptstadtdiskussion zunächst vor 
allem süddeutsche Städte wie Bamberg oder Nürnberg. Dagegen schlug An­
fang April ein Leipziger Korrespondent vor, Prag den Vorrang zu geben, um 
so die "slawisch-deutschen Brüder" ins neue deutsche Reich besser integrie­
ren zu können/1 

Kurz darauf kam Erfurt ins Spiel, das zum wohl ernsthaftesten Konkurrenten 
Frankfurts wurde. Zu seinem engagiertesten Befürworter wurde der Heidel­
berger Staatsrechtler Leopold Friedrich Ilse, Historikern der frühen Arbeiter­
bewegung wohl bekannt als Editor der Hauptberichte der Frankfurter Bun­
deszentralbehörde über die deutsche revolutionäre Bewegung des Vormärz, 
durch die wichtige Quellen zur Geschichte des Bundes der Gerechten über­
liefert wurden.J~ Politisch war Ilse ein Mann von gemäßigt konservativer 
Couleur, Anhänger der konstitutionellen Monarchie, der leidenschaftlich für 
die Hegemonie Preußens und einen preußischen Erbkaiser eintrat, die Demo­
kratie bekämpfte, aber auch mit den Liberalen wenig im Sinn hatte. Seit Ende 
April erschien sein Plädoyer für Erfurt in mehreren Zeitungen.JJ 

Wie andere hielt auch Ilse Frankfurt zunächst wegen der aus der Grenzlage 
sich ergebenden äußeren Gefährdungen als künftige Reichshauptstadt für 
gänzlich ungeeignet. Doch ging er bei seiner Argumentation für Erfurt ins 
Grundsätzliche. Auch wegen der administrativen Kommunikation mit dem 
ganzen Lande müßten Parlaments- und Regierungssitz in der Mitte Deutsch­
lands liegen. Und schließlich brauche die politische Zentrale unbedingt poli­
tische Unabhängigkeit, weswegen keine der einzelstaatlichen Hauptstädte, 
weder Berlin noch Wien oder München in Frage kämen. Aber auch Freie 
Städte, was gegen Frankfurt zielte, seien fragwürdig, da hier alles vom Geld­
markte abhinge. Erfurt sei indes der ideale Punkt für den "deutschen Bundes­
regierungssitz", vorausgesetzt, Preußen übergebe Festung und Stadt dem 
Reich, wovon sich Ilse fest überzeugt zeigte; die preußische Bezirksregierung 
könnte ja nach Mühlhausen gehen. 

Im Mai wurde Erfurt selbst mobil. Honoratioren der Stadt, allen voran der 
rechtsliberal-konservativ gefärbte Stadtrat und Direktor der Thüringischen 
Eisenbahngesellschaft Karl Herrmann und der Demokrat Goswin Krack-
rügge, luden Ilse nach Erfurt ein, berieten sich mit ihm und gründeten in der 
letzten Maidekade einen "Verein zur Erstrebung der Verlegung des Sitzes der 

31 Deutsche Allgemeine Zeitung (DAZ), 8. 4. 1848. 

32 Dr. L. Fr. Ilse: Geschichte der politischen Untersuchungen, welche durch die neben der 
Bundesversammlung errichteten Commissionen, der Central-Untersuchungs-Commission zu 
Mainz und der Bundes-Central-Behörde zu Frankfurt in den Jahren 1819 bis 1827 und 1833 
geführt sind, Frankfurt a. M. 1860. 

33 Vgl. Magdeburgische Zeitung, 27. 4. 1848. - Der deutsche Stadt- und Landbote (Erfurt), 3. 
5. 1848. -DAZ, 1 0 . \ 1848. 
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deutschen Nationalversammlung nach Erfurt".y Geworben wurden vor allem 
kapitalkräftige Leute. Man wollte Mittel für eine publizistische Kampagne 
zugunsten Erfurts zusammenbekommen. Etwa 100 Anhänger zählte die Mit­
gliederliste. Politisch-organisatorisch aktiv war jedoch nur ein Kern von etwa 
einem Dutzend Männern, die die gezielten Propaganda-Aktionen lenkten, 
und zwar ganz bewußt, wie es im Gründungsbeschluß hieß, "ohne öffentlich 
zu werden". Als Sprachrohr ließ man Ilse agieren, der zum öffentlichen An­
walt der Erfurter Ambitionen wurde. 

Im Auftrag des Vereins und von ihm honoriert, verfaßte Ilse eine Reklame-
Flugschrift für Erfurt als künftiger Reichshauptstadt, in der er seine schon in 
Zeitungsartikeln entwickelten Argumente für eine Verlegung der Verwal­
tungszentrale in die Mitte Deutschlands ausbaute/3 Seine zentrale Forderung 
lautete: Ein deutscher Regierungssitz muß in Deutschlands Mitte liegen, denn 
von hier aus sind erstens alle Teile des Landes am besten zu erreichen; hier 
hat die Reichszentrale zweitens die größte militärische Sicherheit vor äußerer 
Invasion, ist aber auch vor inneren Unruhen besser zu schützen; drittens kann 
aus dieser geographischen Lage am besten das von Slawen bewohnte Territo­
rium (also vor allem das tschechische Böhmen und die polnischen Landes­
teile) beherrscht und ins Reich integriert, deren gefürchtete politische Ver­
selbständigung verhindert werden. Erfurt erschien ihm dafür der ideale Ort zu 
sein, sofern Preußen es der Reichsgewalt überstellte. 

Zugleich bemühte sich Ilse, auf Vereinskosten in Frankfurt und bald darauf 
auch in Berlin, bei der Nationalversammlung wie beim preußischen Gouver­
nement eine Lobby für Erfurt zu formieren, wobei ihm in Frankfurt der Erfur­
ter Abgeordnete Gustav Graf von Keller und Mitglieder des Erfurter Ver­
legungsvereins, die wiederholt nach Frankfurt reisten, Schützenhilfe leisteten. 
Abgeordnete wie Regierungsmitglieder nachhaltig zu bearbeiten war Ziel und 
Absicht. 

Inzwischen war es in der Öffentlichkeit recht lebhaft um den lukrativ erschei­
nenden Sitz von Nationalparlament und Reichsregierung geworden. Als 
Konkurrenten Erfurts traten neben Regensburg, das auf den in seinen Mauern 
von 1663-1806 tagenden "Immerwährenden Reichstag" verweisen konnte, 
Augsburg, Würzburg, Nürnberg und Bamberg hervor, die sämtlich inmitten 
bayerischen Territoriums lagen. Aber auch Leipzig, Dresden und Prag wur­
den genannt. Gegen Jahresende suchte sogar Erfurts kleiner Nachbar Gotha 

34 Zu den Erfurter Aktivitäten, insbesondere zum Wirken des Vereins vgl.: Akten des Vereins 
für die Verlegung des deutschen Parlaments nach Erfurt. In: Stadtarchiv Erfurt (StAE), 4-1, X-
9, und Acta des Magistrats zu Erfurt betreffend die beabsichtigte Verlegung des Sitzes des 
deutschen Reichsparlaments nach Erfurt (1848-1854). In: StAE, 1-1, le, Nr. 31. - Karl 
Herrmann: Geschichte der Familie Herrmann, Bd. 1. In: StAE, 5/801 H 32. 

35 Vgl. Fr. Ilse: Über die Notwendigkeit, den Sitz der Reichsgewalt in die Mitte Deutschlands 
zu verlegen, Bonn 1848. 
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der thüringischen Metropole Paroli zu bieten. Einige Städte warteten wie Er­
furt mit eigenen Werbeschriften auf. 
Im Juli 1848 hatte ein Rheinländer sein Herz für Leipzig als künftige deut­
sche Hauptstadt entdeckt und dies nicht nur mit dessen Mittellage und vor­
züglichen Eisenbahnverbindungen begründet/6 In Anschlag brachte er auch 
die seit 1813 offensichtliche "große vaterländische Bedeutsamkeit" Leipzigs 
und seine Rolle als geistiges Zentrum. Für die Verlegung des Reichtstages 
nach Augsburg warb eine Münchener Schrift""7 

Zur deichen Zeit ließ sich Wetzlar, im alten Reich Sitz des Reichskammer-
gerichtesauf einen Streit mit Nürnberg um den Sitz des Reichsgerichts ein. 

Bamberg machte im Herbst in einer Werbeschrift seinen Anspruch auf den 
Parlaments- und Regierungssitz geltend, wobei es auf die während der Sep­
temberkrise offenbar gewordene politische Unzuverlässigkeit Frankfurts an­
spielte, aber auch gegen Erfurt polemisierte/9 Bamberg sei - anders als 
Erfurt - frei von jeder Militärherrschaft und biete statt einer Festung für die 
Sicherheit von Parlament und Regierung eine "gemessene Haltung der Be­
völkerung", in der das Proletariat ganz schwach und die Fabrikarbeiter über­
haupt nicht vertreten seien und darum auch "kein Boden zu Wühlereien vor­
handen" wäre. 

Gotha schließlich meldete sich Anfang 1849 zu Wort.40 Vielen Liberalen 
mißfiel der Festungscharakter der thüringischen Hauptstadt, und nach den 
bewaffneten Auseinandersetzungen in Erfurt von Mitte November 1848 
machte ihm überdies der Ruf eines Zentrums radikal-republikanischer Be­
strebungen zu schaffen. Darum betonte man sogleich, daß Gotha keine 
Festung sei, wohl aber von Erfurt aus beschützt werden könne, und stellte das 
Städtchen als ein Kleinod der Kunst und Wissenschaft vor, das mit Schloß 
Friedenstein durchaus auch über ein repräsentatives Gebäude für das Parla­
ment und das Reichsoberhaupt verfüge. Und sofern dies nicht ausreichen 

36 Leipzig, der Sitz des deutschen Parlaments. Der hohen deutschen constituirenden 
Nationalversammlung unterbreitet von einem Rheinländer, o.O.o.J. 

37 F. von Bernhard, Von der Verlegung des Reichstages nach Augsburg und dem endlichen 
Ausweg des Zwischenreiches, München 1848. Leider konnte diese Schrift nicht ausfindig 
gemacht werden. 

38 Nürnberg oder Wetzlar?, Gießen 1848. Am 31. 12. 1848 reichte der constitutionelle Verein 
der Stadt Wetzlar seine an die Frankfurter Nationalversammlung gerichtete Adresse, ob 
Nürnberg oder Wetzlar zum Sitz des deutschen Reichsgerichtes werden soll, auch bei der 
preußischen Regierung ein. Ministerpräsident Brandenburg gab die Eingabe in Umlauf. Die 
Regierung beschloß am 23. April 1849, sie schlicht unbeantwortet zu lassen. Vgl. Geheimes 
Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz (GStAPK) Berlin Rep 90, Tit. 44, Nr. 36. Zum Bürgertum 
in Wetzlar vgl. Hans Werner Hahn, Altständisches Bürgertum zwischen Beharrung und 
Wandel: Wetzlar 1689 - 1870, München 1991. 

39 Eignet sich die Stadt Bamberg zum Sitz der deutschen Reichsgewalt?, Bamberg 1848. 

40 Ob Gotha zum Sitz der Reichsregierung geeignet sei?, Gotha 1849. 
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sollte für sämtliche Reichsbehörden, könnten ja - so meinte der Autor pfiffig 
- auch Erfurt und Eisenach, die nur wenig entfernt lägen, etwas abbekommen. 

Eine Durchforschung der zahlreichen überregionalen, vor allem aber der 
lokalen Zeitungen mag gewiß noch weiteres Material zur 1848er Debatte um 
die Reichshauptstadtfrage zu Tage fördern, wenngleich Umfang und Gewicht 
der Hauptstadtdiskussion in der nach Aufhebung der Zensur außerordentlich 
debattierfreudigen Atmosphäre der Revolutionszeit nicht überschätzt werden 
dürfen. In den größeren politischen Blättern liberalen Zuschnitts erklomm die 
Hauptstadtfrage niemals den Rang von Leitartikeln. Es ist jedoch anzuneh­
men, daß auch Nürnberg, Würzburg und möglicherweise noch weitere Städte 
in diesen Monaten die Werbetrommel rührten und sich als Kandidaten für die 
neue Reichsmetropole anboten. 

Die demokratische Presse hielt sich - soweit festgestellt werden konnte - aus 
dem Streit um den künftigen politisch-staatlichen Mittelpunkt eines einigen 
Deutschland weitgehend heraus. Angesichts der noch ungelösten politischen 
Machtfragen war dies den Demokraten offenbar höchst unwichtig. Deren auf 
dem ersten Demokratenkongreß in Frankfurt im Juni 1848 gewählter Zentral­
ausschuß siedelte sich weder in Frankfurt noch in Erfurt an, sondern resi­
dierte interessanterweise zunächst in Berlin, wo Entscheidungskämpfe von 
nationaler Bedeutung stattgefunden hatten, eine Konstituante tagte, die sich 
mit einer realen konservativen Macht messen mußte und wo auch künftig ent­
schieden würde, ob die Revolution oder die Konterrevolution das Rennen 
machten. Der Zentralausschuß wich nach dem Sieg der Konterrevolution in 
Berlin im Dezember 1848 ins anhaltische Köthen aus, wo noch relativ weite 
demokratische Spielräume existierten, und schließlich nach Leipzig. 

Die deutsche Arbeiterbewegung, soweit sie sich in Gestalt der Arbeiterver­
brüderung schon im nationalen Rahmen organisierte, erklärte Leipzig zum 
Sitz ihrer Zentrale. Eine Favorisierung sowohl Berlins als auch des mittel­
deutschen Raums ist also nicht zu übersehen. Dagegen spricht weder der 
Gesellenkongreß im Sommer 1848 in Frankfurt noch die revolutionär-demo­
kratische Schwerpunktbildung mit starkem proletarischen Einfluß in Rhein­
preußen. 

Den äußersten linken Flügel der deutschen Demokratie, der sich in Köln um 
die von Marx und Engels herausgegebene "Neue Rheinische Zeitung" for­
miert hatte, kümmerte die Hauptstadtfrage am allerwenigsten. Für die "Neue 
Rheinische" war dies kein Thema. Als Verfechter einer unitaren deutschen 
Republik, die auf den Trümmern Preußens, der Habsburger Monarchie und 
der anderen deutschen Fürstenstaaten entstehen sollte, ließen Marx und 
Engels solche Fragen bewußt offen, getreu dem Grundsatz, daß sich der­
gleichen nicht dekretieren lasse, sondern analog der deutschen Einheit und 
Verfassung - "nur als Resultat aus einer Bewegung hervorgehen (kann), 
worin ebensosehr die inneren Konflikte als der Krieg mit dem Osten zur Ent-
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Scheidung treiben werden"41 . Einer energischen "Zentralgewalt" redeten sie 
wohl das Wort; keine Äußerung findet sich jedoch darüber, wo sie ihren Sitz 
nehmen sollte. Das mußte die revolutionäre Bewegung erst richten. Daß 
Frankfurt ihnen nicht gerade als idealer politischer Zentralort Deutschlands 
erschien, eben weil es die Konflikte der modernen Gesellschaft noch nicht 
kannte und daher nicht wie Paris ein revolutionärer Vulkan war, durch den 
Parlament und Regierung unter Druck gesetzt werden konnten, haben sie 
allerdings deutlich zu erkennen gegeben.42 Unter diesem Aspekt konnte 
ihnen eher noch Berlin, wo wirkliche Mächte sich gegenüberstanden, sym­
pathisch sein,4"3 obwohl sie an dieser Stadt seit jeher genügend auszusetzen 
hatten. 

Während den Sommer über die Hauptstadtfrage in der Öffentlichkeit ohne 
Zeitdruck debattiert werden konnte, rückten im Herbst aus verschiedenen 
Gründen Entscheidungen heran. In Frankfurt begann die Nationalversamm­
lung den Verfassungsentwurf systematisch zu diskutieren. Die September­
krise, die Frankfurt eine revolutionäre Erhebung brachte, gab den Gegnern 
Frankfurts einigen Aufwind. Die Chancen für die anderen Bewerber schienen 
zu steigen. In Erfurt trat der Verlegungs-Verein nun erstmals an die Öffent­
lichkeit. Er wandte sich an den Magistrat mit der Empfehlung, in Berlin und 
Frankfurt offiziell die Bereitschaft der Stadt zur Aufnahme von Parlament 
und Reichsregierung zu erklären. Die Reaktion auf das Angebot war nieder­
schmetternd. Das Reichsministerium in Frankfurt winkte mit der Begründung 
ab, es gebe keinen Handlungsbedarf, und aus Berlin kam erst gar keine Ant­
wort. 

Mit dem Sieg der Konterrevolution in Wien und Berlin im November 1848 
fielen im Grunde bereits Vorentscheidungen über die territoriale Dimension 
eines vereinigten Deutschlands. Da eine Einbeziehung Österreichs immer 
unwahrscheinlicher wurde, Deutschlands Schwerpunkt demzufolge weiter 
nach Norden rückte und Preußens Hegemonie im Einigungsprozeß unab-

41 Programme der radikal-demokratischen Partei und der Linken zu Frankfurt. In: MEW, Bd. 
5, S. 42T 

42 Vgl. Ebenda, S. 40: "Frankfurt am Main ist nur ein idealer Mittelpunkt, wie er der 
bisherigen idealen, d.h. nur eingebildeten Einheit Deutschlands entsprach. Frankfurt am Main 
ist auch keine große Stadt mit einer großen revolutionären Bevölkerung, die hinter der 
Nationalversammlung steht, teils schützend, teils vorwärtstreibend. Zum ersten Mal in der 
Weltgeschichte residiert die konstituierende Versammlung einer großen Nation in einer kleinen 
Stadt. Die bisherige deutsche Entwicklung brachte dies mit sich. Während französische und 
englische Nationalversammlungen auf einem feuerspeienden Boden standen - Paris und London 
- , mußte die deutsche Nationalversammlung sich glücklich schätzen, einen neutralen Boden zu 
finden...., wo sie in aller behaglichen Stille des Gemüts über die beste Verfassung und die beste 
Tagesordnung nachdenken kann." 

43 Vgl. Friedrich Engels: Revolution und Konterrevolution in Deutschland. In: MEW, Bd. 8, S. 
47 f. ~ 
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weisbarer denn je zu werden schien, schienen auch Erfurts Chancen gegen­
über den südwestdeutschen Städten, aber auch gegenüber Frankfurt, zu stei­
gen. 

Im Dezember standen schließlich im Nationalparlament Entscheidungen in 
der Hauptstadtfrage an. Der Verfassungsausschuß setzte den Punkt "Sitz des 
Reichsoberhaupts" am 18. Dezember 1848 auf die Tagesordnung.44 Die Dis­
kussion wurde zu einem Kräftemessen zwischen Frankfurt und Erfurt, das 
durch Ilse stark für sich Stimmung gemacht hatte. 

Dem Verfassungsausschuß waren von mehreren seiner Mitglieder sowie von 
zwei Fraktionsausschüssen Vorschläge zugegangen. Der von Soiron, Beseler, 
Dahlmann und Droysen ausgearbeitete Entwurf der Vorkommission hatte 
sich in dieser Frage bereits im Sommer unmißverständlich festgelegt. "Der 
Sitz der Reichsregierung", so hieß es im § 2, "ist zu Frankfurt am Main". 
Dieser Vorschlag stieß im Verfassungsausschuß jedoch auf beträchtlichen 
Widerspruch. Das Gutachten des Jenaer Abgeordneten Gustav Christian 
Schüler und die Stellungnahme der Kommission der Casino-Fraktion schlös­
sen sich zwar dem Entwurf der Kommission an, dagegen standen aber drei 
Voten für Erfurt: das Gutachten der linksliberalen Augsburger-Hof-Kommis­
sion und die Vorschläge von Heinrich Simon aus Breslau und F.E. Scheller 
aus Frankfurt/Oder, beide interessanterweise aus den östlichen Provinzen 
Preußens. Erfurt fand im Verfassungsausschuß nach Frankfurt die größte Be­
fürwortung. Gustav Schreiner aus Graz plädierte - aus österreichischer Sicht -
sowohl für Bamberg als auch für Regensburg. Die meisten Gutachten, so von 
Welcker, Max von Gagern, Gülich und Waitz, ließen die Frage des Re­
gierungssitzes offen. Der Wiener Sommaruga suchte schließlich einen salo­
monischen Ausweg: Ein besonderes Reichsgesetz sollte später den Sitz der 
Reichsregierung bestimmen. Mit diesen Angeboten hatte sich der Verfas­
sungsausschuß auseinanderzusetzen. 

In der Diskussion am 18. Dezember sprachen Scheller und Beseler leiden­
schaftlich für Erfurt. Erfurt sei gegenüber dem zu nahe an der Westgrenze ge­
legenen Frankfurt der richtige Punkt, und Preußen werde die Festung gern 
dem Reich zur Verfügung stellen. Beseler scherte sich nicht um Preußens 
Gunst oder Mißgunst, sondern machte geltend, daß man von Erfurt aus Preu­
ßen am besten beherrschen könne, wie ja auch Napoleon Deutschland von 
diesem Ort aus im Griff hatte. Gegen Erfurt sprach Wigard aus Dresden, der 
es nicht sehr verlockend fand, unter den Kanonen einer Festung zu beraten. 
Teilkampf aus Breslau wollte einen möglichst kleinen Ort in der Mitte 
Deutschlands wie in den USA "das kleine Dorf Washington" erwählt wissen, 

44 Zum folgenden vgl. Hübner: Aktenstücke und Aufzeichnungen zur Geschichte der 
Frankfurter Nationalversammlung, S. 315 ff, 721 ff. - Brunn: Die deutsche 
Einigungsbewegung, S. 20 f. 
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um "ohne Einfluß des Pöbels in Ruhe debattieren zu können". Und Ahrens 
aus Salzgitter brachte Österreichs wegen Dresden oder Leipzig in Vorschlag. 
Dahlmann, der unverkennbar Frankfurt retten wollte, wünschte, daß die 
Mainmetropole zunächst Regierungssitz bleiben sollte, ein späteres Reichs­
gesetz dies aber ändern könne. Sommaruga schließlich schlug wie schon in 
seiner eingebrachten Stellungnahme vor, die Entscheidung über den Re­
gierungssitz dem künftigen Reichstag zu überlassen. Diese Variante fand 
schließlich allgemeine Zustimmung. 

Die Diskussion des Verfassungsausschusses läßt deutlich erkennen, daß die 
tonangebenden Liberalen aus der Casino-Fraktion alles taten, um Frankfurt 
als Hauptstadt durchzusetzen. Doch stieß dies auf einen relativ starken Wi­
derstand. Erfurt hatte als Alternative zwar die größten Chancen, fand aber 
ebensowenig eine Majorität. Daher schien es am günstigsten, die ganze An­
gelegenheit einfach zu verschieben, wodurch jeder seine Hoffnungen be­
wahren konnte. Das machte die Sache konsensfähig. 

Zur ersten Lesung des Verfassungsentwurfs informierte Beseler als Aus­
schußberichterstatter am 15. Januar 1849 das Parlament über die Meinungs­
verschiedenheiten und empfahl die gefundene Lösung, die Bestimmung der 
Reichshauptstadt späterer Reichsgesetzgebung zu überlassen.43 Diese Fest­
legung ging sowohl in der ersten wie in der im März erfolgenden zweiten Le­
sung ohne Widerspruch unverändert durch. In der Nationalversammlung 
selbst wurde die Frage des künftigen Regierungs- und Parlamentssitzes über­
haupt nicht erörtert. Niemand hielt dies für so wichtig, daß er den Vorschlag, 
dieses Problem vom späteren Reichstag lösen zu lassen, in Frage gestellt 
hätte.46 

Ungeachtet des Frankfurter Aufschiebungsbeschlusses in der Hauptstadtfrage 
lief die Diskussion weiter. Vor allem Erfurt blieb weiter am Ball. Sein pu­
blizistischer Fürsprecher Ilse verlegte nun allerdings das Schwergewicht sei­
ner Einflußnahme ganz nach Berlin, wohl wissend, daß ohne Preußen seit 
Jahresbeginn 1849 im deutschen Einigungsprozeß gar nichts mehr laufen 
würde. Er antichambrierte sowohl bei Manteuffel und Brandenburg in Berlin 
als auch bei Radowitz, der in Frankfurt die äußerste rechte Fraktion anführte. 
Bis zur Ablehnung der Kaiserkrone durch Friedrich Wilhelm IV. ging man in 
Erfurt immer noch davon aus, daß sich die preußischen Machtinteressen über 
die Frankfurter Schiene, also durch ein Bündnis der preußischen Regierung 

45 Vgl. Stenographischer Bericht über die Verhandlungen der constituirenden 
Nationalversammlung zu Frankfurt am Main, Bd. 6, Frankfurt am Main 1849, S. 4679. 

46 Dieser Beschluß schlug sich dann auch im § 71 der Reichsverfassung vom 28. März 1849 
nieder, wo es heißt: "Die Residenz des Kaisers ist am Sitze der Reichsregierung Die 
Bestimmungen über den Sitz der Reichsregierung bleiben einem Reichsgesetz vorbehalten." 
Vgl. Ernst Rudolf Huber (Hrsg.): Dokumente zur deutschen Verfassungsgeschichte, Bd. 1 
(1805-1850), Stuttgart, Berlin, Köln, Mainz 1978, S. 382. 
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mit den Frankfurter Liberalen verwirklichen ließen. Auf diesem Wege aber 
schien Erfurt als preußische Festung für Preußen ein attraktiveres Angebot zu 
sein als die Freie Stadt Frankfurt.47 Stärker ins Spiel gebracht wurde nun 
erstmals auch die konfessionelle Frage. Für Erfurt, so meinte man, spreche, 
daß anders als bei den katholischen Städten Südwestdeutschlands beide Kon­
fessionen zu etwa gleichen Teilen in seinen Mauern vertreten seien und man 
nur noch einen katholischen Bischofssitz einzurichten brauche. 

Für die fernere Zukunft freilich wollte sich Ilse nun die Hände nicht mehr 
binden lassen. Wenn die nationale Zentralisation Deutschlands vollendet sei, 
wäre, schon wegen der deutschen Interessen auf den Weltmeeren, eine noch­
malige Verlegung des Regierungssitzes nach Norden durchaus nicht aus­
zuschließen, wobei nur Berlin als Reichshauptstadt in Frage komme. Die An­
passung an preußische Ambitionen ist unübersehbar. Eine Reichshauptstadt 
Erfurt erscheint nur noch als ein für die nationale Integration temporär un­
vermeidlicher Notnagel. Die Lösung von 1871 ist hier schon gedanklich anti­
zipiert. 

Seit April 1849 überschnitten sich die zuendegehenden Frankfurter parlamen­
tarisch-demokratischen Bemühungen zur Schaffung eines konstitutionell­
monarchischen Deutschen Reiches mit einem preußischen Erbkaiser an der 
Spitze mit den nun beginnenden, von Joseph von Radowitz initiierten und 
vorangetriebenen Bestrebungen Preußens, unter seiner Hegemonie einen 
durch Übereinkunft mit den Fürsten aus der Taufe zu hebenden, aber durch 
Zustimmung eines Parlaments konstitutionell abgestützten deutschen Bundes­
staat ohne Österreich zustande zu bringen. Ende April wurde klar, daß nur 
letzteres Konzept noch einige Chancen, auch für Erfurts Ansprüche, hatte. 
Am 28. April schrieb Ilse aus Frankfurt nach Erfurt: "Das Schicksal unseres 
Planes für Erfurt wird mit der Oktroyierung jetzt in Berlin entschieden. Hier 
ist nichts mehr zu tun. In Berlin wird man die künftige Reichshauptstadt 
oktroyieren."48 Ohne Zögern stieg er auf die preußische Unionspolitik7 um 
und versuchte über seine Kontakte zu Ministern und politisch führenden 
Köpfen in der preußischen Hauptstadt nun deren Interesse für Erfurt als 
Unions-Metropole zu wecken. 

47 Vgl. L.F. Ilse: Das Interesse Preußens bei der Verlegung des Sitzes der Reichsgewalt nach 
Erfurt Berlin 1849. 

48 StAE, 4-LX-9, Bl. 181. 

49 Zur preußischen Unionspolitik vgl. F. Meinecke: Radowitz und die deutsche Revolution, 
Berlin 1913, S. 265 ff. - Huber: Deutsche Verfassungsgeschichte seit 1789, Bd. II, Stuttgart 
1960, S. 885 ff. - Gall: Bismarck. Der weiße Revolutionär, Frankfurt a.M. u.a. 1980, S. 99 ff. -
Ernst Engelberg: Bismarck. Urpreuße und Reichsgründer, Berlin 1985, S. 337 ff - Konrad 
Canis: Joseph Maria von Radowitz. Konterrevolution und preußische Unionspolitik. In: Helmut 
Bleiber / Walter Schmidt / Rolf Weber (Hrsg.): Männer der Revolution von 1848, Berlin 1987, 
Bd. 2, S. 449 ff. 
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Im preußischen Gouvernement war man mit Erfurts Wünschen zwar wohlver­
traut, aber keineswegs schon auf diese Stadt als künftige politische Unions­
zentrale festgelegt. Manteuffel stieß im Ministerrat zunächst auf Widerstand. 
Der erste Vorsitzende des Unions-Verwaltungsrats von Canitz sprach sich 
zwar gegen Gotha und Weimar aus, war aber auch nur wenig für Erfurt ein­
genommen. Gegen Erfurt intrigierte vor allem die rheinische Partei. Auch 
Berlin meldete schon Ansprüche als Sitzungsort für das Unionsparlament an. 

In preußischen Regierungskreisen wollte man natürlich eine preußische Stadt 
als Unionszentrale. Erfurts Vorzug bestand gerade darin, daß die Stadt einer­
seits in preußischer Hand war und von einer Festung in Schach gehalten wer­
den konnte. Andererseits aber hatte sie nichts Altpreußisches an sich und 
konnte daher eher der Gunst der Klein- und Mittelstaaten gewiß sein. Der 
Initiator und leitende Kopf der Unionspolitik von Radowitz kannte aus seiner 
Frankfurter Abgeordnetenzeit Erfurts Ambitionen und stand ihnen im ganzen 
wohlwollend gegenüber. Gleichwohl war die Hauptstadtfrage für die Union, 
konkret zunächst der Tagungsort des Unionsparlaments, auch in preußischen 
Regierungskreisen lange Zeit unentschieden. Die Berliner Konferenz von 
Ende Mai 1849, die zum Dreikönigsbündnis führte und die Unionspolitik of­
fiziell auf den Weg brachte, enthielt noch keine Festlegung des späteren Sit­
zes der Bundesinstitutionen. Immerhin aber schlug sich das besondere Inter­
esse an Erfurt in der Verlegung des Unionsschiedsgerichts in diese Stadt nie­
der. Und in internen Absprachen mit Hannover und Sachsen während der 
Konferenz war Erfurt auch schon als Sitz von Reichstag und Reichsregierung 
ins Auge gefaßt worden.D 

Eine Entscheidung über die Hauptstadtfrage wurde erst fällig, als die Einbe­
rufung einer gewählten "Reichsversammlung" akut wurde, die den am 28. 
Mai 1849 herausgegebenen Verfassungsentwurf beraten und ihm zustimmen 
sollte. Hannover und Sachsen zögerten einen entsprechenden Beschluß zu­
nächst hinaus. Aber auch Preußen zeigte noch keine Eile. Erst als Preußen 
nach seiner Übereinkunft mit Österreich über die Bildung einer provisori­
schen Zentralgewalt die Gefahr eines Sympathie- und Vertrauensschwundes 
bei den der Union beigetretenen Kleinstaaten befürchtete und sich darum An­
fang Oktober entschied, im Gegenzug wenigstens den Termin für Wahlen 
zum Unionsparlament festzusetzen, entstand Entscheidungsbedarf auch in der 
Hauptstadtfrage. Das preußische Staatsministerium einigte sich am 12. Okto­
ber 1849 auf Erfurt.51 

Als der neue Verwaltungsratsvorsitzende von Bodelschwingh den Vorschlag 
Erfurt am 19. Oktober in seinem Gremium einbrachte, stieß er hier jedoch auf 

50 F. Meinecke: Radowitz, S. 325. 

51 Vgl. Geheimes Staatsarchiv Preußischer Kulturbesitz (GStAPK) Berlin, Rep. 90a, III, 2b, 
Nr. 6, Bd. 58, Bl. 139 ff. 



Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät 6(1995) 6 23 

entschiedene Ablehnung. Fast alle Mitglieder des Verwaltungsrats erklärten 
sich gegen Erfurt.32 Stattdessen sollte eine rheinische Stadt die Ehre erhalten. 
Im Staatsministerium wurde daraufhin zwar festgelegt, nach wie vor noch auf 
Erfurt zu bestehen, als Ausweichvariante aber eventuell Halle anzubieten. 
Das Rheinland kam - nach den Erfahrungen von 1848/49 - auf keinen Fall in 
Frage. Die Rheinprovinz, seit 1815 zwar preußisch und bereits fest in den 
Staatsverband eingegliedert, galt der preußischen Regierung als unberechen­
barer revolutionärer Unruheherd, dem man weder den Parlaments- noch den 
Regierungssitz eines preußisch-kleindeutschen Reiches anvertrauen wollte. 
Der Verwaltungsrat beugte sich schließlich am 17. November dem sichtlich 
starken preußischen Druck. Im geglätteten offiziellen Protokoll hieß es viel­
sagend, daß man "in Erwägung daß.... über den für das Zusammentreten der 
nächsten Reichsversammlung zu wählenden Ort unter den sämtlichen an­
wesenden Vertretern der verbündeten Regierungen schließlich ein Dissens 
nicht mehr obwaltet", Erfurt als Parlamentssitz beschließe.^ 
Im Januar 1850 fanden die Wahlen zum Unionsparlament statt, das vom 20. 
März bis 29. April nach dem Willen Friedrich Wilhelms IV. im Erfurter 
Augustiner-Kloster tagte, in dem Luther zwischen 1505 und 1511 mit Unter­
brechungen gelebt hatte. Es debattierte und revidierte auf preußischen 
Wunsch den von Radowitz vorgelegten Verfassungsentwurf einer deutschen 
Union und gab ihm seine Zustimmung.34 Historische Wirkungen gingen von 
diesem Parlament freilich nicht aus. Preußen zog sich von seinen eigenen 
Plänen mehr und mehr zurück, ließ den Inspirator der Unionspolitik von 
Radowitz fallen und kapitulierte unter kombiniertem österreichisch-russi­
schen Druck im November 1850 in Olmütz. Damit aber war für zwei Jahr­
zehnte auch das Hauptstadtproblem eines deutschen Nationalstaates wieder 
vom Tisch. Mit der Restauration des Deutschen Bundes 1851 kam Frankfurt 
als Bundestags-Sitz wieder zu seinem Recht, wurde dann aber - wie zur 

52 Vgl. Protokollarische Verhandlungen des Verwaltungsrathes der auf Grund des Vertrages 
vom 26. Mai 1849 verbündeten Deutschen Regierungen, Bd. 3, Berlin 1849, S. 98 f. - GStAPK 
Berlin, Rep. 90, B III, 2b, Nr. 6, Bd. 58, Bl. 164 ff., 169 f. 

53 Protokollarische Verhandlungen, Bd. 3, S. 182. 

54 Vgl. Gustav Brünnert: Das Erfurter Unions-Parlament im Jahre 1850, Erfurt 1913. - Karl 
Binding: Der deutsche Bundesstaat auf dem Erfurter Parlament von 1850. In: Karl Binding: 
Zum Werden und Leben der Staaten, Berlin 1920, S. 57 ff - Huber: Deutsche 
Verfassungsgeschichte, Bd. 2, S. 894 ff. - Manfred Botzenhardt: Deutscher Parlamentarismus in 
der Revolutionszeit 1848 - 1850, Düsseldorf 1977, S. 767 ff. - Walter Schmidt: Erfurt und das 
deutsche Unionsparlament von 1850. In: Ulman Weiß (Hrsg.): Erfurt 742 - 1992. 
Stadtgeschichte - Universitätsgeschichte, Weimar 1992, S. 525 ff. - Jochen Lengemann: Die 
thüringischen Mitglieder des Erfurter Unionsparlaments. In: Zeitschrift des Vereins für 
Thüringische Geschichte, Bd. 47, 1993, S. 99 ff. 
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Strafe - im Zuge der Revolution von oben nach 1866 von Preußen annektiert 
und einverleibt.33 

Die weitere geschichtliche Entwicklung der deutschen Hauptstadtfrage ist ein 
eigenes Thema und kann hier nur im Ausklang gestreift werden. Schon 
1848/49 hatte sich gezeigt, daß auch Hauptstadtfragen Machtfragen sind. Ein 
Sieg der Achtundvierziger Revolution hätte sicherlich keine Berliner Lösung 
gebracht. Frankfurt oder Erfurt - eventuell sogar durch Splitting der Funktio­
nen beide - hätten möglicherweise das Rennen gemacht. Auch bei einer er­
folgreichen kleindeutschen Lösung am Ausgang der Revolution wäre an­
gesichts der starken unmittelbaren Wirkungen dieser Revolution und der trotz 
aller liberalen Befürwortung der preußischen Hegemonie doch gleichzeitigen 
Befürchtungen vor einer Allmacht Preußens im geeinten Deutschland Berlin 
nicht ohne weiteres und sofort als politisch-administrativer Zentralpunkt 
eines deutschen Nationalstaats durchsetzbar gewesen. Wie sehr die preu­
ßische Regierung im Interesse der nationalen Integration auf diese Bewußt­
seinslage Rücksicht nehmen mußte, zeigt die von ihr initierte Unionspolitik 
von 1850. Man bestand zwar darauf, eine preußische Stadt zum politischen 
Unionsmittelpunkt zu machen, konnte aber nur mit Mühe und Not die halb­
herzige Zustimmung der Klein- und Mittelstaaten für das von Preußen favori­
sierte Erfurt erreichen. 

In den sechziger Jahren bestand eine grundlegend andere machtpolitische 
Situation. Die unter Preußens Hegemonie vollzogene Revolution von oben 
brachte die Entscheidung für Berlin, machte die schon als preußisches Ver-
waltungs- und Regierungszentrum funktionstüchtige Stadt zur deutschen 
Hauptstadt. Eine Alternative zu Berlin gab es angesichts des perfekten Sieges 
über Österreich und der Dominanz Preußens im Einigungsprozeß im Grunde 
kaum noch. Die Kräfte, eine Preußen nicht genehme Lösung durchzusetzen, 
waren zu schwach. National-revolutionär determinierter Widerstand bildete 
anders als 1848/49 keine hinreichende Gegenmacht mehr, um Berlin in Frage 
zu stellen. Im Gegenteil war der norddeutsche Part der deutschen Demokratie 
in den sechziger Jahren mehr oder weniger sogar auf Preußen eingeschwenkt. 
Und angesichts der neuen Kräftekonstellation war Rücksichtnahme auf klein-
und mittelstaatliche Empfindlichkeiten - wie noch 1848/49 - weitgehend un­
nötig geworden. Der amerikanische Historiker Gerhard Masur trifft schon 
den Kern der Sache: "Berlin wurde Hauptstadt von Deutschland, weil es die 
Hauptstadt von Preußen war und Preußen dem übrigen Deutschland seinen 
Willen aufzwang."36 

55 Vgl. Kropat: Frankfurt zwischen Provinzialismus und Nationalismus. Die Eingliederung 
der "Freien Stadt" in den preußischen Staat (1866-1871), Frankfurt a. M. 1971. 

56 G. Masur: Das kaiserliche Deutschland, Berlin 1971, S. 16. 
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Die Vorentscheidung fiel bereits 1866/67, als der Norddeutsche Bund den 
Sitz seiner Behörden und des Reichstags festlegen mußte?7 In Kreisen des 
preußischen Hofes gab es gleichwohl immer noch Überlegungen, die nicht 
auf Berlin zielten, sondern anderen deutschen Städten den Vorrang gaben. 
Königin Augusta wollte den Parlamentssitz des neuen Bundes, um den Süden 
zu gewinnen, so nahe wie möglich an die Mainlinie heran legen und schlug 
Kassel vor. Der liberalen Ideen zuneigende Kronprinz und Bismarckgegner 
Friedrich war sogar strikt gegen Berlin und brachte Frankfurt, Erfurt oder 
Hamburg in Vorschlag. Eine Chance hatten diese Vorstellungen allesamt 
nicht. Selbst das durch und durch preußische Potsdam, für das die Stadt­
vertretung bei Hofe interveniert hatte und das der König zunächst sogar favo­
risierte, kam nicht zum Zuge. 

Bismarck hatte von vornherein auf Berlin gesetzt und begründete seine Ent­
scheidung in einem Promemoria vom 4. September 1866 mit preußischem 
Machtinteresse.38 Berlin müsse zum Zentrum des nationalen Lebens werden, 
weil nur so Preußen der die Entwicklung beherrschende Kern bleibe und über 
den Mittelpunkt seines eigenen Lebens auf das zu assimilierende Deutschland 
einwirken könne. Und sein Wort galt. Selbst für das Zollparlament, das 
Bayern gern in einer anderen deutschen Stadt tagen lassen wollte, hat Bis­
marck nur noch Berlin als Tagungsort akzeptiert?9 Endgültig festlegen wollte 
er sich in der Hauptstadtsache allerdings - und zwar aus Furcht vor dem ihm 
unberechenbar erscheinenden Druck der großstädtischen Massen - noch 
nicht. Doch die "normative Kraft des Faktischen" setzte sich durch. Und dazu 
gehörten nicht nur die nun realisierbaren preußischen Machtambitionen, son­
dern auch andere historisch gewachsene Realitäten. Berlin war im 19. Jh. zu 
einem ökonomischen, sozialen, politischen und geistig-kulturellen Zentrum 
Deutschlands geworden, das Hauptstadtfunktionen wahrzunehmen fähig war 
und in wachsendem Maße auch als nationaler Integrationsfaktor zu wirken 
vermochte. 

Akzeptiert wurde Berlin deshalb allerdings mitnichten schon in allen Teilen 
Deutschlands. Eine vornehmlich antipreußisch determinierte Abneigung war 
und blieb lange weit verbreitet.60 Berlin-Phobie hatte und hat vielfältige 

57 Zum folgenden vgl. Kaiser Friedrichs III. Tagebücher von 1848-1866. Mit einer Einleitung 
von Heinrich Otto Meisner, Leipzig 1929, S. 457 f. - Ulrich v. Stosch (Hrsg.): 
Denkwürdigkeiten des Generals und Admirals Albrecht von Stosch, ersten Chefs der 
Admiralität, Briefe und Tagebuchblätter. Stuttgart und Leipzig 1904, S. 105 f. 

58 Otto Becker: Bismarcks Ringen um Deutschlands Gestaltung, hrsg. und ergänzt von 
Alexander Scharff, Heidelberg 1958, S. 185, 859. 

59 Vgl. Walter Schübelin: Das Zollparlament und die Politik von Baden, Bayern und 
Württemberg 1866 - 1870, Berlin 1935, S. 27. 

60 Vgl. dazu Brunn: Die deutsche Einigungsbewegung, S. 27 ff. Er nennt drei Komplexe einer 
Berlin-Aversion: den Polyzentrismus bzw. Partikularismus, das aus dem Nord-Süd-Gegensatz 
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Wurzeln; und sie besitzt eine bei der historisch verfestigten deutschen Viel­
staatlichkeit verständlich starke Tradition. Sie mag aber auch damit zusam­
menhängen, daß die Entwicklung Berlins zur und als Hauptstadt stark macht­
orientiert, vor allem an die politischen Funktionen gebunden war.61 Distanz 
bis hin zu Abneigung waren aus unterschiedlichen Gründen, vor allem aber 
wegen der Bevorzugung Berlins, auch in der DDR lebendig; und sie sind 
heute, wo ganz Süd- und Westdeutschland sich wieder und neu der Haupt­
stadtfrage stellen müssen, nicht zu übersehen. Vor allem in der Zeit der 
Weimarer Republik, als Berlin auch in Wissenschaft und Kultur zum an­
erkannten Anziehungspunkt wurde,62 scheint sich Deutschland in allen seinen 
Teilen mit Berlin als seiner Hauptstadt versöhnt zu haben. 

Der faschistische Raubkrieg von 1939-1945, der in Berlin geplant und gelei­
tet wurde,6"3 riß (offenbar nicht nur im Ausland) alte Wunden wieder auf.64 

Einerseits trat erneut Unbehagen, ja Aversion hervor. 1875 hatte sie der 
Franzose Victor Tissot als Ausländer so artikuliert: "Früher, vor unserer Nie­
derlage, lernte man bei den alten ehrwürdigen Universitätsprofessoren: Qui 
non vidit Coloniam non vidit Germaniam - Wer Köln nicht gesehen hat, hat 
Deutschland nicht gesehen. Heute hat sich dieses Sprichwort gewandelt, und 
man kann sagen: Wer Berlin nicht kennt, kennt Deutschland nicht. Berlin hat 
sich zum Kopf und zum Herz Deutschlands gemacht: es ist Berlin, das denkt, 
begreift, überlegt, anzettelt, kommandiert, führt, das nimmt und gibt, das 
Recht und Ruhm verteilt; hierhin strömt das Leben und die Wärme jenes 
Deutschland, das nicht mehr das der unschuldigen Legenden ist, der rühren­

erwachsene Antipreußentum und die allgemeine Großstadtfeindlichkeit. - Ders.: Zum Bild 
Berlins im Kaiserreich und in der Weimarer Republik. In: Gerhard Brunn und Jürgen Reulecke 
(Hrsg.): Berlin ... Blicke auf die deutsche Metropole, Essen 1989, S. 1 ff. - Mythos Berlin. Zur 
Wahrnehmungsgeschichte einer industriellen Metropole, Berlin 1987. 

61 Auf den die Hauptstadtentwicklung Berlins nicht gerade positiv prägenden 
machtpolitischen Aspekt macht nachdrücklich aufmerksam Lothar Gall: Berlin als Zentrum des 
deutschen Nationalstaats. In: Ribbe / Schmädeke: Berlin im Europa der Neuzeit S. 229 ff. 

62 Vgl. Hubert Laitko u.a.: Wissenschaft in Berlin. Von den Anfängen bis zum Neubeginn 
nach T945, Berlin 1987, S. 396 ff. - Klaus Kandier / Helga Karolewski / Ilse Siebert (Hrsg.): 
Berliner Begegnungen. Ausländische Künstler in Berlin 1918 bis 1933, Berlin 1987. -
Alexander Meschkowski: Von Humboldt bis Einstein. Berlin als Weltzentrum der exakten 
Wissenschaften, München 1989. 

63 Dazu: Peter Steinbach: Berlin unter dem Nationalsozialismus; Marie-Luise Recker: Berlin 
in den Plänen Hitlers als Zentrum des neuen nationalsozialistischen Großreichs; Jürgen 
Schmädeke: Berlin als Zentrum der Vorbereitung auf Hitlers "Lebensraum-Krieg"; Johannes 
Tuchel: Berlin als Zentrum des nationalsozialistischen Verfolglingsapparats; Wilhelm Ernst 
Winterhager: Berlin als Zentrum des deutschen Widerstands 1933 - 1945. In: Ribbe / 
Schmädeke: Berlin im Europa der Neuzeit, S. 315 ff. Vgl. auch Olaf Groehler: Berlin als Opfer 
der Kriegspolitik des deutschen Imperialismus. In: ZfG, 35, 1987, H. 6, S. 521 ff. 

64 Zur Haltung der deutschen Bevölkerung zu Berlin am Ende des zweiten Weltkriegs vgl. 
Otto Dann: Die Hauptstadtfrage in Deutschland nach dem zweiten Weltkrieg. In: Schieder / 
Brunn: Hauptstädte, S. 35 ff. 
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den Balladen, der gotischen Träume, der heiligen Kathedralen, sondern das 
Deutschland von Blut und Eisen, das Deutschland der Kanonen, der Kar­
tätschen und der Schlachten.615 

Andererseits rückte Berlin in der Ost-West-Systemauseinandersetzung so ins 
politische Blickfeld der deutschen und internationalen Öffentlichkeit, daß 
von Berlin-Aversion bald kaum noch etwas zu spüren war, sondern der Stadt 
namentlich im Westen besonderes Interesse und viel Sympathie entgegen­
gebracht wurde.66 Die im kalten Krieg der vierziger Jahre vollzogene Spal­
tung Deutschlands und die sich für vier Jahrzehnte durchsetzende deutsche 
Zweistaatlichkeit wies Berlin - im Gefolge der Entscheidungen von Jalta und 
Potsdam, wo Berlin selbstverständlich als deutsche Kapitale angenommen 
worden war - eine Doppelrolle zu.67 Die ehemalige Reichshauptstadt wurde 
seit 1948 selbst eine ökonomisch, sozial, politisch und kulturell gespaltene 
Stadt. Der Mauerbau von 1961 vollendete und vertiefte diese innere Zer­
rissenheit. Der Ostteil war 1949 als Hauptstadt der DDR proklamiert worden 
(obwohl es, wie man sagt, unmittelbar vor dem Mauerbau von 1961 auch 
Überlegungen gegeben haben soll, diese nach Leipzig zu verlegen, was eine 
vom politischen Prestige her wohl kaum verkraftbare Aufgabe Berlins bedeu­
tet hätte). Die Westbezirke wurden dank der Macht der drei westlichen 
Alliierten, die dem Druck der sowjetischen Blockade von 1948/49 standhiel­
ten und für die eine Preisgabe Berlins ebenfalls aus politischem Prestige wie 
aus machtpolitischen Gründen ausgeschlossen war, sowie mit Hilfe enormer 
Leistungen der Bundesrepublik in deren kapitalistisches Wirtschafts- und So-
zialsystem integriert und zum "Vorposten" und "Schaufenster" des Westens 
inmitten der DDR ausgebaut. Als solches gewann Berlin im Westen Deutsch­
lands wie im westlichen Ausland fraglos eine ganz herausgehobene Stellung. 
"Berliner" wollte in dieser Zeit nicht nur John F. Kennedy sein. Und natürlich 
hielt man in den Gefechten des kalten Krieges im Westen lautstark an Berlin 
als dem nationalen Zentrum des angestrebten vereinigten Deutschland fest.68 

65 V. Tissot: Les Prussiens en Allemagne. Suite du voyage au pays des millards, Paris 1875, S. 
162 f. - Deutsch in: Ruth Glatzer (Hrsg.): Berliner Leben. Erinnerungen und Berichte, Berlin 
1963, S. 24. 

66 Vgl. Brunn: Die deutsche Einigungsbewegung, S. 33. Er sieht sogar Berlins Tragik darin, 
daß "es recht eigentlich erst im Herzen des deutschen Volkes verankert wurde, als es seine 
Hauptstadtfunktionen zumindest de facto durch die Umstände der Nachkriegsentwicklung 
verloren hatte." 

67 Zur Hauptstadtfrage nach 1945 vgl. Dann: Die Hauptstadtfrage, S. 35 ff. - Reiner 
Pommerin: Von Berlin nach Bonn. Die Alliierten, die Deutschen und die Hauptstadtfrage nach 
1945, Köln / Wien 1989. - Vgl. auch Günter Benser: Berlin und die historische Chance des 
Jahres 1945. In: ZfG, 35, 1987, H. 7, S. 581 ff. 

68 Zu den Wandlungen im Verhalten der politischen Öffentlichkeit in der Bundesrepublik 
gegenüber Berlin vgl. Dann: Die Hauptstadtfrage, S. 53 ff. - Dieter Schröder: Berlin (West) im 
westlichen Bezugssystem. Westmächte, Bundesrepublik Deutschland und westliches Bündnis. 
In: Ribbe / Schmädeke: Berlin im Europa der Neuzeit, S. 461 ff. - Georg Kotowski: Geschichte 
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1957 beschloß der Bundestag nach einer großen Hauptstadtdebatte mit nur 
vier Gegenstimmen, daß Berlin die Hauptstadt Deutschlands ist und mit dem 
Bau eines Parlamentsgebäudes in Berlin zu beginnen sei.69 Ebenso nach­
drücklich berief man sich im Osten auf die im 19. Jh. gewachsene und im 

70 

Deutschen Reich seit 1871 ausgereifte Hauptstadttradition Berlins. 
Das wurde nach 1989 alles anders. Die Nation spaltete sich nun - zumindest 
im Parlament - in nahezu zwei gleich große Hälften; nicht so sehr an der 
Hauptstadtfrage generell, als vielmehr an deren substantiellen Kern, der 
Frage von Parlaments- und Regierungssitz. Die grundlegend veränderte 
Situation in der deutschen Hauptstadtproblematik brachte einen bemerkens­
werten Aufschwung der historischen Hauptstadt-Literatur und -Kontroverse 
mit sich, in der sich interessanterweise die Berlin-Kritik wieder deutlich 
belebte.71 

Daß Adenauer, der von den vierziger bis in die frühen sechziger Jahre die 
Geschicke des westdeutschen Staates maßgeblich beeinflußt hatte, eine tiefe, 
sowohl antipreußisch als auch antirevolutionär motivierte Abneigung gegen 
Berlin hatte, war ein offenes Geheimnis. Schon sehr früh war bei den Über­
legungen für eine Hauptstadt des von den Westmächten angestrebten west­
deutschen Teilstaats die Entscheidung gegen Berlin und für eine westdeut-

Berlins seit dem zweiten Weltkrieg. In: Gerd Langguth (Hrsg.): Berlin: Vom Brennpunkt der 
Teilung zur Brücke der Einheit, Bonn 1990, S.48 ff. 

69 Vgl. Willy Brandt / O. Uhlitz / Horst Korber (Hrsg.): Von Bonn nach Berlin. Eine 
Dokumentation zur Hauptstadtfrage, Berlin 1957, S. 66 ff. - Pommerin: Von Berlin nach Bonn, 
S. 196 ff 

70 Vgl. Gerhard Keiderling / Percy Stulz: Berlin 1945-1968. Zur Geschichte der Hauptstadt der 
DDR, Berlin 1970. - Gerhard Keiderling: Berlin 1945-1986. Geschichte der Hauptstadt der 
DDR, Berlin 1987. - Ders.: Die Entwicklung Berlins zur Hauptstadt der Deutschen 
Demokratischen Republik. In: ZfG, 35, 1987, H. 6, S. 526. Wurde die Hauptstadtfrage in der 
DDR-Historiographie generell kaum untersucht, so fehlten differenzierte historische 
Erörterungen zur DDR-Hauptstadtproblematik gänzlich. Die Geschichtswissenschaft der 
Bundesrepublik befaßte sich wiederholt damit, zuletzt Alexander Fischer: Berlin (Ost) im 
östlichen Bezugssystem: Sowjetische Besatzungsmacht, Hauptstadt der DDR und 
"Sozialistische Staatengemeinschaft". In: Ribbe / Schmädeke: Berlin im Europa der Neuzeit, S. 
469 ff. - Dann: Die Hauptstadtfrage, S. 47 ff. - Manfred Rexin: Ost-Berlin als DDR-Hauptstadt. 
In: Langguth: Berlin, S. 70 ff. 

71 Gerhard Brunn und Jürgen Reulecke (Hrsg.): Berlin ... Blicke auf die deutsche Metropole, 
Essen 1989. - Gerhard Brunn: Hauptstadt Berlin - Hauptstadt Bonn ? In: Jürgen Reulecke 
(Hrsg.): Stadtgeschichte als Zivilisationsgeschichte. Beiträge zum Wandel städtischer 
Wirtschafts-, Lebens- und Wahrnahmungsweisen, Essen 1990, S. 77 ff. - Helmut Herles (Hrsg.): 
Die Hauptstadt-Debatte. Der stenographische Bericht des Bundestages, Bonn / Berlin 1991. -
Thomas Schmidt: Berlin: Der Kapitale Irrtum. Argumente für ein föderalistisches Deutschland, 
Frankfurt/M 1991. - Klaus von Beyme: Hauptstadtsuche. Hauptstadtfunktionen im 
Interessenkonflikt zwischen Bonn und Berlin, Frankfurt/M 1991. - Detlef Briesen: Berlin - die 
überschätzte Metropole. Über das System der deutschen Hauptstädte von 1850 bis 1940, Bonn / 
Berlin 1992. - Gerhard Brunn und Jürgen Reulecke (Hrsg.): Metropolis Berlin. Berlin als 
deutsche Hauptstadt im Vergleich europäischer Hauptstädte 1871 - 1939, Bonn / Berlin 1992. 
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sehe Stadt gefallen. Frankfurt am Main hatte ein Jahrhundert nach der 
Achtundvieziger Revolution nochmals eine große Chance, Hauptstadt, zwar 
nicht eines deutschen Einheitsstaats, wohl aber des einen deutschen Teilstaats 
zu werden. Verschiedene Umstände, nicht zuletzt wohl aber auch eine weit 
verbreitete Distanz gegenüber modernen Großstädten führten dazu, daß die 

7? 

Mainmetropole im Wettstreit mit Bonn unterlag. ~ Der im September 1948 
gewählte Tagungsort des Parlamentarischen Rates, das kleine, idyllische 
Bonn am Rhein, wurde zunächst am 10. Mai 1949 im Parlamentarischen Rat 
und dann am 3. November 1949 im Bundestag - beide Male mit Stimmen­
mehrheit gegen das von der SPD favorisierte Frankfurt - zum Parlaments­
und Regierungssitz erklärt, nicht zuletzt mit dem damals zugkräftigen Argu­
ment, es handle sich ja ohnehin nur um ein kurzfristiges Provisorium. 
Doch vier Jahrzehnte Provisorium haben neue Realitäten geschaffen und 
starke, von einer recht mächtigen und sozial privilegierten Ministerial-Be-
amtenschaft wie von nordrhein-westfälischen (aber wohl auch anderen west-
und südwestdeutschen) Landes-Egoismen getragene Interessen hervor­
gebracht sowie eine entsprechende Lobby formiert, die Bonn unbedingt als 
nun gesamtdeutschen Parlaments- und Regierungssitz und damit als die 
eigentliche politische Schaltzentrale zu halten suchten und noch suchen. Of­
fiziell ist seit dem Bundestagsbeschluß vom 20. Juni 1991, nicht zuletzt dank 
der Stimmen ostdeutscher Linker, eigentlich alles klar und Berlin wieder in 
seine Funktion als Regierungs- und Parlamentssitz eingesetzt; den Haupt­
stadtnamen ohne seinen substantiellen Kern hatte man der im Branden­
burgischen gelegenen Stadt ohnehin nie streitig machen wollen.7"3 Was denn 
nun aber wirklich und wann geschehen wird, scheint trotz Regierungs­
beschlüssen für Berlin noch immer nicht recht klar zu sein. Die Bonn-Lobby 
hoffte jedenfalls lange noch auf eine Änderung des Berlin-Beschlusses von 
1991 und setzte dabei - wie wiederholt zu lesen war74 - letztendlich freilich 

72 Vgl. Dann: Die Hauptstadtfrage, S. 50 ff. - Edith Ennen: Bonn als kurkölnische Haupt- und 
Residenzstadt und als Bundeshauptstadt. In: Wendehorst / Schneider: Hauptstädte, S. 100 ff. -
Pommerin: Von Berlin nach Bonn, S. 54 ff. - Publizistisch angelegt Klaus Dreher: Ein Kampf 
um Bonn, München 1979. 

73 Zur Metropolen-Problematik vgl. Alfred Zimm: Berlin als Metropole - Anspruch und 
Wirklichkeit. Vortrag auf der Sitzung der Leibniz-Sozietät e.V. i.G. am 27. 5. 1993. In: Beiträge 
zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 35, 1993, H. 3, S. 3 ff S.a. Sitzungsberichte der 
Leibniz-Sozietät 6(1995)6 S. 33 ff, im Anschluß an diesen Beitrag. 

74 Vgl. Initiative "Ja zu Bonn": Umzug nach Berlin kann gestoppt werden. In: Neues 
Deutschland, 21. 12.1992. - Vom eigentlichen Provisorium zur Perfektion. Als hätte es einen 
Berlinbeschluß nie gegeben, wird auf eine Milliarde Mark teuren Bonner Baustellen im Akkord 
gearbeitet. In: Berliner Zeitung, 31.12.1992. - Ein kapitaler Selbstbetrug. In: Der Spiegel, 1993, 
H. 5, S. 44 ff. - Peter Pragel: Der Aufschwung Ost findet am Rhein statt. In: Berliner Zeitung, 
18. 6. 1993, S. 3. - Wolfgang Rex: Hoffnungen für den Osten blieben Illusion. In: Neues 
Deutschland, 15. 7. 1993. - Franz Sommerfeld: Umzug erst im Jahre 2002. In: Berliner Zeitung, 
1. 10. 1993. 
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ohne Erfolg auf den 1994 neu gewählten Bundestag. Hinzu kommt, daß eine 
beträchtliche Zahl von Ministerien ohnehin in Bonn verbleiben, also ein -
nach meiner Kenntnis einmaliges - lokales Splitting der Regierung program­
miert ist, das trotz moderner Kommunikations- und schneller Verkehrsmittel 
ganz ohne Probleme nicht sein dürfte. Angesichts des ausgeprägten Bonner 
Besitzstands-Denkens wird sich daran nichts mehr ändern. 

Ob es allerdings - um am Ende nochmals zum eigentlichen Thema zurück­
zukehren - den Befürwortern Bonns heute leichter fallen würde, sich für das 
nun wahrlich im Zentrum des heutigen Deutschland gelegene Erfurt - wäre es 
1848/49 zur deutschen Reichshauptstadt geworden - zu entscheiden, statt für 
das so weit östliche Berlin, vermag natürlich niemand schlüssig zu beantwor­
ten. Angesichts des ausgeprägten Bonner Besitzstands-Denkens wird man es 
aber wohl eher bezweifeln müssen. 
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Alfred Zimm 

Berlin als Metropole - Anspruch^ Wirklichkeit^ Tendenzenl 

A. Einleitung 
Mit den folgenden Ausführungen werden Einschätzungen zum Entwicklungs­
stand national und international wirkender Funktionen Berlins vorgenommen, 
um aus der Erkenntnis der Rangigkeit dieser Funktionen nach den Kriterien 

- metropolitan vorhanden, 
- metropolitan im Ansatz, 
- metropolitan fehlend 

notwendige Entwicklungen zu begründen.2 

B. Zum Begriff "Metropole" 
Da der Begriff "Metropole" ungehemmt für alle möglichen Stadtentwicklun­
gen gebraucht wird (wofür Berlin geradezu ein Paradebeispiel ist), seien am 
Anfang einige Positionen bezeichnet, die die Grundlage für die nachfolgen­
den Einschätzungen sind. 

1. Die Metropole ist eine eigenständige Stadtkategorie. Man bezeichnet damit 
die führende Stadt eines Landes oder einer größeren Region, sofern die hier 
geballten Funktionen, Leistungen und Ressourcen von nationaler und - we­
nigstens in bedeutenden Teilen - von internationaler Bedeutung sind. Die na­
tionale Funktionsführung ist dabei meist vielfältig bis komplex, die inter­
nationale spezieller ausgebildet. Nur bei Metropolen höchster Hierarchie 
(Weltmetropolen) ist die internationale Komponente vielseitig bis allseitig 
entwickelt. Nationale FührungsStädte ohne bedeutende internationale Wir­
kungsfelder werden (hier) nicht als Metropolen eingeordnet. 

2. Metropolen reichen bis weit in die Stadtgeschichte zurück. Aber: Bis ins 
19. Jahrhundert waren Metropolen eine zahlenmäßig kleine Sonderform des 
städtischen Lebens, zumal in Städten aller Art nur etwa 3 % der Erdbevölke­
rung wohnten. Erst mit der industriellen Revolution des 19. Jahrhunderts 
wurden Metropolen zu einem Prototyp großstädtischer Entwicklung. Die 
großen Hauptstädte der Länder, in denen die industrielle Revolution ihre 
Schwerpunkte hatte, wurden zu bedeutenden Industrie- und Handelsmetropo­
len, wobei sich hiermit oftmals historisch ältere Führungspositionen 

1 Bearbeitete Fassung des am 27. Mai 1993 vor dem Plenum der Leibniz-Sozietät e.V. 
gehaltenen Vortrags und der Erstveröffentlichung in: Beiträge zur Geschichte der 
Arbeiterbewegung 35/1993, H. 3, S. 3 - 15. 

2 Es geht hier also nicht um raumrelevante interne Probleme der Berliner Stadtentwicklung (wo 
wird was warum gebaut?), sondern um Entwicklungen im funktionalen Makrosystem der Stadt 
denen die interne Stadtentwicklung Angebote zur Entfaltung als Stadtträger zu machen hat. 
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(Staatsleitung, Kultur, Wissenschaft zsw.) komplex vereinten. Im 20. Jahr­
hundert begannen weitgespannte Dienstleistungen eine gleichrangige Rolle 
zu spielen, die dann, mit der zweiten Hälfte unseres Jahrhunderts, zum me-
tropolitanen Hauptfunktionsträger werden. 

3. Im allgemeinen hat ein Land nur eine Metropole. Doppelmetropolen 
kommen in wenigen Fällen in sehr großen Ländern mit stark unterschiedli­
cher Territorialgeschichte vor (z. B. New York / Los Angeles). 

4. Metropolen sind territorial stark expansiv, sie überformen mit ihrem enor­
men "Push-Effekt" große Gebiete hochurban, bilden metropolitane Regionen 
heraus. Auf Grund der Konzentration von Mitteln und Kräften (Wirtschaft, 
Politik, Kommunikation, Wissenschaft, Kultur etc.) beeinflussen die Metro­
polen (positiv wie negativ) entscheidend die Systeme der territorialen Ar­
beitsteilung und die Funktionsbelegung der Siedlungen ihres sehr großen 
Wirkungsbereichs. 

5. Bei einer komprimierten Wertungsauflistung von typischen metropolen 
Merkmalen können auf dieser Basis die folgenden 10 Gegebenheiten vorran­
gig hervorgehoben werden: 

Wertungsmerkmale der Metropolen 

positive Merkmale negative Merkmale 

M. sind Orte höchster Inno- M. neigen zur Überagglomeration von 
vationskraft für alle gesell- Funktionen, Leistungen und Menschen, sie 
schaftlichen Bereiche. sind hypertroph gefährdet. 
M. bündeln und stimulieren M. lösen infolge der besonders großen 
in besonderem Maße Ballung von Mitteln und Kräften 
Kreativität. "Nachfolgeballungen" von Umweltproble-
M. sind die Hauptzentren der men aus und sind oftmals Ausgangspunkte 
Herausbildung von Wertvor- gravierender Umweltveränderungen im re-
stellungen, Lebensvielfalt gionalen Maßstab. 
und Trends. M. sind extrem flächenintensiv und expan-
M. sind Ausgangspunkte und siv, sie sind Träger großer Suburbanisie-
"Labors" gesellschaftlicher rungsprozesse. 
Experimente. M. massieren gesellschaftliche Negativent-
M. sind anziehend. Wicklungen wie Kriminalität und Drogen­

sucht. 
M. sind abschreckend. 

C. Periodisierung der Berliner metropolitanen Entwicklung 

Versucht man auf dieser Basis die metropolitane Entwicklung Berlins einzu­
ordnen, so erlebte Berlin in den etwa 130 Jahren mit diesem Status zwei 
hochrangige metropolitane Entwicklungsetappen, zwei Zeiträume extrem 
antimetropolitanen Zuschnitts, einen Abschnitt niederer metropolitaner 
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Hierarchie und steht derzeit am Scheideweg zwischen einer hochkarätigen 
Metropole oder einer Megacity mit eingeschränktem Funktionsspektrum. 

Systematisiert gibt sich diese Entwicklung wie folgt zu erkennen: 

Metropolitane und antimetropolitane Etappen Berlins: 

1. Herausbildung als Metropole 
von europäischem Rang 
(siebziger Jahre des vorigen 
Jahrhunderts bis zum Ende des 
1. Weltkriegs) 

2. Metropolitane Blüte als 
Weltstadt (1920- 1933) 

3. Schreckensmetropole als 
Zentrum der Kriegsplanung 
und Barbarei sowie Metropole 
im Untergang (1933-1945) 
4. Vier-Sektoren-Berlin als 
Kriegsfolge (1945-1949) 

5. Wiederbelebung von metro-
politanen Teilfunktionen niede­
rer Hierarchie in einer gespalte­
nen Stadt (1949-1989) 

6. Herausbildung eines neuen 
demographischen Gravitations­
zentrums in Europa mit metro-
politanen Impulsen (ab 1990) 

Industrie- und Wissenschaftsmetropole 

Komplexmetropole mit Führungspositio­
nen aller Art (Industrie, Wissenschaft, 
Staats- und Wirtschaftsleitung, Banken, 
Handel, Kunst/Kultur, internationaler 
Tourismus u.a.) 
Deformation der Metropole und ihre 
physische Vernichtung ohne metropoli­
tane Funktionen 

Hauptstadtfunktionen im Ostteil, Wissen­
schafts- und Kulturfunktionen im West­
teil 

Mögliche Entwicklungen: 
a) Metropole von europäischen Rang 
b) Megacity mit eingeschränktem Funk­
tionsspektrum 

Berlin kann als einzige deutsche Stadt auf eine das 20. Jahrhundert umfas­
sende metropolitane Geschichte (Deformationen des metropolitanen Status 
eingeschlossen) zurückblicken. Dies ist eine Zeit, in der es Befürworter und 
Gegner in Unzahl für und gegen sich hatte. Die Befürworter lobten insbeson­
dere die Kreativität und Innovationskraft der Stadt, ihre Lebensvielfalt und 
die ethnoplastische Leistung. Die Gegner wiesen vorrangig auf übermäßige 
Zentralisierung, Machthäufung und metropolitane Arroganz hin. Solche Pola­
risierungen sind für Metropolen typisch. Wegen ihrer widersprüchlichen 
Mannigfaltigkeit (zwischen Ordnung und Anarchie), die zugleich anziehend 
wie abschreckend wirkt, ist das Raster "Befürworter und Gegner" in der 
Wirklichkeit viel zu grob; vielmehr sind die Befürworter zugleich meist par-
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tiell Gegner und die Gegner ebenso partiell Befürworter. In der Diskussion 
um Metropolen überwiegt oftmals zum Schaden der Metropolen die Polari-
sierung. 

D, Die derzeitige Funktionalität 

Die Funktionalität Berlins wird derzeit ganz vordergründig von der Verlage­
rung des Regierungssitzes von Bonn nach Berlin (z. Z. Hauptstadt ohne Re­
gierungsfunktion) abhängig gemacht. Ohne Zweifel ist die Verlagerung von 
sehr großer Bedeutung; sie verdeckt jedoch durch die Zentrierung dieses 
Problems die ganze Vielfältigkeit der Metropolisierung. Diese metropolitane 
Mannigfaltigkeit ist in unserer Zeit vorrangig durch sechs Merkmale be­
stimmt. Danach werden Metropolen heute typologisch weltweit dadurch cha­
rakterisiert, daß sie in höchstem Maße bestimmen und auf sich ziehen 

die Kapitalströme, 
die Informationsströme, 

- den technischen und wissenschaftlichen Fortschritt, 
die Wirtschaftsleitungen, 
die politischen Leitungen, 
die hochrangigen Kultureinrichtungen. 

Diese sechs metropolitanen funktionellen Dominanzen sind vielseitig kombi­
niert, so daß "punktuell" freigesetzte Innovationen sich meist vielfach ver­
binden und somit als "gebündelte" Wirkungen auftreten. 

Von Bedeutung ist, daß Berlin z. Z. bis auf die Kulturszene und 
(eingeschränkter) mit seinem Wissenschaftspotential weder im nationalen 
noch internationalen Rahmen die entsprechenden metropolitanen funktionel­
len Dominanzen herausgebildet hat und sicher noch Jahrzehnte brauchen 
wird, solche metropolitanen Grundlegungen zu entwickeln. 

Innerhalb der funktionellen Dominanzen kommt den Kapitalverteilungs- und 
-Steuerungsfunktionen die größte Bedeutung zu. Hochrangige Metropolen 
unserer Zeit sind weltweit wirkende Finanzplätze, in denen sich die inter­
nationalen Finanzströme verorten. Engste Verbindung dazu haben die hier 
zentrierten Verortungen der technisch modernsten Informations- und Kom­
munikationsströme sowie von Forschungs- und Entwicklungsleistungen. Be­
gleitend ist von Bedeutung, daß die kommerziellen Aktionen und Interaktio­
nen über Finanzierungs-, Rechts- und Wirtschaftsdienste, Consulting, Ver­
mittlung, Werbung, Versicherung usw. sehr enge Beziehungen zu dispositi­
ven Aktivitäten der Industrie haben. Die kommerziellen Dienste sind für Ent­
scheidungsfindungen der großen Wirtschaft wahrhaft von genereller Bedeu­
tung. Praktisch heißt dies: Die Zentralen großer Industrieunternehmen tendie­
ren zu den großen Finanzplätzen, wobei diese tendenzielle Anlehnung ihrer­
seits wieder verstärkend auf die kommerziellen Dienste zurückwirkt. Es 
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bildet sich also ein zirkulär-kumulativer Prozeß, der die Entwicklung der Me­
tropolen "artgerecht" forciert. 

Fragt man in diesem Sinne, also besonders ausgehend von 

- der Größe des Finanzplatzes, 
- der Häufung transnationaler Unternehmen bzw. ihrer Leitungen, 
- der Konzentration internationaler Institutionen, 
- der Entwicklungshöhe von Dienstleistungen für Unternehmen, 
- der Ausstattung mit modernsten Kommunikationseinrichtungen, 
- der Rolle als Standort moderner Industrien ("Inkubatorzweige"), 
- der Bedeutung als Wissenschaftsstandort 

nach den fuhrenden Metropolen (vgl. J. Friedmann), dann sind dies 

in Europa: London, Paris, Frankfurt, Zürich, Amsterdam 
in Amerika: New York, Chicago, Los Angeles, Sao Paulo 
in Asien: Tokio, Singapur. 

Unter diesen - wie man deutlich erkennt, durch ihre Rolle als Finanzplatz 
dominierten - Metropolen existiert eine hierarchisch etwas niedriger anzuset­
zende Gruppe von internationalen Führungsstädten. Diese sind: 

in Europa: Wien, Mailand, Madrid, Brüssel, Rom 
in Amerika: Toronto, San Francisco, Houston, Miami, Mexiko, 

Carracas, Buenos Aires 
in Asien: Seoul, Taipeh, Hongkong, Bangkok, Manila 
in Afrika: Johannesburg 
in Australien: Sydney 

Umfassend bei der ersten Gruppe, aber auch bei einer größeren Anzahl der 
zweiten, tritt als charakterisierendes Element ohne Zweifel die Fülle und 
Entwicklungshöhe der Kultureinrichtungen hinzu. Paris, London, New York 
u. a. aus der einen sowie Wien, Rom, Sydney u. a. aus der anderen Gruppie­
rung sind bekannte Prototypen mit kontinentaler oder sogar weltweiter Aus­
strahlung. 

Warum gehört Berlin nicht zu den Städten mit Metropolen-Status, obwohl es 
in der Vergangenlieit zeitweilig ein überragender Akteur war? Als Belege für 
diese ehemalige Führungsrolle mögen gelten: 

a) Berlin war der deutsche Bankplatz. Im Jahre 1909 verwalteten die neun 
Berliner Großbanken mit den ihnen angegliederten Instituten rund 83 % des 
gesamten deutschen Bankkapitals. 

b) Berlin war Hauptsitz von Konzernleitungen mit weltweiten Verflechtungen 
(bes. Siemens, AEG). 

c) Berlin war das deutsche Dienstleistungszentrum. Allein die zentralen 
Diensleistun^en der Banken und Versicherungen, des Nachrichten- und Ver-



36 Metropole Berlin - Anspruch und Wirklichkeit 

kehrswesens sowie der Verwaltung erbrachten 1936 rd. 1 Milliarde Mark, 
waren also an der Leistungsbilanz der Stadt mit rund 25 % beteiligt. 

d) Berlin war das industrielle Innovationszentrum, es wurde in den zwanziger 
Jahren treffend als "Elektropolis" bezeichnet. Rund die Hälfte der in der 
deutschen Elektroindustrie Beschäftigten hatten hier ihren Arbeitsplatz. 

e) Um die Jahrhundert wende war Berlin ein unikales Wissenschaftszentrum 
und gehörte auch zwischen den Weltkriegen zu den bedeutendsten Wissen­
schaftsstädten der Erde. Charakteristisch war eine enge Verflechtung von in­
dustrieller und wissenschaftlicher Innovation. 

f) Berlin war besonders in den zwanziger Jahren eine der großen Kultur­
metropolen der Erde, was sich mit dem internationalen Tourismus verband. 

Diese Vielfältigkeit metropolitaner Funktionen brachte es mit sich, daß Ber­
lin trotz erheblicher Steuerabführungen ein Aktivsaldo in seiner Leistungs­
bilanz herausbilden konnte (nach F. Grünig u. R. Krengel). 

Groß-Berliner Leistungsbilanz 1936 
(Schätzung in Mrd. RM) 

Aktivseite Passivseite 

Industrielle Lieferungen Bezüge von industriellen 

nach auswärts 2,0 Konstonen unü liaiDiaDnKaten 1,3 
Dienste 1,8 Bezüge von sonstigen Rohstoffen, 

Halbfabrikaten und Fertiogwaren 0,4 

Kapitalerträge 
Gesamt 

0,2 
4,0 

Bezüge von Nahrungs- und 
Genußmitteln 1,0 

Abfluß von Steuergeldern 
Gesamt 

0,5 
3,2 

Saldo 0,8 

Die hier deutlich werdende Diskrepanz zwischen den industriellen Lieferun­
gen (2,0 Mrd. RM) und den eingehenden Gütern (2,7 Mrd. RM) wurde als 
Passivsaldo durch die Erträge der Dienste mehr als aufgewogen. 

Die Gründe für den Verlust bzw. für die weitgehende Einschränkung dieser 
Komplexfunktionen der Metropole setzten in den dreißiger Jahren ein und 
dauern bis heute. Sie liegen während der Nazizeit darin, daß 
- Wissenschaft, Technik, Industrie nur dann bedeutende Förderungen erhiel­
ten, wenn sie der Kriegsvorbereitung dienten, womit der Beitrag zur Welt­
wissenschafts- und Wirtschaftsentwicklung stark eingeengt wurde, 
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- Kultur und Kunst degradiert wurden, 

- personelle Träger der progressiven Wissenschafts- und Kunstentwicklung 
zur Emigration gezwungen oder vernichtet wurden (so lebten im Juni 1933 
rund 160.000 Juden in Berlin, 1946 waren es noch 7.247), 

- durch Kriegszerstörungen (und anschließende Demontagen) ein ungeheurer 
materieller Verlust verursacht wurde. 

Gründe in der Zeit der Spaltung der Stadt bestehen darin, daß 

- West-Berlin durch seine "Insellage" (Abseitslage zur BRD) tragende Funk­
tionen vorrangig an drei Städte abgab (Bonn - Regierung/ Frankflirt - Ban­
ken, Versicherungen, internationale Dienstleistungen/ München - Konzern­
leitungen, Medien) und zugleich in seiner Industrie durch Abwanderung von 
technisch führenden Branchen und die Vorrangigkeitsentwicklung absatz­
starker Zweige mit wertschöpfungsschwacher Produktion (Zigaretten­
industrie, Schokoladenherstellung, Kaffeerösterei ...) strukturelle Produk­
tionsdefizite herausbildete ("verlängerte Werkbank", "Subventionspolis"). 

- Ost-Berlin mit seiner weitgehenden Trennung vom Weltmarkt wirtschaftlich 
international nicht konkurrenzfähig war und die unproduktiven Bereiche 
übermäßig aufgebläht hatte. 

Gründe während der ersten Jahre der Wiedervereinigung bestehen darin, daß 

- die Wirtschaft und noch mehr die zentralen Dienstleistungen Ost-Berlins 
weitgehend zusammenbrachen (die Industriearbeitsplätze sanken zwischen 
1990/1994 um rund 155.000, rund 110.000 Arbeitsplätze entfielen im öffent­
lichen Dienst), 

- ebenfalls in Ost-Berlin die Wissenschaftsentwicklung durch Abwicklun-gen 
und Evaluierungen Schaden nahm, 

- West-Berliner Entwicklungen durch Wegfall oder erhebliche Reduzierun­
gen von "Insel"-Subventionen eingeschränkt wurden (die Industriearbeits­
plätze sanken um rund 50.000) 

- Maßnahmen der Funktionsaufstockung mit Sicht auf metropolitane Impulse 
kaum betrieben wurden (Provinzialismus). 

Zur Zeit existieren nur metropolitane "Anklänge", die deutlich auf dem Ge­
biete der Kultur (Theatermetropole von europäischem Rang) und z. T. der 
Wissenschaft (rund 20.000 Vollzeitstellen in Forschungs- und Entwicklungs­
einrichtungen sowie 150.000 Studierende an Universitäten und Hochschulen) 
liegen. Mit ihrer Qualität bilden sie begünstigende sogenannte "weiche" 
Standortfaktoren ("harte" wären dagegen z. B. Geländepreise, Verkehrs­
aufschließung, Arbeitskräfteangebot, regionale Subventionen), die einer ho­
hen Urbanität dienlich sind. So gehört der Kultursektor mit 45.000 Beschäf­
tigten zu den größten Dienstleistungsbranchen Berlins. Bekannt ist, daß das 
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geistige Flair Berlins für hochqualifizierte Fachkräfte ein entscheidendes Kri­
terium bei der Arbeitsortwahl ist. 
Wenn man die Metropole will (und das wird von den Regierenden immer 
wieder betont), ist es völlig unverständlich, daß diese beiden derzeit einzigen 
Bereiche mit erkennbarem metropolem Charakter vorrangig vom finanziellen 
Aspekt her behandelt werden. Hier betriebene "betriebswirt-schaftliche" Kür­
zungen gehen an metropolitanen Entwicklungstrends ziemlich weit vorbei. 

Betrachtet man die hierarchisch höherrangigen metropolitanen Merkmale, 
dann wird erstens deutlich, daß Berlin kein Bankplatz von internationaler 
Bedeutung ist. Diese Position hat Frankfurt übernommen, das in der inter­
nationalen Rangfolge der Finanzplätze an 5. Stelle steht (London, New York, 
Paris, Tokio, Frankfurt).-3 Es ist überaus interessant, daß Frankfurt (ähnlich 
wie Bonn als provisorische Hauptstadt) nach dem Bundesbankgesetz nur so­
lange Sitz der Notenbank sein sollte, bis Berlin wieder Regierungssitz eines 
vereinten Deutschland sein würde. Die Rückverlagerung der Bundesbank (die 
wiederum Kristallisationspunkt für Ausbau und Niederlassung anderer Ban­
ken in Frankfurt war^") hätte Berlin sofort einen metropolitanen Schub ge­
geben. Aber: Die "Sache" wurde kaum diskutiert. Ich habe den Eindruck, daß 
die Berliner Vertreter der Politik die Bedeutung der Aufhebung dieser Vor­
gabe nicht erkannten, weil die Aufgabe des "Provisoriums Regierungssitz 
Bonn" zugunsten Berlins ihnen die Sicht nahm. Egal, ob es sinnvoll gewesen 
wäre, den deutschen Bankenschwerpunkt zu verlagern (Sicherung aus­
reichender Standortträger für Frankfurt als Problem), auffällig ist die Dis­
kussionsflaute, obwohl dieser Standortfaktor metropolitan ganz weit oben an­
zusetzen ist. 

Konkret ist es so, daß Berlin ein zweitrangiger Bankstandort ist. Die fuhren­
den Inlandsinstitute sind nur auf nachgeordneter Ebene in Berlin präsent. 
Gleiches gilt für ausländische Einrichtungen. Erwähnenswert ist die 1994 
realisierte Zusammenfuhrung einer Anzahl Berliner Banken zu einer Art 
"Super-Holding" mit dem Namen "Bankgesellschaft Berlin AG". Unter die­
sem Dach vereinten sich die Berliner Bank AG, die Landesbank Berlin und 
die Berliner Hypotheken- und Pfandbriefbank AG. Mit einer Bilanzsumme 
von rund 246 Mrd. DM (Jahresende 1994)5 , einer Konzern-Eigenkapital-
Ausstattung von 8,1 Mrd. DM und 16.300 Mitarbeitern ist diese Berliner 
Bankholding die sechstgrößte private deutsche Geschäftsbank. Sie ist zu­
gleich das geographisch nächste Großbankinstitut des marktwirtschaftlich 
etablierten Westens gegenüber den Reformländern des Ostens. Man kann 

3 Auch Hamburg und Düsseldorf rangieren noch vor Berlin. 

4 Frankfurt ist Sitz von rund 400 Banken und der größten deutschen Börse. 

5 Zum Vergleich: Die Deutsche Bank mit Hauptsitz in Frankfurt/ Main hat eine Bilanzsumme 
von 557 Mrd. DM. 
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diese Gründung als ein Indiz für eine mögliche Aufwertung Berlins als 
Finanzplatz werten. Da aber in erster Linie Synergiepotentiale die Neu­
entwicklung kennzeichnen, darf festgestellt werden, daß dieser Schritt im 
Hinblick auf die Wiederherstellung der Rolle Berlins als hochkarätiger inter­
nationaler Finanzplatz wenig bedeutungsvoll ist. 
Auch die Wiederbelebung (1995/96) des Traditionssitzes der Deutschen 
Bank in "Unter den Linden 13-15" (zu DDR-Zeiten vom FDGB und der 
Reichsbahn genutzt) ist durchaus bemerkenswert, geht aber funktionell über 
regionale Wirksamkeiten (Berlin und neue Bundesländer) wohl kaum hinaus. 
Als Börsenplatz spielt Berlin ebenfalls nur eine zweitrangige Rolle. 1994 
wurden an der Wertpapierbörse Papiere für rund 217 Mrd. DM umgesetzt, 
damit belegte Berlin den fünften Rang unter den acht deutschen Wertpapier­
handelszentren (nach Frankfurt/Main, Düsseldorf, München, Hannover). 
Natürlich wirkt diese Finanzplatz-Zweitrangigkeit (als entscheidende Stelle 
im metropolitanen Charakteristikum) universell. So begründete aus indu­
strieller Sicht der Präsident der "Samsung Elektronische Bauelemente Berlin 
GmbH" den Verbleib der Europa-Zentrale von Samsung" in London und der 
Deutschlandzentrale in Frankfurt/Main u. a. so: "In Frankfurt am Main, wo 
unsere Deutschland-Zentrale sitzt, und in London haben wir zudem einfach 
bessere Bankkontakte. In Berlin finden wir zuwenig Banker, die wirklich 
Entscheidungen treffen können" (Berliner Zeitung, 10.04.1995). 
Für die absehbare Zukunft ist nicht zu erwarten, daß Berlin zu einer nationa­
len, geschweige denn internationalen Drehscheibe für Geldgeschäfte werden 
wird. Wahrscheinlich ist, daß die regionale Bedeutung wachsen und die An­
lehnungsfunktionen nach dem Osten sich verstärken werden. 
Entsprechend dem zweitrangigen Status als Finanzplatz liegen auch die hier 
anschließenden Anlehnungsbereiche auf nicht-metropolitanem Niveau. Dies 
zeigt sich wie folgt: 

- Berlin hat keinen Spitzenplatz bei internationalen Messen. In Europa führen 
London und Paris, gefolgt von Brüssel, Mailand und Amsterdam. Mit rund 
100.000 mz Hallenausstellungsfläche zählt Berlin zu den mittleren deutschen 
Messestädten. Die deutschen Konkurrenzplätze Hannover (480.000 mz), 
Frankfurt (263.000 m2), Köln (250.000 m2) und Düsseldorf (171.000 m2) 
liegen deutlich höher. Auch München und Stuttgart rangieren noch vor 
Berlin, Bis zum Jahre 2000 soll die Hallenausstellungsfläche in Berlin auf 
160.000 m2 erweitert werden. Da aber auch die anderen Standorte expandie­
ren, werden sich wohl nur die Proportionen verschieben.' 

6 Der südkoreanische Samsung-Konzern ist der weltgrößte Bildröhrenhersteller und eines der 
größten Unternehmen überhaupt. 
7 Etwas besser ist die Berliner Position als internationale Kongreßstadt. Mit 166 
internationalen Verbandstagungen lag Berlin 1990 hinter Paris, London, Brüssel und Wien 
gemeinsam mit Genf auf Platz fünf. 
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- Berlin gehört nicht zu den Standorten, die sich durch eine hohe Anzahl von 
hochrangigen Einrichtungen der Wirtschafts-, Finanz- und Rechtsberatung 
auszeichnen. 

- Im Versicherungswesen hat Berlin unter den deutschen Städten den achten 
Platz. 

- Berlin weist eine unzureichende Fülle und Mannigfaltigkeit von internatio­
nal wirkenden P-R-Agenturen auf. 

- Berlin bleibt als modernes Kommunikationszentrum hinter den europäi­
schen Metropolen zurück. 

Zu letzterem einige orientierende Bemerkungen, weil sie den uns besonders 
interessierenden Wissenschaftsbereich tangieren. 

Die Metropolen der Erde sind fuhrende Kommunikationszentren, wobei zur 
Zeit die Herausbildung von Teleports eine besondere Rolle spielt. Das Tele-
port-Konzept wurde zu Beginn der achtziger Jahre in den USA entwickelt, 
um neu zu begründende High-Tech-Standorte durch das Angebot modernster 
Telekommunikations-Einrichtungen standortlich zu binden. Teleports sind 
allgemein gekennzeichnet durch 

- das Vorhandensein leistungsstarker Satellitenerdstationen, 

- die Zentrierung solcher Kommunikationsverflechtungen, die höchste Über­
tragungskapazität garantieren (z. B. Glasfasernetze), 

- den Zugang zu großen, weltweit bedeutenden Datenbanken, 

- die Fülle der sogenannten "smart buildings" (also von Büro- und Betriebs­
gebäuden, die für die Anwendung hochwertiger Informations- und Kommu­
nikationstechniken geeignet sind). 

Anfang 1991 gab es 120 Teleports in 16 Ländern. Die anziehende Wirkung 
solcher Teleports auf Firmen der High-Tech läßt sich z. B. daran ablesen, daß 
im Wirkungsraum der Teleports von Amsterdam und Rotterdam 
(polyzentrische Agglomeration Randstad Holland) 80 % der holländischen 
Arbeitsplätze in der Hard- und Softwareproduktion beheimatet sind sowie 
83 % der Hauptsitze nichtindustrieller Firmen und 57 % der Hauptsitze in­
dustrieller Firmen. Das Beispiel zeigt, daß Teleports (zumindest zeitweilig) 
standortbegünstigend metropolitan wirken. 

Über einen hochleistungsfähigen metropolitanen Teleport verfugt Berlin zur 
Zeit nicht (ein bemerkenswerter Ansatz ist der Focus Teleport in Alt-
Moabit), aber in der Planungsphase befindet sich seit 1988 der Berlin Tele­
port mit Platz am Busbahnhof Messedamm in Charlottenburg. Im September 
1990 hatte der Berliner Bausenator W. Nagel dies als die "größte Berliner 
Nachkriegsinvestition" angekündigt, wobei der Baubeginn mit 1993 an­
gegeben wurde. Die Abmessungen des Teleports lassen sich daran erkennen, 
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daß der schwedische Bau- und Immobilienkonzern Skanska (zweitgrößte 
Bau- und Immobiliengesellschaft Europas) als Auftragnehmer eine In­
vestitionssumme von 1,2 Milliarden Mark vorsah und mit dem Teleport 
5.000 Arbeitsplätze plante. Nachfolgende Irritationen (z. B. starke Boden-
Verkehrswertanhebungen) und Investorveränderungen (Internationalisierung) 
führten zu einer Verschiebung des Baubeginns auf das Jahr 1995. 

Ebenfalls erst in der ersten Entwicklungsphase ist in Berlin die für Metropo­
len so standortbestimmende Herausbildung von Techno- und Wissen­
schaftsparks. Sie fungieren als weitreichende Zentren der technologischen 
Innovation in Zusammenarbeit von Wissenschaft und Industrie, womit neu­
artige Synergieeffekte ausgelöst werden sollen. Der Ausgangspunkt für die 
schnelle Begründung eines Wissenschaft- und Technoparks von metropolita-
ner Bedeutung schien gleich zu Beginn der 90er Jahre sehr günstig, weil mit 
dem DDR-Akademiegelände in Adlershof und den dortigen personellen und 
materiellen Möglichkeiten ein einmaliger Ansatz gegeben war. Es handelt 
sich um ein Areal von rund 77 Hektar, auf dem die naturwissenschaftliche 
Forschung der Akademie der Wissenschaften der DDR konzentriert war. 
Durch Abwicklungen, Kompetenzgerangel und langanhaltende Konzept-
losigkeit ist seit der Einheit schon erheblicher Schaden entstanden. Er läßt 
sich materiell (in Verbindung mit den von den alten Bundesländern ab­
weichenden Sicherheitsstandards in Gebäuden und Labors) daran abmessen, 
daß 1993 bis zu 80 % der Bausubstanz als nicht mehr erhaltenswürdig ein­
gestuft wurden. Der erste Neubau wurde im September 1994 fertiggestellt 
(Innovations- und Gründerzentrum). Bis zur Jahrtausendwende soll in 
Adlershof der größte zusammenhängende Technologiepark Europas entste­
hen. Dann werden hier mehr als 10.000 hochqualifizierte Arbeitskräfte er­
fordernde Arbeitsplätze angesiedelt sein. Vorgesehen ist die Lokalisierung 
von mittelständischen High-Tech-Betrieben (Optik, Optoelektronik, Laser­
technik, Umwelttechnologie u. a.) und Wissenschaftseinrichtungen. Dies soll 
der Kern eines größeren Wirtschaftsstandorts der technologischen Innovation 
sein, der über das Akademiegelände hinaus auch den ehemaligen Flugplatz 
Johannisthai (z. B. Ansiedlung eines Campus der Humboldt-Universität) und 
das frühere Gelände des Deutschen Fernsehfunks (Medienzentrum) umfassen 
wird. Im Jahre 2010 sollen hier rund 40.000 Menschen arbeiten, wobei Wis­
senschaftseinrichtungen und wissenschaftsorientierte Industrien bestimmend 
sein werden. Der metropolitane Ansatz ist also auch hier in der näheren Zu­
kunft anzusiedeln. Wenn sich in etwa 10 Jahren ein leistungsfähiger Wissen­
schafts- und Technopark in Adlershof herausgebildet hat, wird dies sicher die 
Funktionalität Berlins positiv beeinflussen. 

Zum metropolitanen Träger "Wirtschaftsleitungen" wäre zu bemerken, daß 
die früher in der DDR-Hauptstadt konzentrierten Kombinatsleitungen nicht 
mehr existieren und in Westberlin von den 500 größten deutschen Unter-
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nehmen nur sechs ihren Sitz haben (Doppelsitze eingerechnet). Im europäi­
schen Vergleich der Standortverteilung der 2.000 weltgrößten Firmen liegen 
London und Paris in führenden Positionen, Berlin folgt erst an 16. Stelle. In 
Deutschland rangieren Hamburg, Frankfurt am Main, Düsseldorf, München, 
Köln, Stuttgart, Essen und Hannover vor Berlin. 

Da die ersten vier hochrangigen Metropolenträger in Berlin nicht oder erst im 
Ansatz entwickelt sind und sich zur Zeit ein weiterer - die politische Leitung -
noch in Bonn befindet, fehlt in Berlin weitgehend die für Metropolen so typi­
sche funktionelle Dominanz im jeweiligen Land. Real existiert eine demo­
graphische Dominanz (Bevölkerungsschwerpunkt), die metropolitan aber von 
zweitrangiger Bedeutung (eben hinter den funktionellen Dominanzen lie­
gend) ist. Diese demographische Dominanz ist das Resultat der Bildung eines 
neuen Aktions- und Kommunikationsraumes mit der Einheit Deutschlands, 
der sich zur Zeit der Gründung wie folst zusammensetzte: 

Raum Einwohner Fläche Einwohnerdichte 
(Dez. 1989) (km2) (km2) 

1. Westberlin 2.134.051 480,1 4.4453. 
2. Ostberlin 1.279.212 403,3 3.172 
1.+2. Großberlin 3.413.263 883,4 3.864 
3. angrenz. Kreise 872.221 6.452,3 135 
1.+2.+3. 
Region Berlin 4.285.484 7.335,7 584 

Nach ihrem demographischen Rang steht die Stadt in Europa nur hinter 
Moskau, Paris, London und St. Petersburg zurück, regionisch gleicht sie St. 
Petersburg. Die in Deutschland nachfolgenden Stadtregionen Hamburg und 
München erreichen jeweils rund 6/10 dieses Potentials. Kurz: Ein neues 
europäisches Gravitationszentrum ist entstanden. Egal, ob sein Berliner Kern 
Metropole wird oder nicht und ob er in diesem Zusammenhang als Metropole 
bejaht oder verneint wird, er ist der monozentrische Ballungsraum Deutsch­
lands, er ist in der zentralen europäischen Siedlungsachse zwischen Paris und 
Moskau das Gravitationszentrum. 

Viele Prognosen erwarten zudem eine allmähliche Aufstockung des demo­
graphischen Potentials, dessen Zuwachs, besonders von Ost- und Südeuropa 
gespeist, für die nächsten 20 Jahre die Millionengrenze erreichen könnte. Die 
Region hätte dann mehr als 5lA Millionen Einwohner. Das wird hier als Mög­
lichkeit angenommen, ohne die positiven oder negativen Seiten im Einzelnen 
zu diskutieren. 

Es besteht generell allerdings die Gefahr, daß die demographische Dominanz 
bei zu geringer Entwicklung von funktionellen Trägern anhaltend zum 
Hauptkennzeichen als europäisches Gravitationszentrum wird, was Berlin 
zum Schaden sereichen würde. Auf diesem Hintergrund muß man die Bedeu-
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tung des Umzugsbeschlusses vom 20. Juni 1991 sehen (Verlagerung des Re­
gierungssitzes von Bonn nach Berlin), der einen hochrangigen funktionellen 
metropolitanen Träger nach Berlin bringt. Das gilt selbst unter Wirkung des 
Kabinettbeschlusses, daß acht Bundesministerien in Bonn verbleiben sollen" 
(Post, Verteidigung, Entwicklungshilfe, Bildung, Wissenschaft und For­
schung, Umwelt, Landwirtschaft, Gesundheit), weil gemeinsam mit dem 
Kanzleramt die Schlüsselministerien (Wirtschaft, Finanzen, Außenpolitik, 
Inneres, Arbeit und Soziales) für Berlin vorgesehen sind, die von fünf weite­
ren Ministerien (Justiz, Familie und Senioren, Frauen und Jugend, Verkehr, 
Bau) begleitet werden sollen. Weitergehende Vorstellungen - Kernbereiche 
aller Ministerien in Berlin, Verwaltungsapparate in Bonn (Regierungsstand­
ort Berlin, Verwaltungsstandort Bonn) - haben einige Wahrscheinlichkeit, da 
die Anlehnungskraft der Schlüsselministerien und des Parlaments sowie der 
Sog einer funktionstüchtigen Hauptstadt sicher Wirkung zeigen werden. Zu 
erwarten ist auch, daß mit der Installierung der politischen Leitung andere 
Leitungen in Berlin stärker vertreten sein werden, so daß auf längere Sicht 
ein metropolitan geprägter Auffüllungsprozeß prognostiziert werden kann 
("Rutschbahneffekt"). Diese Entwicklung, die als metropolitan-funktionell 
eingeordnet werden kann, sollte unbedingt von Bemühungen begleitet sein, 
Impulse für die Stadt aus ihrer jüngeren Geschichte abzuleiten. Sie würden 
"ergänzend" metropolitan wirken. Stichworte hierzu sind: 

- Zentrum internationaler Friedensinitiativen (z. B. internationales Kongreß­
zentrum, Standort der Friedensforschung, internationales Sprachzentrum), 

- Zentrum für Ost-Management, 

- "Drehscheibe" West-Ost. 

Von genereller Bedeutung für die Stadtprägung höchster Hierarchie ist die 
metropolitane Gestaltung der Wissenschaftslandschaft Berlin/Brandenburg. 
Sie wird derzeitig repräsentiert durch die drei Berliner Groß-Universitäten 
(Freie Universität mit rund 60.000 Studierenden, Technische Universität mit 
rund 38.500, Humboldt-Universität mit rund 24.000) und die Universität 
Potsdam (mit rund 8.000), durch die Berliner Fachhochschulen mit ca. 
23.500 Studenten (wobei auch die Brandenburger Fachhochschulen in 
Potsdam, Wildau, Königs Wusterhausen und Eberswalde zur Wissen-
Schaftslandschaft gehören) und durch die vielfältig spezialisierten 
Forschungseinrichtungen, deren Mitarbeiterzahl außerhalb der Universitäten 

8 Natürlich wurden darüber hinaus Überlegungen entwickelt, die die Standortsicherung Bonns 
betreffen. So hat die Föderalismuskommission von Bundestag und Bundesrat vom Mai 1992 
vorgeschlagen, daß mindestens 18 Bundeseinrichtungen und weitere 6 Institutionen, die über­
wiegend vom Bund finanziert werden, mit rund 7000 Arbeitsplätzen nach Bonn zu verlagern 
sind. Berlin, das die politischen Leitungen höchster Hierarchie aufnehmen wird, gibt danach u. 
a. ab: Bundeskartellamt, Teile des Bundesgesundheitsamtes, Bundesversicherungsamt, Bundes­
aufsichtsämter für das Kreditwesen und das Versicherungswesen. 
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fast 15.000 Vollzeitstellen beträgt. Das mit diesen Einrichtungen verbundene 
Forschungspotential ist beträchtlich und könnte mit der Verbesserung der 
Beziehungen von Wissenschaft und Industrie eine Voraussetzung bilden, in 
Berlin wieder "Inkubatorzweige" der Industrie zu entwikckeln, die ja vor­
rangig metropolitane Industrieträger sind. Damit bestünde die Möglichkeit, 
die derzeit antimetropolitane Struktur der Industrie (Westberlin: Wirkungen 
der "verlängerten Werkbank" von Führungszentren der alten Bundesländer/ 
Ostberlin: industrieller Kahlschlag wegen ungenügender Marktfähigkeit) zu 
beseitigen bzw. deutlich einzuschränken. 

Stark störend wirkt auf diesen Prozeß der weitgehende Zusammenbruch der 
Industrieforschung in der ehemaligen DDR (ursprünglich waren in den 
Forschungs- und Entwicklungsabteilungen der Kombinate rund 86.000 
Personen beschäftigt; 1993 betrug die Zahl der in der Industrie oder in 
industrienahen Instituten Tätigen kaum mehr als 15.000), der in Ost-Berlin 
besonders ausgeprägt ist." Gleiches gilt für die Abwicklung ganzer 
wissenschaftlicher Einrichtungen. Auch Evaluierungen vollzogen sich z. T. 
unter dem Wirken von Siegermentalität. Ein Beleg dafür ist die kompetente 
Einschätzung von Dieter Simon, der als Vorsitzender des Wissenschaftsrates 
(1989-1993) feststellte: "Wenn schließlich etwas Gutes bei der Evaluiererei 
herausgekommen ist, dann war das Zufall" (Die Zeit, 19.06.1992). Es ist also 
auch hier eine Zukunftsaufgabe, Berlin wieder zum Standort eines 
metropolitanen Wissenschafts-Industrie-Komplexes zu machen. 

Die Schwierigkeiten solcher Entwicklungen und ihre langen Zeitabläufe sind 
nicht zu unterschätzen, weil die sogenannten "headquarternahen" For­
schungen der Industrie wegen des weitgehenden Fehlens von industriellen 
Leitungen in Berlin noch nicht ihren Platz haben und damit ein wichtiger 
Verzahnungsbereich zwischen der wissenschaftsfundierten Industrie­
landschaft und der allgemeinen Wissenschaftslandschaft weitgehend fehlt. Es 
ist möglich, daß mit dem Aufbau der Regierungsfunktionen auch solche 
Anlehnungsvorteile entstehen, die wirtschaftliche Leiteinrichtungen wieder 
nach Berlin ziehen. Sicher aber ist dies keineswegs. Viel sicherer scheint 
dagegen, daß Verzögerungen in der Regierungssitzverlegung die neuen 
Industrieentwicklungen erheblich hemmen würden. Die Abhängigkeit der 
Leitungsverlagerung von der konkreten Hauptstadtgestaltung unterstreicht z. 
B. der Samsung-Konzern, dessen Leiter der SEB (Samsung Elektronische 
Bauelemente Berlin GmbH) auf die Frage, ob die Europa-Zentrale von 

9 Aus einem Interview des Bundesforschungsministers (in: Berliner Zeitung, 26.08.1993): "Die 
Lage der Industrieforschung in den neuen Ländern sehe ich nach wie vor kritisch. Hier gab es 
einen dramatischen Abbau der Forschungs- und Entwicklungskapazitäten. Obwohl verlangsamt, 
ist der Schrumpfungsprozeß noch nicht gestoppt." Mitte 1993 verfügten die neuen 
Bundesländer nur noch über 6 % des Personals für Forschung und Entwicklung in 
Industriebetrieben Deutschlands. 
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London nach Berlin verlagert werden könnte, antwortete: "Berlin hat gute 
Chancen. Aber wir warten erst das Jahr 1998 ab, wenn Berlin wirklich die 
Hauptstadt Deutschlands wird" (Berliner Zeitung 10.04.1995). 

E. Bilanz 

Eine Überprüfung der derzeitigen überörtlichen Funktionen Berlins im Sinne 
metropol itaner Grundlegung berechtigt zu dem Schluß, daß Berlin unter den 
gegenwärtigen Bedingungen nach seiner Einwohnerzahl zwar eine 
europäische Spitzenstadt ist, daß aber dieser demographischen Dominanz 
eine unterentwickelte Funktionsqualität entgegen steht. Berlin wird 
allenthalben als "Metropole" benannt, weist aber nur wenige Merkmale einer 
Metropole auf. Der derzeit einzig größere Auslöser höherer Funktionalität ist 
die Übernahme der Regierungsfunktion, die mit der konzentrierten Verortung 
von Informationsströmen (als einem weiteren metropolitanen Merkmal) 
verbunden sein wird. Ein Verschleppen der Ansiedlung dieser metropolitanen 
Träger wäre sehr bedenklich, weil eine Vergrößerung der demographischen 
Dominanz zu erwarten ist und damit die Gefahr besteht, daß sich die 
demographische Dominanz von der Funktion abkoppelt. Eine kranke 
Megacity wäre die Folge. 

Natürlich schließt die Entwicklung zur Metropole auch Wirkungen ein, die 
die Stadt und die Region mit ihren Einwohnern negativ berühren werden. 
Hingewiesen sei dabei nur auf 

- die enorme Bodenwertsteigerungen und die damit zusammenhängenden 
Bodenspekulationen, die besonders in den zentralen Teilen zu einer 
umfassenden Abdrängung der Wohnbevölkerung fuhren werden (in citynahen 
Lagen der Bezirke Charlottenburg, Wilmersdorf und Schöneberg kostete ein 
mr am 31.12.1990 rund 1.600-1.900 DM und nur ein Jahr später bereits 
2.250-2.550 DM), 

- den zunehmenden Siedlungsdruck von innen nach außen, um den 
steigenden Bodenpreisen ausweichen zu können, womit es zu einer 
Zersiedlung weiter Teile der Region und zur Ausweitung der Pendlerzeiten 
kommen wird, 

- die "Okkupation" des naturbegünstigten stadtnahen Raumes durch 
einkommensstarke Bevölkerungsgruppen, die sich mit der Metropolisierung 
verstärkt im Berliner Raum ansiedeln werden (Golfplatzexplosion), 

- das bedeutsame Anwachsen der personellen Verkehrsströme, die Stauzeiten 
und Staugebiete stark erweitern werden, wodurch es zu einer zunehmenden 
Umweltbelastung und zu einer Vergeudung von Freizeit kommen wird. 

Weitere Reizworte in diesem Zusammenhang sind: steigende Kriminalität, 
Ausweitung der Drogenszene, Müllberge usw. Diese Aspekte der 
Metropolisierung, die durchaus weiter zu ergänzen wären, setzen die 
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Notwendigkeit der Entwicklung Berlins zur Metropole nicht außer Kraft, so 
bedenklich sie auch sein mögen. Das wird damit begründet, daß es in Berlin 
ohne Metropolisierung an solchen Lebensgrundlagen deutlich mangeln wird, 
die eine hochrangige Urbanität überhaupt erst herstellen. 

Die Vision einer funktionsschwachen Megacity mit demographischem Drall 
ist wesentlich furchterregender als die einer Metropole mit ihren Fehlern. 
Zudem: Regulierende Eingriffe in den Metropolisierungsprozeß sind 
durchaus möglich. Sie bedürfen allerdings eines Strategieplanes der Stadt-
und Regionalentwicklung, der bisher wohl nur in Ansätzen vorhanden ist. 
Nicht die Metropolisierung sollte alternativ diskutiert werden (dazu gibt es 
keine sinnvolle Alternative), sondern Alternativen innerhalb der metropolen 
Entwicklung. Solche wären: 

- Weitere Herausbildung territorial-arbeitsteiligsr Systeme im Bereich von 
Zentralfunktionen, wobei "neue" Standorte zu aktivieren wären (z. B. Justiz = 
Leipzig, Umwelt = Dessau, Landwirtschaft = Schwerin^ ), 

- deutliche Beschneidung bürokratischer Gigantomanie (Bürogrößen, 
Standortansprüche zentraler Einrichtungen), 

- erhebliche Anhebung der Attraktivität des öffentlichen Personennah­
verkehrs (Zugfolgen, Strecken, Preise), 

- räumlich differenzierte restriktive Maßnahmen gegenüber den Individual-
verkehr (Zonierungen, Geschwindigkeiten, Vignetten), 

- abgestimmte Regionalplanung in der Region (Berlin, "Speckgürtel", 
Brandenburg) 

Die Bejahung der metropolitanen Entwicklung muß (!) also von der 
Bejahung erheblicher steuernder Eingriffe begleitet sein. Irreführend 
scheinen mir die zur Zeit schroff alternativen Diskussionen, die entweder 
"Ja" oder "Nein" zu Berlin als Metropole sagen. Obwohl solche extremen 
Haltungen typisch für Metropolen (oder werdende Metropolen) sind, 
versperren sie den Blick für das sinnvoll machbare. Metropolen brauchen 
neben der uneingeschränkten Bejahung und der ebenso uneingeschränkten 
Verneinung den Konsens. Da im allgemeinen jedes Land nur eine Metropole 
(wenn überhaupt) hat und Berlin Voraussetzungen für diese Entwicklung 
herausbilden wird, sollte dies ein nationaler Konsens jenseits von 
parteipolitischem oder regionalem Taktieren sein. Gerade dies aber ist zur 
Zeit kaum zu beobachten. Besonders häufig werden Finanzhürden gegen 
Berlin aufgebaut, um Entwicklungen zu verhindern oder einzuschränken, 
Hier gilt das Wort Richard von Weizsäckers: "Berlin Funktionen zu geben 

10 Die Föderalismuskommission von Bundestag und Bundesrat hat Empfehlungen dieser Art 
gegeben. Z. B.: Umweltbundesamt von Berlin nach Sachsen-Anhalt, Bundesverwaltungsgericht 
und Fünfter Strafsenat von Berlin nach Leipzig, Bundesarbeitsgericht von Kassel nach Thü­
ringen, Bundesamt für Seeschiffahrt von Hamburg nach Mecklenburg-Vorpommern. 
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wird teuer, Berlin Funktionen zu verweigern wird letzten Endes noch teurer" 
(Spiegel, 11/91). Im Kräftefeld der Gesamtentwicklung sollte der all­
gemeinen Metropolen-Problematik und der Anwendung der Erkenntnisse auf 
Berlin mehr Aufmerksamkeit gewidmet werden; das wird gegenwärtig von 
wichtigen und unwichtigen Einzelvorstellungen der zukünftigen Entwicklung 
Berlins völlig überlagert. 

Ausgewählte Literatur zum Thema 
1. Die Zukunft der Metropolen. Paris, London, New York, Berlin. Ein Beitrag der Technischen 
Universität Berlin zur Internationalen Bauausstellung Berlin. Berichtsjahr 1984. Bd. 1: 
Aufsätze. Berlin 1984 

2. J. Friedmann: The world city hypothesis. In: Development and Change, Heft 17, 1986 

3. F. Grünig u. R. Krengel: Berliner Leistungsbilanz. In: Die unzerstörbare Stadt. Köln - Berlin 
1953 

4. Zimm, A.: Raum-zeitliche Etappen der Metropolenbildung Berlins, ein Blick zurück nach 
vorn. In: Patermanns Geographische Mitteilungen, 135, Gotha 1991, Heft 2 
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Peter H. Feist 

Wie gestaltet ein Bildhauer die Revolution? 
Theo Baldens Liebknecht-Denkmal in Potsdam* 

Meine Entscheidung, mich zu Theo Baldens Potsdamer Liebknecht-Denkmal 
zu äußern, wurzelt in langjähriger Bewunderung für den in Berlin-Pankow 
lebenden Künstler, der kürzlich 90 Jahre alt wurde, und für sein Lebens­
werk.1 Es ist durch die Entscheidung für die revolutionäre Arbeiterbewe­
gung, erzwungenes Exil in Prag und London mit führender Beteiligung an der 
Organisierung antihitlerischer Künstler und durch wichtige Leistungen für die 
Bildhauerkunst in der DDR ausgezeichnet. Meine Äußerung zum Potsdamer 
Denkmal wurzelt ferner in der Besorgnis um Bewertung und schlichten Fort­
bestand solcher DDR-Kunst, ferner in den aktuellen "Denkmalstreiten", die 
Varianten des nicht abflauenden Historikerstreits um die deutsche Geschichte 
sind, des weiteren in dem Umstand, daß Baldens Denkmal auch in der DDR-
Zeit nicht ausreichend gewürdigt wurde, und in einem notwendigen neuen 
Nachdenken über die DDR und die sozialistische Bewegung sowie über die 
Beziehungen der Kunst und ihrer Geschichte zu diesen beiden historischen 
Phänomenen. 

Wenn ich an Hand eines einzelnen Beispiels etwas vom augenblicklichen 
Stand meines Nachdenkens darlege, fühle ich mich durch folgende Gründe 
ermutigt: Der Meinungsaustausch über unsere jüngere Geschichte ist ein dis­
ziplinübergreifendes und sogar ein nicht nur streng wissenschaftliches Anl­
iegen. Der Gegenstand meiner Wissenschaft, die bildende Kunst, und gar de­
ren spezieller Zweig, die Denkmalplastik, wie alle anderen Arten von öffent­
licher Kunst, dürfen nicht nur eine fachübergreifende Aufmerksamkeit er­
heischen, sondern sind schon ihrem Sinn nach, gleichsam per deflnitionem, 
für eine solche bestimmt und auf sie angewiesen. Schließlich sind einige wis­
senschaftsinterne Probleme, die mein Thema berührt, mutatis mutandis auch 
gegenwärtige Probleme anderer Disziplinen, die sich mit der Geschichte und 
mit Künsten befassen. Das Gemeinsame zu bemerken, die unterschiedlichen 
Spezifika der verschiedenen künstlerischen Aneignungsweisen von Realität 
nicht zu vernachlässigen und theoretisch-methodologischen Erkenntnis­
zuwachs in den Nachbardisziplinen auszuwerten, war schon immer eine Vor­
aussetzung für wissenschaftliche Resultate, ist mir persönlich sehr ans Herz 
gewachsen und bildet schließlich einen Haupt-zweck unserer Sozietät. 

Vortrag am 16. Juni 1994 in der Klasse für Sozial- und Geisteswissenschaften der Leibniz-
Sozietät ê  V. in Berlin. Veröffentlicht in: Utopie kreativ, H. 47/48, Sept./Okt. 1994, S. 28-41. 
Eine andere, kürzere Behandlung des gleichen Gegenstands erschien in: Kunst und 
Sozialgeschichte, hrsg. von Martin Papenbrock u. a., Pfaffenweiler 1995, S. 72-80. 
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Einige der kunstwissenschaftlichen Probleme, die sich mit meinem Gegen­
stand verbinden und zu denen die Forschung im Fluß oder auch im Strudel 
ist, kann ich nur benennen. Ich erhebe auch nicht den Anspruch, den neuesten 
Stand der interdisziplinären und internationalen Diskussion zur Gänze parat 
zu haben. 

Es geht um alle Fragen, die mit bisheriger Geschichte, wechselnden Defini­
tionen, gegenwärtiger Lage und zukünftigen Chancen von realistischer Kunst 
zusammenhängen, und speziell um jene besonderen Spielarten, die man ein­
mal "sozialistisch realistisch" genannt hat, kurz: um Realismustheorie. An­
gemerkt sei nur, daß es vielerorts schon seit längerem üblich ist, nur die 
"stalinistische" Kunst sozialistischen Realismus - ironisch: Soz-Real zu nen­
nen, während in der DDR versucht wurde, auch spätere, modernere Varianten 
mit demselben Terminus zu defilieren.2 

Betroffen sind ferner die Fragen, die von der Rezeptionstheorie aufgeworfen 
wurden: nach dem Verhältnis von Immanenz und historischer Bedingtheit, 
von Konstanz und Wandel, von Inhalt bzw. Aussage wie auch Wertschätzung 
von Kunstwerken. 

Betroffen ist schließlich die Frage nach der Unmittelbarkeit oder den Kon­
notationen bei der Wirkung von Kunstwerken auf Rezipienten, wobei wir 
gelernt haben, die individuelle wie gruppenspezifische Mannigfaltigkeit von 
Rezipienten zu berücksichtigen. Soll bzw. kann man darauf abheben oder 
fordern, daß sich ein Kunstwerk auch jedem Unbelehrten gleicherweise und 
vollständig mitteilt, wobei es diese gleichen und kenntnislosen Betrachter gar 
nicht geben kann? Oder wie gerechtfertigt ist der größere - oder einfach an­
dere - ästhetische und allgemein geistige Genuß, den nur ein fachkundiger 
Kenner von Kunst- und Geistesgeschichte, von Vergleichsbeispielen und der 
Biographie des betreffenden Künstlers aus dem Werk ziehen kann? 

Zu unseren Problemen gehören auch die der Geschichtsschreibung, der Arten 
und Möglichkeiten wissenschaftlicher Äußerung. Ist der Gegenstand ein 
Werk der jüngsten, der zeitgenössischen, der aktuellsten Kunst, wird das zum 
Streitfall zwischen Kunsthistoriographie und Kunstkritik, ihren Unterschie­
den und ihrer Zusammengehörigkeit. Die Problemstellung reicht aber eigent­
lich tief in die geschichtliche Vergangenheit zurück. Immer stehen sich 
deskriptive Nüchternheit bei der Schilderung von Kunstgeschichte, das un­
gerührte Nachweisen auch von Unerfreulichem, die Kritik an Schwächen 
u.a.m. und eine emotionale, ästhetische wie weltanschauliche und politische 
Parteinahme für Werte als entgegengesetzte Pole gegenüber. Bewußte Lügen 

~ Vgl.: Peter H. Feist: Wunschbilder, Irrwege, Drohworte. Schicksale der Realismustheorie in 
der DDR. In: 1. Realismus-Triennale, Künstlersonderbund in Deutschland (Ausstellungs­
katalog), Ars Nicolai, Berlin 1993, S. 55-75. 
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und Entstellungen seien dabei ausgenommen. Aber an welcher Markierung 
geht die unvermeidliche Auswahl der Fakten in Verzerrung, in die Beschädi­
gung möglicher Erkenntnis über? 

Die letzten Probleme sind fachspezifischer Natur. Welchen Sinn, welche 
Voraussetzungen, welche Möglichkeiten hat heute die Kunstgattung 
"öffentliches Denkmal", speziell die Denkmalplastik? Warum und wie soll 
und kann sich ein Bildhauer durch plastisches Werk zu einem historischen 
Ereignis bzw. Vorgang oder einer historischen Persönlichkeit äußern? In 
welchem Verhältnis steht er zu den für öffentliche Kunst unerläßlichen Auf­
traggebern oder mindestens Genehmigern? Was tun diese und wie tun sie es? 

Das Denkmal 

An der Rückseite der Breiten Straße (vordem Wilhelm-Külz-Straße) im Zen­
trum von Potsdam steht seit Dezember 1983 das Denkmal mit dem Titel 
"Karl Liebknecht - Herz und Flamme der Revolution" von Theo Bälden.3 

Material: Bronze, Höhe: 5,60 m. Das Erscheinungsbild ist von einer für viele 
wahrscheinlich irritierenden Eigenart. Die Gestalt läßt sich in erster Annähe­
rung als Flammen-Baum beschreiben. Sie ist vorwiegend aus ungegenständ­
lichen (abstrakten) organoiden Formen gebildet, in die jedoch zahlreiche 
kleine, unterschiedlich deutlich erkennbare Gegenstandsabbildungen ein­
gearbeitet sind. 

Eine vollständige Vorstellung gewinnt nur, wer die Plastik umschreitet. Es 
gibt keine dominierende Hauptansicht. Die einzelnen Ansichten unterschei­
den sich stark voneinander, auch in ihrem Ausdruck. Ein teilweise doppelter, 
leicht gekrümmter Stamm, von dem eine Art Baumkrone zur Seite weht, 
wächst federnd straff empor. Der Stamm ist aber nicht fest verwurzelt, son­
dern berührt die Standfläche nur an einem Punkt, ähnlich dem Knie eines 
knienden Menschen. Von diesem Punkt aus schwingt die gebogene Form in 
die Gegenrichtung bis hin zu einer kreisförmigen Partie, deren Umfang 
plötzlich hart umknickt, um ein Büschel welkender Formen nach unten ab­
strömen zu lassen. Damit ergibt sich insgesamt ein Ausdruck von Labilität. 
Die Balance wird gehalten, wirkt aber gefährdet, in Frage gestellt. Was wir 
Baumkrone nennen können, wächst organisch aus dem Baumstamm hervor, 

3 Gerhard Strauss: Theo Bälden. Karl-LiebknechtDenkmal "Herz und Flamme der Revolution", 
in: Bildende Kunst 31 (1983) H. IL S. 553-555; Theo Bälden: Ich liebe die Suchenden (Aus­
stellungskatalog), Akademie der Künste, Berlin 1983, erweit. Fassung: Verkaufsausstellung, 
Staatl. Kunsthandel der DDR, Galerie Unter den Linden, Berlin 1984, darin Hilmar Frank: Die 
großen Entsprechungen, S. 9-18 bes. S. 16-18; Bildhauerkunst aus der Deutschen Demokrati­
schen Republik (Ausstellungskatalog), Zentrum für Kunstausstellungen der DDR, Bonn/ 
München/Mannheim 1987/88, darin Raimund Hoffmann: Denkmalplastik in der DDR, S. 153-
156, bes. S. 155. 
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erscheint aber gleichzeitig wie ein aufgewühltes Wogenmeer und teilweise 
auch wie ein aufgeschichteter Stapel horizontaler Formen, die entweder hart­
kantig oder weich schwellend sind. An ihren Enden ähneln sie sturm­
gepeitschten Flammen, deren Spitzen aber auch zu fingerartigen Fühlorganen 
oder Blättern oder Blüten werden. Das Ganze erinnert außerdem an eine flat­
ternde, zerfetzte Fahne. Ganz oben formt sich eine Flammenspitze zu einem 
kleinen fiinfzackigen Stern. 

Wer das Denkmal umrundet und aufmerksam mit dem Blick abtastet, macht 
da und dort Augenformen aus, einen Adler, eine gebrochene Vogelschwinge, 
ein leidvolles Gesicht. An der Rückseite ist unten ein zurückgewandter, lor­
beerbekränzter Kopf zu erkennen, oben ein drachenähnliches Ungeheuer in 
Gegenrichtung zu dem Flammenstrom. In diesem Strom wird eine fliegende 
Halbfigur mit dem Antlitz Liebknechts sichtbar, über ihr ein Herz, das in eine 
Flamme gebettet ist. An der unteren, zur Seite gewendeten Partie der Plastik 
erlöschen die Flammen und verwandeln sich in Formen, die wir als einen 
Strom gerinnenden Blutes lesen können, die aber auch Blüten und Früchte 
ausbilden. In einer tropfenförmigen Frucht hängt irgendwo kopfunter eine 
gemarterte Menschengestalt. Eine tote Taube wird ebenso sichtbar wie der 
Kopf eines reißenden Wolfes. Über einem offenen Buch erscheint das Antlitz 
von Karl Marx. Das Ganze hat eine signalhafte Fernwirkung; das Werk ver­
langt aber ebenso, daß sich der Betrachter selbst um das Werk herum bewegt. 
Er muß sich die Zeit nehmen und die Mühe machen, sich einzusehen und die 
Einzelheiten "abzubuchstabieren" und zu bedenken. Vielfalt, Schwung und 
Sinnlichkeit der Formen machen ihm Lust zu dieser Mühe. 

Entstehungsgeschichte 

Die Vor- und Entstehungsgeschichte dieses Denkmals ist gleichermaßen 
exzeptionell wie typisch für die Kunstverhältnisse und die Vorgänge von 
Denkmalsetzungen in der DDR. Brigitte Hartel hat Wesentliches davon zu­
sammengetragen und 1990 publiziert4. Weiteres ergibt sich aus Mitteilungen 
des Künstlers, soweit er sich erinnert oder Erinnerung preisgibt. Es gäbe noch 
weitere Beteiligte zu befragen. Letzte Beweggründe für Entscheidungen las­
sen sich auch im Wortlaut von Sitzungsprotokollen, Aktennotizen und Be­
schlüssen nicht finden. Da sind nur Erklärungsversuche möglich, die die 
Psyche von handelnden Personen und das politische und geistige Klima, das 
zu verschiedenen Zeitpunkten herrschte, berücksichtigen. 

4 Brigitte Hartel: 24 Jahre Bauzeit für das Karl-Liebknecht-Denkmal in Potsdam, in: Bildende 
Kunst, 38 (1990) H. 8., S. 49-53. Vgl.: Bruno Flierl: Zum Problem: Denkmäler der 
revolutionären Arbeiterbewegung. In: Plastik-Kolloquium '80, hrsg. vom Ministerium für Kultur 
u. a., Magdeburg 1981, S. 44-55. 
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Im Zuge der "sozialistischen Umgestaltung" der wichtigsten Stadtzentren in 
der DDR sah man seit 1961 für Potsdam ein Karl-Liebknecht-Forum vor; war 
doch Liebknecht 1912 für den sogenannten Kaiser-Wahlkreis Potsdam-
Spandau-Osthavelland in den Reichstag gewählt worden - ein Triumph für 
die linken Sozialdemokraten. Das platzartige Liebknecht-Forum mit einer 
Halle, in der u.a. eine Figur plaziert werden sollte (man könnte an das 
Lincoln-Monument in Washington denken), hätte den Ort des soeben abge­
tragenen Stadtschlosses inhaltlich neu definiert und außerdem die Nicolai­
kirche, ein spätes Meisterwerk Schinkels, optisch in den Hintergrund ge­
drängt. Die Tempel neuer Götter auf die Stelle von abgerissenen alten Heilig­
tümern zu setzen, ist eine uralte, magisch-demonstrative Praxis. Gleiches gilt 
für die ideologische Bildhaftigkeit von Städtebau. Das geplante Vorhaben 
wurde jedoch schon zwei Jahre später wieder fallengelassen. Das weitere 
Planungsgeschehen war widerspruchsvoll bis zur Konfusion. Politische 
Gründe und materielle Engpässe verflochten sich auf schwer entwirrbare 
Weise. 

Anfang der siebziger Jahre kontaktierten die Potsdamer Oberen auf Anregung 
aus dem Ministerium für Kultur und seitens des Grafikers Herbert Sandberg 
erstmals den Bildhauer Bälden, der 1970 Mitglied der Akademie der Künste 
geworden war - ziemlich spät im Vergleich zu anderen Künstlern seiner Qua­
lität. Die Sache wurde wieder nicht weiter verfolgt. Einem langfristigen Plan 
für die politisch wichtigsten Denkmäler zufolge, den das Politbüro 1974 be­
schloß, und von dem dann fast nichts realisiert wurde, sollte das zentrale 
Liebknecht-Denkmal der DDR in Berlin an der Liebknechtstraße errichtet 
werden, genau dort, wo bald danach das devisenbringende "Palast-Hotel" 
(jetzt "Radisson Plaza") gebaut wurde. Potsdam hielt freilich am eigenen 
Liebknecht-Monument fest, wenn auch mit geänderter städtebaulicher Dis­
position. Den Ort des Schlosses besetzte mittlerweile ebenfalls ein Hotel 
(Interhotel Potsdam, jetzt „Mercure"). 

Praktische Bedürfnisse in den Vordergrund zu rücken, ist a priori lobenswert. 
Aber es ist als kulturhistorisches Faktum wahrzunehmen, daß die Tradition 
der bedeutungsvollen Umwidmung eines Ortes innerhalb der Stadt aufgege­
ben und die Bildhaftigkeit und Sinnhaltigkeit der Stadtgestaltung aktuellen 
praktischen Gesichtspunkten und ökonomischen Zwängen geopfert wurde. 
Ideologie wich dem Intershop. Die Gesellschaft war (und ist heute allgemein) 
unsicher, wie sie sich baulich-räumlich und überhaupt sinnlich manifestieren 
soll. 1977 faßten die städtischen, bezirklichen und Parteigremien einen de­
finitiven Beschluß, und man wandte sich abermals an Bälden. Der hatte eine 
Idee parat, für die sich die Oberbürgermeisterin Brunhilde Hanke und andere 
erwärmten. Damit wurde die zunächst von den Auftraggebern gehegte Ab­
sicht verdrängt, einen Kolossalkopf Liebknechts machen zu lassen, wie ihn 
gerade Karl-Marx-Stadt in Gestalt des Marx-Kopfes des sowjetischen Bild-
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hauers Lew Kerbel erhalten hatte. Es verging wieder eine gewisse Zeit, und 
als der Bildhauer 1979 seinen Entwurf unter anderem dem 1. Sekretär der 
SED-Bezirksleitung, Günther Jahn, zu präsentieren hatte, vermutete er, 
eigentlich selbst nur Argumente für eine Ablehnung liefern zu sollen, was er 
auch tat. Zu seiner Verblüffung erfuhr er, daß die Zustimmung bereits be­
schlossen sei. Die Arbeit konnte beginnen. 

Niemand bestand auf einer Veränderung der Konzeption. Über die motivi­
schen Details, die noch gar nicht vorlagen, konnte gar nicht geredet werden. 
Es gab auch während des folgenden Arbeitsprozesses keine Einwirkungen 
von sehen der Auftraggeber, dem federführenden Kulturministerium oder 
irgendwelchen früher in solchen Fällen üblichen "Mentoren". Das entsprach 
der weniger dirigistischen und auch unsicheren Kulturpolitik der siebziger 
Jahre. Die Auftraggeber hatten keine genauen Zielvorstellungen. Sie ließen 
sich auf die Vorschläge der "Experten", ein, beobachteten besorgt, ob ein 
Eingreifen unvermeidlich werde, riskierten ein Fiasko und akzeptierten am 
Ende das Resultat notfalls halbherzig, um wenigstens keine Fehlinvestition 
verbuchen zu müssen. 

Einzelne Bedingungen waren für den Bildhauer ungünstig. Die architekto­
nisch-gartengestalterische Planung war abgeschlossen. Die Plastik mußte ein­
fach eingegliedert werden, anstatt daß noch Varianten für eine bessere Syn­
these hätten erörtert oder erprobt werden können. Der Bildhauer konnte nur 
Details hinsichtlich der Stufen für die benachbarte Tribüne, der Pflasterung, 
der Rundmauer und Bepflanzung hinter dem Denkmal durchsetzen, um der 
Skulptur einen gewissen Eigenraum zu verschaffen. Die ganze Anlage wird 
durch eine Zufahrt zum dahinterliegenden Fußballstadion unterbrochen. 
Schon in Arbeit waren Mosaikwände für das andere Ende der allzu beschau­
lich-spießigen Pergola-Anlage. Auf ihnen behandelte der örtliche Maler- und 
Künstlerverbandsvorsitzende Kurt-Hermann Kühn ebenfalls die Geschichte 
von Liebknecht und dem Kampf der deutschen "Linken". 

So ergab sich das Kuriosum, daß in einer Denkmalsanlage zweimal dasselbe 
abgehandelt wird, nur einmal etwas ausführlicher und leichter ablesbar. 

Schon nach einem Jahr, 1980, lieferte Bälden das Gipsmodell in halber 
Größe nach Potsdam. Der örtliche Steinbildhauer Horst Misch hatte es zu 
vergrößern. Er hielt sich bei der Oberflächenbehandlung nicht an Baldens 
Vorgaben, wollte sich mit eigenen Verbesserungen hervortun. Bälden mußte 
in dreimonatiger Anstrengung, von Krankheit behindert, alles in einem Be­
helfsatelier auf dem Friedhof von Stahnsdorf überarbeiten, wo er die Plastik 
nie aus dem eigentlich erforderlichen Abstand sehen konnte. Er war nachher 
auch mit dem Bronzeguß und der Patinierung in Lauchhammer nicht zufrie­
den. Aber der Termin war festgelegt. Am 20. Dezember 1983, fast 65 Jahre 
nach der Gründung der KPD, wurde das Denkmal feierlich enthüllt, 22 Jahre 
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nach den ersten Planungen. Der Bildhauer beging zwei Monate später seinen 
80. Geburtstag. 

Der Künstler 

Theo Bälden5 hatte während seiner Lehre als technischer Zeichner in Berlin 
Karl Liebknecht selbst gesehen und reden gehört. Mit Ausnahme eines Vor­
kurses am Weimarer Bauhaus war er als Bildhauer Autodidakt, beeindruckt 
u.a. von Barlach. Wegen illegaler Tätigkeit wurde das KPD-Mitglied 1934 
verhaftet, nach einigen Monaten aber freigelassen. 1935 gelang ihm die 
Flucht nach Prag, später emigrierte er nach England. 1947 kehrte er nach 
Berlin zurück, arbeitete zuerst für die von Sandberg geleitete satirische Zeit­
schrift "Ulenspiegel" und lelirte dann 1950 - 1958 im Grundstudium an der 
Kunsthochschule Berlin-Weißensee. Eine Krankheit bot Gelegenheit, ihn 
dort auszubooten. Seine Formauffassung vertrug sich nicht mit den herr­
schenden Normen, die vor allem in den frühen fünfziger Jahren ihren er­
schreckendsten Tiefstand erreicht hatten. So kam es, daß Bälden keine Schü­
ler hatte. Seine individuelle Gestaltungsweise wurde nie zum Ausgangspunkt 
einer Strömung innerhalb der Plastik der DDR. Seine unübersehbare Neigung 
und Befähigung zu monumentaler Gestaltung und appellativem Ausdruck und 
seine anhaltende Bewunderung für Liebknecht führten jedoch dazu, daß er 
1964 - 1969 ein Liebknecht-Denkmal für Luckau ausführen konnte, wo Lieb­
knecht als Gegner des 1. Weltkriegs 1916-18 im Zuchthaus gesessen hatte. 
Bälden entwarf viele Varianten. Der expressive Modus der endgültigen Fas­
sung war im Rahmen dessen, was bis zu dieser Zeit in der Denkmalplastik 
der DDR anzutreffen war, ungewöhnlich. 

Bälden empfand aber in der Folgezeit eine Statue nicht als ausreichend für 
ein derartiges Denkmal. Später, als er schon das Potsdamer Denkmal vorbe­
reitete, sagte er der Kunstkritikerin der "Berliner Zeitung": "Wir brauchen 
keine Standbilder, sondern Denkbilder... Sie sollen Erlebnisse auslösen, 
Denkprozesse anregen... Ideal erscheint mir eine Lösung, die vom Zuschauer 
geistig mit weitergeführt wird."6 Bälden war damit im Einklang mit seinem 
Berliner Altersgenossen und bildhauerischen "Konkurrenten" Fritz Cremer, 
der u.a. 1974 dagegen gewettert hatte, "die Vorkämpfer der klassenlosen Ge­
sellschaft" "mehr oder minder naturalistisch in Stein oder Bronze" abzuschil-

3 Grundlegend: Ursula Feist: Theo Bälden, Dresden 1983 (mit Bibliogr.). Vgl. auch Literatur in 
Anm. 3 und 13, sowie Camilla Blechen: Urform und Genre. Der Bildhauer Theo Bälden in Ost-
Berlin, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 194, 23. 8. 1983, S. 17. Renate Hagedorn, Th. 
Bälden, in: Säur. Allgemeines Künstler-Lexikon. Die Bildenden Künstler aller Zeiten und 
Völker, Bd. 6, München und Leipzig 1992, S. 409. Der Künstler, eigentlich Otto Koehler, führt 
den Namen, unter dem ihm 1935 die Flucht aus Deutschland gelang. 
6 Werkstattgespräch mit Sybille Pawel, in: Berliner Zeitung, Nr. 131, 475. 6. 1977. Vgl. auch: 
Der Himmel mit seinen Wolken ist voller Rodins. Mit Theo Bälden sprach Detlev Lücke, in: 
Sonntag, 38 (1984), Nr. 5, 29. Januar, S. 3 (anläßlich des 80. Geburtstages). 
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dem und "auf prächtige Sockel zu stellen, gleich absolutistischen Herrschern, 
Glaube erzeugenden göttlichen Wesen oder Demut fordernden Heroen."7 

Cremer hatte mit dem Mauthausen-Denkmal "O Deutschland, bleiche Mut­
ter" (1960-65) und dem "Aufsteigenden" (1966-67) maßgeblich zur Aus­
bildung einer neuen Art realistischer Plastik beigetragen, die dialektisch den 
inneren Widerspruch sichtbar machen und ästhetisch nutzen will.8 Mit ande­
ren gestalterischen Mitteln ging Bälden schon seit 1963 und verstärkt dann in 
den siebziger Jahren in die gleiche Richtung hin zu einem geistig stimulie­
renden inneren Widerspruch der Gestalt. "Der Widerspruch als Kunstgestalt" 
lautete dann der Titel seines Vortrags, mit dem er sich am 22.6.1984 nach 
Vollendung des Potsdamer Denkmals für die Verleihung der philosophischen 
Ehrendoktorwürde der Universität Greifswald bedankte.9 Es wäre schön, 
wenn ich diesen ganzen gedankenreichen Text zitieren könnte. Ich muß mich 
darauf beschränken, für meinen Zusammenhang zu vermerken, wie häufig 
Bälden Worte gebrauchte, die auf Bewegung, dieses beunruhigendste Pro­
blem für einen Bildhauer, und Naturerscheinungen und Naturvorgänge zie­
len: Wachsen, Werden, Vergehen und "Flut als drängende, treibende und 
türmende Form, wie eben auch ihr Verebben." Er zitiert Louis Aragon, der 
von Dürer sagte, er habe seine Zeit "zugleich geistig und körperlich begrif­
fen". "Damit", sagt Bälden, "ruft er uns in Erinnerung, daß für ein kreatives 
Schaffen bloßes 'Wissen' allein nicht genügen könne. Hier wird mit einer 
Deutlichkeit der ganze Mensch - die Entsprechung von Natur- und Gesell­
schaftswesen - postuliert. Und mit Bezug auf eine eigene Skulptur, die Figur 
"Stürzender und Aufsteigender", sagt er, die Figureneinheit sei "Lebensfluß 
im großen Spannungsfeld zweier bedeutsamer Pole. Es ist die wieder­
gewonnene "organische Einheit von Wurzel und Krone, von Werden und 
Vergehen und, deutlicher noch, von Niederlage und Sieg". Damit meinte er 
auch sein Potsdamer Liebknecht-Denkmal, ebenso wie die Plastik für die 
Mahn- und Gedenkstätte am ehemaligen KZ Mittelbau-Dora bei Nordhausen, 
an der er 1974-78 arbeitete, während der Potsdamer Auftrag auf ihn zu­
kam.10 

Das Luckauer Liebknecht-Denkmal hatte noch weitgehend in der Tradition 
seit dem 18. und besonders 19. Jahrhundert gestanden, derzufolge eine Per-

Fritz Cremer, Es gibt keine Kunst an sich. Werkstattgespräch mit Sybille Pawel, in: Berliner 
Zeitung, 26. 5. 1974T 
o 
0 Vgl.: Peter H. Feist: Widersprechen und mitwirken. Fritz Cremer zum Gedächtnis, in: 
Beiträge zur Geschichte der Arbeiterbewegung, 36 (1994) H. 1, S. 83-92. 
^ Ehrenpromotion Theo Bälden. Greifswalder Universitätsreden, Neue Folge, Nr. 48, Ernst-
Moritz-Arndt-Universität 1988 (Die Promotion zum Dr. phil. h. c. fand jedoch bereits vier Jahre 
zuvor statt). 
l ü Auch bei diesem Relief benutzte der Bildhauer unter anderem Formen, die an Pflanzen 
erinnern. Seine wichtigen Tagebuchnotate während der Arbeit an dieser Skulptur sind in dem 
Katalog "Ich liebe die Suchenden", von 1983 (vgl. Anm. 3) abgedruckt. 
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son vorzugsweise durch eine Statue auf einem erhöhten Postament geehrt 
wurde. Die Person wurde durch einen Gestus und eventuell erläuternde 
Reliefs oder auch Beifiguren charakterisiert. 

Ein anderes Denkmalkonzept 

Gegen dieses Denkmalkonzept gab es seit Ende des 19. Jahrhunderts in 
wachsendem Maße unterschiedlich begründete Gegenentwürfe. In jüngerer 
Zeit waren grundsätzliche Einwände gegen Notwendigkeit bzw. Möglichkeit 
von bildkünstlerischer Denkmalkunst hinzugekommen. Die wichtigsten der­
artigen Überlegungen besagten: Erstens, erhöhte oder etwa ins Kolossale 
vergrößerte "Kultbilder" widersprechen demokratischen und erst recht so­
zialistisch-kommunistischen Auffassungen von der Gesellschaft und der 
Rolle der Persönlichkeit in der Geschichte. Zweitens, die Betrachter eines 
Denkmals sollten weder zur Verehrung eingeschüchtert noch agitatorisch 
autoritativ belehrt werden, sondern Argumente angeboten bekommen, aus 
denen sie - als "mündige Bürger" - sich ein eigenes Verhältnis zu einer histo­
rischen Persönlichkeit bzw. einem historischen Geschehen bilden können. 
Diese sind ihrerseits zwangsläufig widerspruchsvoll und nicht makellos 
"rein". Drittens: Ein solches differenziertes Verhältnis zur Geschichte und 
ihren Akteuren könne aber bildhauerisch gar nicht gestaltet oder erzeugt wer­
den. Jedes Denkmal müsse oberflächlich, einseitig, platt, also geistig arm 
oder gar verlogen bleiben. Ergo sei es überflüssig, rückständig oder Beweis 
für schlimme Absichten der Denkmalsetzer, also Machthabenden. Viertens: 
Denkmalsetzung sei auch deswegen obsolet, weil fast alle Funktionen eines 
Denkmals auf andere Weise besser erfüllt würden. Wer Liebknecht war, was 
er geleistet hat, wieviel man von ihm hält, vermitteln Bildungswesen, Publi­
zistik und moderne Medien genauer und ergebnisreicher. Als Funktionen 
blieben nur die Selbstwürdigung der Denkmalstifter, die zu allen Zeiten ein 
wichtiger Grund für Denkmalsetzungen war, die Permanenz des Gedenkens, 
weil das Denkmal im Unterschied zum Fernsehfilm immer präsent ist, aller­
dings im Alltag meist übersehen wird, und die Veranlassung zu periodisch 
wiederkehrenden, gemeinschaftsbildenden und herrschaftssichernden Ge­
denkhandlungen: Demonstration, Kundgebung, Kranzspende am Denkmal. 
Genau diese Funktionen unterlagen ebenfalls seit langem der Kritik. Fünf­
tens: Daß die weltweite Entwicklung der künstlerischen Ausdrucksweisen im 
20. Jahrhundert zumindest bei Künstlern und dem eigentlichen Kunst­
publikum die Akzeptanz für eine mehr oder weniger erscheinungsgetreue, 
figürliche Darstellung erheblich verringert hatte, war gegenüber dem bisher 
Angeführten im Grunde nur ein zweitrangiges Problem. 

Theo Bälden war jedenfalls in den siebziger Jahren entschlossen, ein anderes 
Liebknecht-Denkmal zu machen, keine Statue. Er konnte das auf Grund von 
Allgemeinem und Zufälligem in den damaligen Kunstverhältnissen verwirk­
lichen. Die Potsdamer Auftraggeber wollten ein Denkmal. Sie wollten es von 
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einem namhaften antifaschistischen Bildhauer, nicht von einem anpassungs­
bereiten Drittrangigen. Sie waren von seinem Entwurf ausreichend angetan. 
Dieser wurde keinem Plebiszit unterworfen. Es hatte sich die Auffassung 
verbreitet, daß sogar Werke der öffentlichen Kunst durch die individuelle 
Sicht und Gestaltungsweise ihres Autors bestimmt sein müssen, um künst­
lerischen Wert zu besitzen. Dieser Wert bzw. die einzigartige Besonderheit 
des Werks konnte günstigenfalls sowohl der vom Denkmal gewürdigten Per­
son oder Sache als auch dem Ansehen der Auftraggeber, im weitesten Sinn 
dem Staat, der Gesellschaft, der Partei zugutekommen. Es herrschte aller­
dings beträchtliche Unsicherheit hinsichtlich der gültigen Kriterien für 
künstlerischen Wert. Expertenmeinungen, die nicht einhellig waren, und 
Laienmeinungen - ebensowenig einhellig - klaffen weit auseinander. Das gilt 
für das ganze 20. Jalirhundert und nicht nur für die DDR. Für die siebziger 
und achtziger Jahre in der DDR läßt sich aber behaupten, daß Auftraggeber 
besonders viele Kunstwerke tolerierten und bezahlten, die ihnen eigentlich 
inhaltlich nicht zusagten, die ihnen nicht recht gefielen und die sie nicht ganz 
verstanden. 
Für Baldens Konzeption spielten die folgenden Faktoren eine Rolle. Er hatte 
und hat noch immer einen Sinn für das deutliche Aussprechen von Überzeu­
gung, also für die expressive und appellative Form. (Er "doziert" auch im 
Gespräch gern und gut, allerdings immer mit bescheidenem Verzicht auf den 
Anspruch verbindlicher Richtigkeit, sehr gern in Form von Fragen). Wie 
viele andere Künstler und Theoretiker war er aber zu der Auffassung gelangt, 
daß Kunstwerke, auch Denkmäler, nicht so sehr oder nicht nur verkünden 
und preisen, sondern reflektieren, Fragen aufwerfen, die Rezipienten zu eige­
ner Reflexion veranlassen sollten. Das hieß auch, daß ihre Aussage in be­
stimmter Hinsicht "offen", unabgeschlossen, ja unabschließbar bleiben muß. 
Die außerordentlich fruchtbare Idee vom "offenen Kunstwerk", vom Werk 
mit "offenem Schluß", ist dem italienischen Semiotiker Umberto Eco zu ver­
danken. Sein bahnbrechendes Buch von 1962 erschien in deutscher Überset­
zung erstmals 1972.11 

Die Formensprache wie die Auffassung vom Funktionieren eines Kunstwerks 
waren bei Bälden durch eine Nähe zur Kunst des Engländers Henry Moore 
beeinflußt. Moore war einer der bedeutendsten und auch stilbildend wirksam­
sten Bildhauer und Zeichner unseres Jahrhundert. Bälden hatte ihn und seine 
Kunst in der englischen Emigration kennengelernt.12 Dieser Moore-Einfluß 

Umberto Eco, Opera aperta, Mailand 1962. Dt.: Das offene Kunstwerk, Frankfurt a. M. 
1972. Vgl: Umberto Eco: Im Labyrinth der Vernunft. Texte über Kunst und Zeichen, hrsg. von 
Michael Franz und Stefan Richter, Leipzig 1989 (Reclams Universal-Bibliothek, Band 1285). 
1 - Kunst im Exil in Großbritannien 1933-1945 (Ausstellungskatalog), Neue Gesellschaft für 
Bildende Kunst Berlin, Berlin (West) 1986, darin Hartmut Krug: Theo Bälden, S. 115-117. 
Theo Bälden: Gedenken. Henry Moore, 30. 7. 1898-31. 8. 1986, in: Sonntag, 40 (1986), Nr. 38, 
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unterschied Bälden von allen anderen, auch guten, vor allem aber ton­
angebenden Bildhauern in der DDR.13 Er isolierte ihn etwas und benachtei­
ligte ihn vor allem so lange, wie der Modernismus Moores als imperia­
listischer Formalismus verteufelt wurde. Weiterhin wollte Bälden nicht allein 
ein Denkmal für Liebknecht machen, sondern in erster Linie eins für die Re­
volution, für die Idee, die ihr zugrunde lag, für die Bewegung, die sie vollzo­
gen hatte, und damit natürlich auch dafür, was historisch daraus geworden 
war. Damit wird die Gattung "Personendenkmal" eigentlich zugunsten der 
Gattung "Ereignisdenkmal" verlassen. Schließlich war Bälden weltanschau­
lich zu einem engen Zusammendenken von Gesellschaft bzw. Geschichte und 
Natur gelangt. Künstlerisch wirkte sich das dahingehend aus, daß ihm organi­
sche oder auch anorganische Naturformen als Metaphern für geschichtlich­
gesellschaftliches Handeln als besonders geeignet für die Sprache der Plastik 
erschienen. Daraufhabe ich hingewiesen. 

Es ist nicht Sache der künstlerischen Wirklichkeitsaneignung, darauf zu 
achten, daß das materialistische Verständnis von Natur und Gesellschaft da­
bei philosophisch genau und widerspruchsfrei ist. Die Kunst steht dem All­
tagsbewußtsein immer näher als der Philosophie und anderen Wissenschaf­
ten. Verbal beschreiben wir ständig Gesellschaftlich-Geschichtliches mit Be­
griffen, die ursprünglich Naturhaftes bezeichnen, ganz besonders, wenn die 
Sprache emotional wird. Der Titel des Potsdamer Denkmals "Karl Lieb­
knecht - Herz und Flamme der Revolution" ist selbst ein Musterbeispiel da­
für. 

Es wäre jetzt notwendig, die eingangs vorgetragene kurze Beschreibung des 
Denkmals zu wiederholen, bzw. dureh eine genauere und damit mühsame Be­
schreibung und interpretierende Analyse aller Details und ihrer Zusammen­
hänge zu ersetzen. Das kann hier nicht geschehen. Ich will vielmehr um­
reißen, was eine solche Plastik überhaupt über ihren Gegenstand mitteilen 
und was sie für einen Sinn und Zweck haben kann. Ich muß dabei auf die re­
zeptionsästhetische Frage nach den Lesarten eingehen, wie wir sie für 1977 -
1983 zu rekonstruieren versuchen und für 1994 in Erwägung ziehen können. 

Die Rezeptionsästhetik war um 1970 hauptsächlich durch den romanistischen 
Literaturwissenschaftler Hans Robert Jauß entwickelt und 1973 durch das 
literaturwissenschaftliche Kollektiv um den Romanisten Manfred Naumann 
für die DDR eingeführt worden.14 Sie machte Schluß mit der liebgeworde-

S. 12. Wie immer, wenn Künstler sich über andere Künstler äußern, ist aus der 
Charakterisierung der Kunst Moores viel über Baldens eigene Kunst und Kunstauffassung zu 
erfahren. 
l j Ursula Feist: Widerpart der Gerstelschule: Theo Bälden. In: Kunst in der DDR, hrsg. von 
Eckhart Gillen und Rainer Haarmann, Köln 1990, S. 170 -171f. 
1 4 Hans Robert Jauß: Literaturgeschichte als Provokation, Frankfurt am Main 1970. Manfred 
Naumann (Leitung und Gesamtredaktion), Dieter Schlenstedt, Karlheinz Barck, Dieter Kliche, 
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nen Auffassung, es gäbe nur einen richtigen Inhalt eines Kunstwerks, und 
Wissenschaftler hätten die Aufgabe, alle falschen Deutungen zu widerlegen. 
Bälden verfuhr in seinem Denkmal ganz offensichtlich weder annalistisch 
noch dokumentarisch berichtend. So kann es keinen Streit darüber geben, ob 
irgendwelche Details historisch stimmen, oder ob etwaige beteiligte Neben­
figuren vollzählig und in angemessener Position dargestellt sind. Bei anderen 
Bildern historischer Ereignisse ist das bekanntlich ein häufiger Streitpunkt 
vom Beginn der Konzeption an. In unserem Fall setzt der Künstler bei seinen 
Adressaten ein ausreichendes Wissen über Liebknecht und seinen Platz in der 
Geschichte der revolutionären Arbeiterbewegung voraus. Es geht ihm um 
eine Bewertung Liebknechts und der Revolution aus seiner Sicht in den 
siebziger Jahren und um die Vermittlung dieser Bewertung an die Betrachter 
des Denkmals. 

Wertung von Realität, Wertsetzung und Orientierung der Rezipienten auf be­
stimmte Werte werden von vielen als das Spezifikum, das Wesen oder die 
ausschlaggebende Funktion jeder Kunst angesehen.15 In der Tat entsteht kein 
Produkt künstlerischer Arbeit ohne Wertvorstellungen und Vornahme von 
Wertungen irgendwelcher Art. Der Grad, in dem die Wertung des Dargestell­
ten dem Werk manifest eingeschrieben wird, kann aber je nach künstlerischer 
Methode sehr unterschiedlich sein. Vor allem ist das Prinzip, die Rezipienten 
zu orientieren, in neuerer Zeit mindestens ganz stark in der Krise. Es wird 
von vielen ausdrücklich abgelehnt. In allen Künsten dominieren heute Werke, 
die nicht definitiv festlegen, was gut oder schlecht, richtig oder falsch sei und 
wie es in Zukunft weitergehen werde. Wenn sich ein Künstler prophetisch 
verhält, wird das ausdrücklich als subjektive Sicht relativiert. In den Geistes­
und Sozialwissenschaften regiert ebenfalls das Paradigma der Pluralität. Die 
in der DDR herrschende Theorie des sozialistischen Realismus beharrte hin­
gegen weitgehend auf einer erzieherischen Funktion des Kunstwerks und 
einem naiven Vertrauen in die eindeutige Wirksamkeit seiner Aussage. Sie 
mußte deshalb Schwierigkeiten damit haben, den Gedanken vom "offenen 
Kunstwerk" und die Erkenntnisse der Rezeptionsästhetik anzuerkennen. 

Bälden gestaltete so, daß er sowohl durch die hauptsächliche Bildidee, den 
Flammen-Baum, als auch durch die einzelnen gegenständlichen, symboli-

Rosemarie Lenzer: Gesellschaft, Literatur, Lesen. Literaturrezeption in theoretischer Sicht, 
Berlin und Weimar 1973. Für die bildende Kunst: Wolfgang Kemp (Hrsg.): Der Betrachter ist 
im Bild. Kunstwissenschaft und Rezeptionsästhetik, Köln 1985 (DuMont-Taschenbücher, 169). 
1:5 Vgl. Rita Schober: Abbild, Sinnbild, Wertung. Aufsätze zur Theorie und Praxis literarischer 
Kommunikation, Berlin und Weimar 1982, darin besonders: Kommunikation und Bewertung 
literarischer Kunstwerke (Erstfassung 1973) und Kunst contra Wissenschaft? Zum Streit um 
"das Wesen" der Kunst und Literatur (Erstfassung als Nachwort zu John Erpenbeck: Was kann 
Kunst? Gedanken zu einem Sündenfall, Halle und Leipzig 1979). Vgl. auch: Ästhetik heute, 
Berlin 1978, und Ästhetik der Kunst, Berlin 1987, beide Bände von Autorenkollektiven unter 
Leitung von Erwin Pracht. 
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sehen und metaphorischen Motive seine eigenen Assoziationen zum Thema 
verbildlichte und die Betrachter zu entsprechenden Assoziationen - Überle­
gungen wie Gefühlen - anregen wollte. Liebknechtporträt, Marxporträt, 
Köpfe und Gestalten von Leidenden und Verklärten, Stern, Raubtiere, Un­
geheuer, sehende und brechende Augen, Blüten, Früchte, Blut sowie Formen, 
die Volksmassen, Bewegungsdynamik, Lasten, Umbrüche suggerieren, tau­
chen wie zufällige Anblicke oder Erinnerungsfetzen ganz unsystematisch, wie 
in einem alogischen Bewußtseinsstrom oder Traum auf. Sie sind teilweise un­
scharf oder uneindeutig. Wen bezeichnet der lorbeerbekränzte Kopf? Ge­
hören die gebrochenen Vogelflügel zum kaiserlichen Adler, zu den "Adlern 
der Revolution" oder zur Friedenstaube? Absolut ungewöhnlich ist, daß das 
Gesicht Liebknechts nur schemenhaft und nicht an einer zentralen Stelle auf­
taucht, vom Betrachter leicht übersehen werden kann. Liebknecht - das ist 
eben das Ganze, die Flamme. Wir könnten auch an die schnell vorüberjagen­
den, sich gegenseitig überblendenden Bilder denken, die wir aus filmischen 
oder elektronischen Bildmontagen und -Sequenzen kennen. 

Die gegenständlichen Details machen die Aussage des Werks konkreter, als 
es bei abstrakter Kunst der Fall ist. Die Abgrenzung des Realismus von der 
gegenstandslosen Kunst bleibt; aber die Konkretisierung erfolgt nicht detail­
getreu und nicht einschichtig. So unterscheidet sich Baldens Skulptur sowohl 
von herkömmlicher Abbildhaftigkeit oder idealisierender Glorifizierung, als 
auch von den in neuerer Zeit häufigen anderen Formen von Denkmalplastik. 
Beispielsweise gab es seit 1962/63 in Westberlin eine partiell ähnliche 
Bronzeplastik mit dem Titel "Flamme" oder "Flammenzeichen" von Bern­
hard Heiliger, die mit windgepeitschten, zerrissenen, sinkenden und aufstei­
genden Formen die Kriegszerstörung der Stadt und gleichzeitig deren frei­
heitlichen, antikommunistischen Geist unter dem regierenden Bürgermeister 
Ernst Reuter symbolisieren soll.16 Der Senat ließ sie als Denkmal für den 
Genannten am Rande des Ernst-Reuter-Platzes aufstellen, aber sie entbehrt 
jedes Hinweises auf diese spezifische Funktion. 

Aus neuester Zeit könnte man das soeben eingeweihte Denkmal für den gro­
ßen jüdischen Kulturhistoriker Walter Benjamin nennen, das der international 
angesehene und vielerorts beauftragte israelische Künstler Dani Karavan auf 
Anregung Richard von Weizsäckers in dem spanischen Grenzort Portbou ge­
staltete.17 Dort nahm sich Benjamin 1940 das Leben, als er trotz eines 

1 0 Robert Haussen Dieter Honisch: Kunst, Landschaft, Architektur. Architekturbezogene 
Kunst in der Bundesrepublik Deutschland (Ausstellungskatalog), Institut für 
Auslandsbeziehungen, Stuttgart 1983, S. 84f. Vgl. auch: Denkmal - Zeichen - Monument. 
Skulptur und öffentlicher Raum heute, hrsg. von Ekkehard Mai und Gisela Schmirber, 
München 1989. 
1 n 

Vgl.: Henning Ritter: Ein Baum, ein Zaun, die Bucht. Der Pilgerweg führt hinab ins Offene 
- Gedenkort an Walter Benjamins Grab, in: Frankfurter AllgemeineZeitung, Nr. 113, 17. 5. 
1994, S. 35. 
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Visums für die USA ins besetzte Frankreich, in die Hände der Gestapo zu­
rückgeschickt werden sollte. Die Denkmalsanlage ist ein environment, in dem 
Blickachsen auf das Meer, den Friedhof, das Zollhaus und den Bahnhof or­
ganisiert werden, Wände und ein Drahtzaun die Bewegungsmöglichkeit ein­
engen und Treppen, die man nicht begehen kann, zum Meer hinunterfuhren. 
Ein Olivenbaum auf der Klippe ist Teil der Komposition, die ich hier deshalb 
erwähne, weil auch in diesem Fall Natur und abstrakte Formen geschichtliche 
Vorgänge und in ihnen handelnde Personen assoziieren, sobald sich die Re-
zipienten ihrer visuellen Erfahrung und ihren Emotionen öffnen, selbst hin 
und her gehen und eigene Reflexionen anstellen. 

Auch in der DDR setzte Mitte der siebziger Jahre, als Bälden sein Denkmal 
konzipierte, die theoretisch heftig umstrittene Schaffung ungegenständlicher 
Objekte ein, die als Plastik anerkannt werden wollten und häufig eine Aus­
sage über Gesellschaftliches und Geschichtliches oder eine Memorialfunktion 
gegenüber Personen beanspruchten.18 

Baldens Skulptur versucht Verschiedenes zusammenzubringen, und es ist 
schwer zu entscheiden, ob wir diese innere Widersprüchlichkeit als ästheti­
schen Reichtum oder als schwächende Unentschiedenheit zu bewerten haben: 
Die gegenständlichen Details unterbrechen die Überzeugungskraft der 
"reinen" Formen. 

Obwohl Bälden ein kenntnisreicher, nachdenklicher, intellektuell analysie­
render Mensch ist, gibt er der sinnlich-emotional wirkenden, expressiven Ge­
stalt des Ganzen den Vorrang. Das appellative Parteiergreifen für seine 
Grundüberzeugung und seine Hoffnungen übertönt die skeptische Reflexion, 
übertönt seine zweifelnden Fragen am Abend eines erfahrungsreichen Lebens 
und angesichts von eher noch größer werdenden Problemen und Gefaliren für 
die ganze Menschheit, für die kein vertrauenstiftendes Lösungspotential in 
Sicht war. 

Lesarten 

Wie waren die Lesarten für das Denkmal zwischen 1977 und Ende 1983? 
Das Monument war eine bejahende Würdigung für Karl Liebknecht, den 

[° Zur VIII. Kunstausstellung der DDR in Dresden 1977 sagte ich u. a.: "... viele Aktfiguren 
vermitteln - und das ist ja nicht wenig und nicht unwichtig - 'nur' das Erlebnis der Schönheit, 
das heißt von Geordnetheit einer 'Gestalt'. Sie leisten damit etwas Ähnliches wie die 
ungegenständlichen Gebilde, die nach nicht recht einsehbaren Kriterien verteilt sind auf die 
Teile 'freie' und 'angewandte' Kunst ... Die ziemlich großformatige Gestaltung von Harry 
Müllers 'Heliozoon', d. h. ein Stück Natur aus der Mikroweit, ist ebenso wie die Arbeiten des 
Altmeisters des Konstruktivismus Hermann Glöckner ... unter Plastik eingeordnet ... Die 
großformatige Keramik von Friedrich Stachat 'Hommage ä Max Ernst' ist nach meiner Sicht 
ebenso eine Plastik." In: Plastik-Kolloquium 77, hrsg. vom Ministerium für Kultur u. a., 
Magdeburg 1978, S. 18f. 
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Blutzeugen der Revolution, den leidenschaftlichen Kämpfer gegen Imperia­
lismus und Krieg und für ein sozialistisches Deutschland. Die Naturmeta-
phorik kennzeichnet den revolutionären Weg zum Sozialismus/Kom­
munismus als gesetzmäßig. Die Tatsache der Denkmalsetzung weist den 
realen Sozialismus in der DDR als eine Fortsetzung des von Liebknecht 
Begonnenen und Gewollten aus. Die Betonung der Blutopfer, das Motiv des 
Umknickens sind allerdings ungewöhnlich stark. Das meint offensichtlich 
mehr als nur die Ermordung Liebknechts. Der Erfolg des eingeschlagenen 
Weges erscheint nicht endgültig gesichert. Die Gesamtgestalt suggeriert aber 
ein - obwohl beschädigtes - "Weiterwehen" der revolutionären Sozialismus-
Idee.19 Sie will dafür mobilisieren. Die Plastik ist als Zeichen in den 
Stadtraum gesetzt. Die Aufstellungsweise entkräftet sie jedoch. Sie hätte grö­
ßer sein müssen und von ihrer Gestalt her ohne weiteres größer sein können. 
Ein kolossales Format war jedoch mit der vorhandenen Gußtechnologie und 
finanziell nicht möglich. Der Ort unterliegt einem unbefriedigenden Zwie­
spalt. Die Anlage soll Demonstrationsort und auch Ort für alltägliche, private 
"Meditation" über die Revolution sein. An dieser Stelle, am Rande einer 
mehrspurigen Autostraße, finden sich aber keine "Flaneure" oder Rastende 
ein. 

In ihrer abstrahierenden und metaphorischen Gestaltungsweise war die 
Plastik progressiv innerhalb des DDR-Realismus; in ihrer Bekenntnishaftig-
keit erschien sie "altmodisch" gegenüber der skeptischen coolness, die 
außerhalb, aber auch innerhalb der DDR zeittypisch wurde. 

Die Resonanz auf das Denkmal war schwach. Es wurde nicht durch Postkar­
ten propagiert. Für die Gesellschaft wie die Fachkritik standen in den acht­
ziger Jahren andere Probleme im Vordergrund. Ein 1985 erschienenes, aller­
dings schon 1983 im wesentlichen abgeschlossenes Buch über neuere Plastik 
der DDR behandelte Bälden überhaupt sehr distanziert und beiläufg.20 In der 
wichtigen Berliner Kunstausstellung "Alltag und Epoche" (1984) war Bälden 
nur mit älteren Arbeiten vertreten, in der X. Kunstausstellung der DDR in 
Dresden 1987/88 aus mir unbekannten Gründen überhaupt nicht. Auch in der 
gleichzeitigen großen Wanderausstellung "Bildhauerkunst aus der DDR" in 
mehreren großen westdeutschen Städten fehlten Arbeiten von ihm; allerdings 
wurde er im Katalogtext und mit einer Abbildung und Interpretation des 
Liebknecht-Denkmals gewürdigt. 

Und heute? Funktional ist das Denkmal erheblich geschwächt. Es ist kein Be­
zugspunkt für Massen-Manifestationen. Die denkmalsetzende Macht existiert 
nicht mehr. Die mißlungenen Komponenten des Aufstellungsortes treten noch 

Der Ausdruck "Weiterwehen" stammt vom Künstler selbst. 
2 0 Schaffen in der DDR 1965 bis 1982, Berlin 1985 (Überarbeitete Dissertation B von 1983 an 
der Akademie für Gesellschaftswissenschaften beim ZK der SED). 



64 Theo Baldens Liebknecht-Denkmal 

schärfer hervor. Das Denkmal droht in Vergessenheit zu fallen, sofern es 
nicht gar zum Objekt politischer Geschichtsverdrängung wird. Wer nie für 
Liebknecht und den Sozialismus war, triumphiert oder zuckt bestenfalls die 
Achseln. Das Weiterwehen der Revolution erscheint weithin widerlegt. Un­
willkürlich sehen wir die Fahne, die der Flammen-Baum auch ist, noch zer­
fetzter. Die Motive des Gebrochenen, Umgeknickten und der Blutströme tre­
ten schärfer hervor. Früher kaum gestellte Fragen, ob das Blut vergeblich ge­
flossen sei, oder wessen Blut noch unschuldig oder ungerechterweise ver­
strömte, sind unabweisbar geworden. Es bleibt in der Schwebe, ob und wie 
weit sich der Künstler schon in den siebziger Jahren solche Fragen stellte. 

Heute finden sich verbreitet, an Hand anderer Werke Interpretationen von der 
Art, daß die späte DDR eigentlich nur Monumente des Scheiterns hervor­
bringen konnte, oder daß die Künstler mehr oder weniger unbewußt die 
kommende Niederlage prophezeit hätten.21 Das läßt sich nicht nur als platt 
oder als nachträgliche Rechthaberei abtun. Es berührt ein Kernproblem der 
künstlerischen Weltaneignung. Ich bin äußerst zurückhaltend gegenüber der 
uralten Vorstellung, daß Künstler über besondere seherische Gaben verfüg­
ten. Allerdings hat mich, seit ich ihn kenne, der Satz von Bertolt Brecht be­
eindruckt, den er 1952 in einem berühmten und wichtigen Kunststreit um 
Ernst Barlach schrieb.22 Brecht zitierte zunächst Barlach, der einmal ge­
schrieben hatte: "Es ist wohl so, daß der Künstler mehr weiß, als er sagen 
kann", weil ihm nämlich seine Gestaltungsmittel niemals ganz ausreichend 
erscheinen, um alle seine Ideen und Absichten zu realisieren. Ein ernsthafter 
Künstler ist mit dem vollbrachten Werk nie ganz zufrieden. Brecht fügte 
dann jedoch hinzu: "Aber vielleicht ist es doch wohl so, daß Barlach mehr 
sagen kann, als er weiß." Brecht meinte damit offenbar, und darin stimmt ihm 
die Rezeptionsästhetik zu, daß die Mitteilungen eines Werks die vom Künst­
ler beabsichtigte und ihm selbst subjektiv mögliche Aussage übersteigen 
können. Dieses Erkenntnispotential des Kunstwerks hat unter anderem damit 
zu tun, daß die hochgradige Sensibilität für die gesamte Lebensumwelt, über 
die ein bedeutender Künstler verfügen muß, daß seine, sagen wir: Hellsich­
tigkeit auch Anzeichen für latent Vorhandenes in seine Gestalten einfließen 

- i Im gegenwärtigen Streit um die Kunst aus der DDR in der Berliner Nationalgalerie 
schreiben Eduard Beaucamp (Die Bilder lügen nicht, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung, Nr. 
106, 7. 5. 1994, S. 25) über das Bild von Willi Sitte "Leuna 1921", es sei "im westlichen 
Kontext ein pessimistisches Historienbild, das den Untergang der DDR prognostiziert", und 
Ulrich Greiner (Der deutsche Bilderstreit, in: Die Zeit, Nr. 22, 27. 5. 1994, S. 59) über das 
gleiche Gemälde: "Es ist gut möglich, wenn auch anfechtbar, ... in diesen beschädigten Heroen 
der sozialistischen Arbeitswelt die objektive Vorwegnahme des Scheiterns zu erblicken. Solche 
Urteile sind immer auch die des Geschmacks." - Andere Aspekte der Debatten um die 
Kennzeichnung und Bewertung von DDR-Kunst bleiben hier unberücksichtigt. 

— Bertolt Brecht: Notizen zur Barlach-Ausstellung, in: Sinn und Form, 4 (1952) H. 1, 
wiederabgedruckt in: Schriften zur Literatur und Kunst, Band II, Berlin und Weimar 1966, S. 
312-319, Zitat auf S. 318. 
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läßt, die von rationaler Analyse und gar von politischer Ideologie ausgeblen­
det werden. Von Trauerarbeit an einem nicht erfüllten Traum vom Sozialis­
mus zu reden, hätte 1983 keiner öffentlich gewagt. 

Bälden hat keine Dissidenten- oder Oppositionskunst gemacht, auf die die 
Partei und das Kulturministerium hereingefallen wären. Die abwägende Be­
fragung des Geschichtsverlaufs in seinem Denkmal war allerdings unüblich. 
Daß sie, etwas verstört und halbherzig, akzeptiert wurde, bleibt bemerkens­
wert. Kunstsprachlich wird das Denkmal den einen heute noch veralteter vor­
kommen als vor zehn Jahren. Das gehört auch zum sich stets wiederholenden 
Generationsproblem. Es mehren sich aber die Anzeichen und Stimmen, daß 
ein Realismus wieder gefragt sei, der sich mit Ideen und Formkraft auf die 
Wirklichkeit einläßt, auf wichtige Probleme, die die Menschen umtreiben. 
Gerade ein Realismus, der Ingredienzien der frühen, zur Welt Veränderung 
aufgebrochenen avantgardistischen Moderne aus dem ersten Drittel des 20. 
Jahrhunderts verarbeitet hat, erscheint als ein anziehender und ermutigender 
Gegenentwurf zur immer mehr enttäuschenden, oberflächlichen und nichts­
sagenden Postmoderne. Noch ist Bälden mit einem solchen Werk wieder bei 
der Minderheit, vom Politischen ganz abgesehen. Aber Werke außerhalb des 
mainstreams haben sich oft als lange nachwirkend und besonders wichtig für 
die Kunstgeschichte erwiesen. 

Die "Allgemeinheit", in der das Potsdamer Denkmal seinen Gegenstand be­
handelt, macht es tauglich, auch fernerhin ein eigenes Nachdenken über das 
Zukunftsprojekt einer nach-kapitalistischen, vernünftigeren und menschliche­
ren Ordnung zu stimulieren. Mehr kann kein Kunstwerk. 

Wir waren sehr selbstgewiß, daß sich der Sozialismus von einer Utopie zur 
Wissenschaft gewandelt habe. Und die Kunst hätte eigentlich schon seit 
Hegel dem philosophischen Denken gewichen sein sollen. Nun ist Sozialis­
mus wieder zu einer Utopie geworden, mit aller dem Utopischen eigenen 
emotionalen und phantasiebedürftigen Potenz. Und Künstler und ihre Werke, 
die nichts real verändern außer vielleicht uns, die Betrachter, spielen dabei 
einen nicht unerheblichen Part. 
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Adolf Laube 

Obrigkeitskritik und Widerstandsdenken nach dem 
Bauernkrieg0 

Nach der Niederschlagung des deutschen Bauernkrieges und trotz der ihr fol­
genden Repressalien wurden weiterhin obrigkeitskritische Auffassungen pu­
bliziert, die bislang in der Forschung wenig beachtet wurden oder gänzlich 
unbekannt gewesen sind. Ihre Kenntnis ist erwachsen aus der Beschäftigung 
mit den Flugschriften der frühen Reformations- und Bauernkriegszeit, d.h. 
mit dem damals wichtigsten Medium der überlokalen geistigen Auseinander­
setzungen. Dabei stand im Vordergrund nicht die Flugschrift als Gattung, 
weshalb auch keine weitere Definition des Flugschriftenbegriffs versucht 
werden soll. Vielmehr ging es um jene Art durch den Druck verbreiteter Pu­
blizistik, die rasch in den durch Luther ausgelösten Streit eingriff, sich an 
breite Bevölkerungskreise wandte, also deutschsprachig ist, und das Ziel ver­
folgte, den Leser bzw. Hörer in dieser oder jener Richtung zu beeinflussen. 
Eine Auswahl daraus ist bereits in fünf Bänden ediert1; an zwei weiteren wird 
gearbeitet. Sie beruht auf der Sichtung von über 1000 Originalschriften aus 
zahlreichen Bibliotheken. Das Material ist weit verstreut, nur zum Teil be­
reits neu ediert, teils aber auch noch nicht einmal bibliographisch erfaßt. In­
sofern stößt man immer wieder auf interessante Stücke mit Neuheitswert. 

Im folgenden sollen vier Stücke herausgegriffen werden, die 1527 bis 1531, 
also wenige Jahre nach dem Bauernkrieg, erschienen sind und sich u.a. radi­
kal-kritisch2 mit den herrschenden Obrigkeiten auseinandersetzen. Zwei da­
von waren bereits ediert, zwei sind neu. Hinzugefügt werden die Psalmen­
kommentare von Paracelsus, die zwar nicht gedruckt, aber durch Handschrif­
ten verbreitet und unter dem hier behandelten Aspekt in der Forschung bisher 
kaum beachtet worden sind. 

Bei den Drucken handelt es sich um drei Stücke aus Straßburg und eines aus 
Augsburg. Der Stellenwert dieser Schriften wird deutlich, wenn man sich die 
generelle Situation der Jalire nach der Niederschlagung des Bauernkrieges 
vergegenwärtigt. Der Bauernkrieg hatte auch im Hinblick auf die Obrigkeits­
auffassungen eine Zäsur gebildet. Erörterungen über Wesen und Aufgaben 
der weltlichen Obrigkeit und über die eigene Stellung zu dieser hatten ihre 
jungfräuliche Unschuld verloren; sie mußten ihre Haltung zum Aufruhr be­
kennen oder wurden in diesem Sinne hinterfragt. Die Protagonisten des ak­
tiven Widerstandes gegen tyrannische Obrigkeiten, allen voran Thomas 

Vortrag in der Klasse Sozial- und Geisteswissenschaften der Leibniz-Sozietät am 19. Mai 
1994 
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Müntzer3, waren getötet worden oder hatten wie Michael Gaismair^ das 
Land verlassen. Einige Überlebende, denen es gelang, sich bedeckt zu halten, 
wanderten wie Hans Hut3 ins Täufertum ab und verbreiteten ihre obrigkeits­
kritischen Auffassungen streng konspirativ. Selbst wo sich die Ablehnung der 
bestehenden Herrschaftsordnung in rückwärtsgewandten Gesellschafts­
utopien äußerte, wie bei Hans Hergot^, mußte das mit dem Leben bezahlt 
werden. Wer darüber hinaus der Zugehörigkeit zum radikalen Spektrum ver­
dächtig war, wie Andreas Karlstadt und Jakob Strauß, versuchte sich zu 
rechtfertigen' und entging härterer Strafe nur durch den Schutz mächtiger 
Gönner. Radikale Obrigkeitskritik konnte kaum noch zu (illusionären) Auf­
standsplänen gerinnen wie bei Hans Römers Plan, Erfurt einzunehmen®. 

Im reformatorischen Spektrum dominieren in jenen Jahren eindeutig luthe­
risch-wittenbergische Obrigkeitsauffassungen, die ihre theologische Grund­
legung in Luthers programmatischer Schrift von 1523 gefunden hatten: "Von 
weltlicher Obrigkeit, wie weit man ihr Gehorsam schuldig sei"^. Darin unter­
schied Luther streng zwischen geistlich-kirchlicher und weltlicher Obrigkeit. 
Die erstere verwarf er entschieden als in der Bibel unbegründet und daher 
unzulässig, in der letzteren sah er - gestützt auf Rom. 13 - eine göttliche Ein­
richtung. Auch wo die weltliche Obrigkeit tyrannisch, d.h. nicht im Sinne 
ihrer göttlichen Einsetzung, regierte, war man ihr Gehorsam schuldig. Ge­
waltsamer Widerstand gegen tyrannische Obrigkeiten war grundsätzlich ver­
boten. Im Lichte seines eigenen Widerstandes gegen die Obrigkeit, d.h. sei­
ner Widersetzlichkeit gegen die Beschlüsse des Wormser Reichstages von 
1521 und gegen die höchste Reichsinstanz, den Kaiser, ließ er jedoch Wider­
stand durch das Wort zu. Es war in seinen Augen eine Befolgung der sog. 
clausula Petri, d.h. des Gebots aus Apg. 5,29: "Man muß Gott mehr ge­
horchen als den Menschen". Das schloß allerdings die unbedingte Bereit­
schaft ein, daraus folgende Repressalien zu dulden und zu erleiden. Gegen 
die angemaßte altkirchliche Hierarchie hielt Luther Gewaltanwendung hin­
gegen für erlaubt, ja sogar für erwünscht, aber ausschließlich durch die legi­
timen Träger der Schwertgewalt, d.h. durch die weltlichen Obrigkeiten, kei-

in nesfalls durch das Volk.iU 

Diesen Grundsätzen folgten im wesentlichen auch die oberdeutsch-schweize­
rischen Reformatoren um Zwingli. Vorsichtige Ansätze Zwingiis von 1523 in 
Richtung auf eine legale Absetzbarkeit von Tyrannen durch diejenigen, die 
sie gewählt hatten**, sowie im lutherischen Lager von Johann Bugenhagen 
und Nikolaus von Amsdorf im selben Jahr über das Widerstandsrecht der 
Landesfiirsten gegen den Kaiser - im Hinblick auf ihre Schutzpflicht gegen­
über ihren Untertanen -*^ wurden unter dem Eindruck des Bauernkrieges 
wieder abgeschwächt. 

Die Erfahrungen von 1525 hatten gezeigt, welche sozialpolitische Spreng­
kraft in obrigkeitskritischen, von der herrschenden Ordnung abweichenden 
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Lehren liegen konnte. Die altkirchlichen Gegner hieben kräftig in diese 
Kerbe und machten Luther allein für den Bauernkrieg verantwortlich1 J , wo­
gegen sich dieser heftig zur Wehr setzte. Müntzer erschien den Katholiken 
nur als die Ausgeburt Luthers, dieser als der Hauptfeind. Katholisch geblie­
bene Obrigkeiten, allen voran der Kaiser, begannen mit Maßnahmen zur Un­
terdrückung der Reformation durch Exekution des Wormser Edikts. Das 
führte auch das lutherische Lager zu einigen weiterfuhrenden Einsichten im 
Hinblick auf die weltliche Obrigkeit. Während es zuvor der weltlichen Ob­
rigkeit jede Kompetenz im Hinblick auf den Glauben abgesprochen hatte, be­
tonte es jetzt deren Aufgabe, das "reine Wort Gottes", "das Evangelium", d.h. 
die Ergebnisse der eigenen Reformation, mit obrigkeitlicher Gewalt zu schüt­
zen und zu sichern. In diesem Sinne wurde auf die der Reformation zu­
neigenden Obrigkeiten vielfacher Einfluß genommen, nicht zuletzt durch 
zahlreiche Flugschriften.^ 

Eine neue Situation trat ein, als sich mit dem Bekenntnis territorialer und 
städtischer Obrigkeiten zur Reformation ein zunehmender politischer Kon­
flikt mit dem katholischen Kaiser und anderen altgläubigen Ständen abzeich­
nete. Insbesondere der Speyerer Reichstag von 1529 mit dem Auszug der 
Protestanten und der Augsburger Reichstag von 1530 hatten die Frage akut 
werden lassen, wie man sich bei einem drohenden militärischen Vorgehen 
des Kaisers gegen die evangelischen Reichsstände verhalten solle. ̂  Die 
Wittenberger Theologen, allen voran Luther, lehnten zunächst jeden Wider­
stand ab. Dagegen sprachen sich in der Umgebung des sächsischen Kur­
fürsten Räte und Juristen unumwunden für das Recht des bewaffneten Wider­
stands gegen den Kaiser aus. Luther wurde aufgefordert, seinen Standpunkt 
in diesem Sinne zu revidieren. Auch der hessische Landgraf Philipp nahm auf 
Luther Einfluß, um von ihm ein positives Votum für das Widerstandsrecht 
gegen einen vom Kaiser aufgezwungenen Krieg zu erlangen. Schließlich von 
seinem Kurfürsten Ende Oktober 1530 zu einer Beratung über diese Fragen 
nach Torgau gerufen, lenkte Luther so weit ein, daß er das Widerstandsrecht 
in die Entscheidungskompetenz der Politiker und Juristen legte und seiner­
seits eine Notwehr gegen den unrechtmäßig handelnden Kaiser zuließ. Das 
spiegelt sich auch in Luthers "Warnung an seine lieben Deutschen" von 
1531.16 

In dieser Atmosphäre gediehen nun auch wieder Auffassungen, die mehr oder 
weniger vom reformatorischen Konsens abwichen. Insbesondere entstand um 
1530 die Lehre vom Widerstandsrecht der Magistrate und niederen Obrig­
keiten, so bei Martin Butzer in Straßburg.17 Andreas Oslander unterscheidet 
in einem Gutachten von 1530 die Begriffe Obrigkeit und Oberherr. Römer 13 
gelte nur für das Amt der Obrigkeit, nicht aber für den Inhaber, der das Amt 
tyrannisch ausübe. Insofern sei Widerstand gegen den Oberherrn, der das 
Amt der Obrigkeit mißbrauche, keine Verletzung von Römer 13 und also ge-
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rechtfertigt. Gewaltsamer Widerstand stehe aber nur niederen Obrigkeiten 
gegen die höheren zu, wenn es gelte, bedrängte Untertanen zu schützen, kei­
nesfalls aber den Untertanen selbst. *° Das Amt der Obrigkeit als solches 
blieb sakrosankt. (Nur in Klammern sei vermerkt, daß später auch Calvin 
keine weitergehenden Auffassungen vertrat.) 

Ein besonderes Zentrum der von Luther abweichenden radikalen Obrigkeits­
kritik wurde Straßburg. Die Stadt war in jenen Jahren ein Schmelztiegel ver­
schiedenartiger geistiger Strömungen und Hauptumschlagplatz für häretische 
Schriften. 19 1529 hatte die herrschende Oligarchie die Bürgerschaft mobili­
siert, um gegen den Widerstand des Kaisers formell die katholische Messe 
abzuschaffen. Ein Jahr später schloß sie ein Schutzbündnis mit Zürich ab, 
drängte aber zugleich die im Abendmahlsstreit zwischen Zwingli und Luther 
den Zürichern zuneigenden Straßburger Prediger zur Distan-zierung von die­
sen, um eine politische Annäherung auch an das lutherische Bündnis von 
Schmalkalden gegen den Kaiser zu ermöglichen. In dieser Atmosphäre ge­
diehen Stimmungen, wie sie Sebastian Franck in seiner 1531 erschienenen 
"Chronica, Zeytbuch und geschycht bibel" zum Ausdruck brachte. Insbeson­
dere in der Vorrede zum 2. Teil des Werkes charakterisierte er Kaiser und 
Fürsten - unabhängig von ihrem Bekenntnis für oder gegen die Reformation -
als räuberische, mörderische, blutgierige und fleischfressende Adler, jedem 
Frieden abhold und zur Zähmung unfähig, eine Aussage, auf Grund derer 
sich König Ferdinand bei seinem Bruder Kaiser Karl V. über das Buch be­
schwerte und Georg von Sachsen sowie Albrecht von Mainz dieses in ihren 
Ländern verboten.^ 

Bereits ein Jahr vorher, 1530, hatte Melchior Hoffman die Weissagungen der 
Straßburger Propheten Ursula und Lienhard Jost drucken lassen, die in phan­
tastischen Bildern ihren Haß gegen die geistlichen und weltlichen Tyrannen 
ausmalten. Im selben Jahr hatte er selbst seine Auslegung der Johannes-Apo­
kalypse mit einem Titelblatt herausgebracht, das den Kaiser kniend vor der 
großen Hure Babylon zeigt/* In diesen Rahmen gehören auch die folgenden 
drei Straßburger Drucke. 

1530 erschien die Schrift über die Widerstandspflicht der Untertanen gegen­
über geistlichen und weltlichen Obrigkeiten^, die sich als eine Übersetzung 
von Wessel Gansforts "De dignitate et potestate Ecclesiastica"^ gibt. Das 
lateinische Original war bereits in den 80er Jahren des 15. Jh. entstanden und 
gegen die geistlichen Obrigkeiten gerichtet. Zu Beginn der Reformation 
wurde es von vielen als Vorwegnahme lutherischer Auffassungen gedeutet. 
Bereits 1522 erschien eine erste deutsche Übersetzung, die sich eng an das 
Original hielt/4 Der Übersetzer von 1530 hingegen übersetzt freier, zu­
gespitzter. Er äußert sich an verschiedenen Stellen kommentierend, und alle 
Pointierungen betreffen die Widerstandspflicht gegen die weltlichen Obrig­
keiten. Auch wo sich der Übersetzer über weite Strecken an das Original 
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Gansforts hält, werden in den Verallgemeinerungen die weltlichen Obrig­
keiten mit einbezogen und an verschiedenen Stellen explizit angesprochen. 
Insofern kann auch von einer Bearbeitung gesprochen werden. 

Die Schrift, die eine wichtige Brücke zwischen den Widerstandslehren des 
Mittelalters und denen der Monarchomachen der zweiten Hälfte des 16. Jh. 
bildet, war in der Forschung bislang unbeachtet geblieben. Ich habe mich 
damit an anderer Stelle beschäftigt^ und kann mich deshalb hier auf eine 
kurze Skizze beschränken. 

Der Autor/Bearbeiter hält weder geistliches noch weltliches Gesetz für bin­
dend, weder geistliche noch weltliche Obrigkeit für rechtmäßig, wenn sie 
nicht in Übereinstimmung mit den Geboten Gottes stehen und handeln. Jeder 
Gehorsam hat dort seine Grenze, wo ein Gebot der Obrigkeit, ein weltliches 
Gesetz, eine bürgerliche Ordnung gegen den Geist Gottes und gegen den ge­
meinen Nutzen verstoßen. Für das Verhältnis von Obrigkeit und Untertanen 
steht das Bild vom Hirten und der Herde: "Der Hirt soll weiden, die Herde 
hat aber Vernunft und freien Willen und ist nicht gar der Gewalt des Hirten 
übergeben, sie hat einen höheren Herrn... Wahr ist es, das Volk soll dem 
Hirten zur Weide nachfolgen. Wenn er aber nicht weidet, so ist er kein Hirte 
und ist ihm die Herde zu folgen nicht schuldig."2" Gehorsamsverweigerung 
wird nicht als Recht, sondern als Pflicht aufgefaßt, selbst wenn der Herrscher 
gutwillig ist und aus Unwissenheit Unrecht gebietet. 

Ausdrücklich mit Bezug auf die weltliche Obrigkeit vertritt der 
Autor/Bearbeiter die Auffassung vom Gesellschaftsvertrag. Obrigkeit und 
Untertanen gehen ein freiwillig geschlossenes Verbündnis ein. Die Unterta­
nen wählen einen Oberherrn ihnen zu Nutz und Frommen; erweist es sich 
nach der Wahl, daß er seinen Verpflichtungen nicht gerecht wird, so ist die 
Grundlage der Wahl beseitigt und "des unnützen Oberherrn vermeintliche 
Gerechtigkeit entzwei und zerbrochen"/' Daraus folgt, "daß man Kaisern, 
Königen, Fürsten und Herren, die Gutes und Rechtes tun verbieten und da­
gegen Arges fordern, gar nicht gehorsam sein soll, vielmehr ist man schuldig, 
sie ihrer Regierung zu vertreiben, wo nicht Sorge vorhanden, daß die Ab­
wendung solchen Schadens größere Verderbung einfuhren möchte".^ In 
einer Marginalie macht der Bearbeiter ausdrücklich darauf aufmerksam, daß 
das auch für die erblichen Fürsten gilt, deren Voreltern ursprünglich frei ge­
wählt worden waren. Wer nicht frei gewählt oder nachträglich von den Unter­
tanen freiwillig bestätigt wurde, gilt a priori als Tyrann. 

Dem Autor wird die Spannung seiner Auffassung zur theologischen Grund­
lage christlicher Obrigkeitslehren, zu Rom. 13, 1.2, bewußt. Er zitiert deshalb 
die Paulus-Stelle, nur um sie sofort zu relativieren: Er führt zum einen Bei­
spiele des Widerstands gegen römische Kaiser aus der Märtyrerzeit des 
Christentums an und bedauert, daß es damals keine Volkserhebung gegen die 
Kaiser gegeben habe. Wer sich gegen Unrecht nicht auflehnt, macht sich mit-
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schuldig! Zum anderen setzt er Rom. 13 ein anderes Pauluswort entgegen: 
"Keine Gewalt ist, denn allein zur Aufbauung" (2. Kor. 10, 8). Wenn die 
Obrigkeit nicht aufbaut und bessert, die Untertanen das durch ihren Wider­
stand aber tun, dann liegt die von Gott gegebene Gewalt bei ihnen und nicht 
bei dem, der den Titel führt! Die Monarchomachen hatten dem später nur 
graduell, differenzierend Neues hinzuzufügen, kaum aber im Grundsätz­
lichen. 

Der Übersetzer bzw. Bearbeiter ist unbekannt. Es gibt starke Indizien, die auf 
eine Nähe zu Wolfgang Capito in Straßburg hinweisen.^9 Da aber derartige 
Auffassungen sonst bei ihm nicht nachweisbar sind, muß die Frage letztlich 
offen bleiben. 

Ein Jahr später, 1531, begann Jakob Cammerlander in Straßburg mit dem 
Druck des auf Hans Denck zurückgeführten umfangreichen Micha-Kommen­
tars, der schließlich 1532 ausgeliefert wurde.J® Denck hatte Ende 1526 zu­
sammen mit Ludwig Hätzer in Straßburg mit der Übersetzung der Propheten 
begonnen, die 1527 zu Ende gefuhrt wurde. Der von Cammerlander ge­
druckte und im Titel dem inzwischen verstorbenen Denck zugeschriebene 
Micha-Kommentar stützt sich bei den zahlreichen eingestreuten Micha-
Zitaten tatsächlich auf die Wormser Übersetzung. Doch gibt es in Stil, Syn­
tax, Wortschatz und Dialekt streckenweise solche Abweichungen von Dencks 
anderen Schriften, daß eine Fremdbearbeitung naheliegt. Da dem Werk eine 
ausführliche Vorrede von Johannes Multicampianus (Vielfeld) vorangestellt 
ist, die insbesondere mit dem uns interessierenden Kapitel 3 über die Fürsten 
und Herren korrespondiert, kann mit größter Wahrscheinlichkeit dieser als 
Bearbeiter ausgemacht werden.3* Nun ist aber der Name Multi-
campianus/Vielfeld oder auch die griechische Version Polychorius ein 
Pseudonym, das inzwischen von Johannes Benzing überzeugend aufgelöst 
wurde.J^ Es handelt sich um niemand anderen als den Drucker Jakob Cam­
merlander selbst, der zahlreiche seiner Drucke auf diese Weise bearbeitet hat. 
Er nutzt das hinterlassene und noch ungedruckte Manuskript des toten Denck, 
um hinter dessen Namen versteckt seine Obrigkeitskritik zu publizieren. Daß 
dies das vorrangige Motiv gewesen sein dürfte, geht aus dem Vorwort hervor. 
Er begründet die Auswahl gerade dieses Propheten damit, "das kein prophet 
mer so kurtz unnd gu(o)t allen sta(e)nden, ku(e)nigen, keysern, herrn, fürsten, 
propheten, priestern, edeln unnd unedeln etc. vor Got und der weit, on alles 
scheuhen, ihr laster und missethat verkündiget hat".JJ Die bisherige Predigt 
des Evangeliums, die Predigt von Gottes Barmherzigkeit (d.h. die der Luthe­
rischen) habe nichts gefruchtet, im Gegenteil: sie habe das Volk aus einem 
hölzernen Joch in ein eisernes geführt. Daher müsse man sich jener erinnern, 
die Gottes Zorn über die Ungehorsamen verkünden, um diese zur Umkehr zu 
bewegen. 
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Haß auf die Obrigkeiten und die mit diesen verbündeten Prediger durchzieht 
den ganzen in 7 Kapitel gegliederten Text. Schon im 2. Kapitel, das den teuf­
lischen Ursprung der Sünde behandelt und die zunehmende Schlechtigkeit 
der Welt breit ausmalt, sieht der Autor als Hauptkriterium der Sünde die Un­
terdrückung der Armen. "Der Reichen Gewalt dient zur Unterdrükkimg der 
Armen." Fürsten, Herren und Wucherer werden als Hauptfrevler gegen die 
Nächstenliebe gebrandmarkt. 

Das den Obrigkeiten gewidmete 3. Kapitel des Kommentars sieht ins-beson-
dere die Fürsten als Ursache alles Bösen. Sie sind abtrünnig von Gott und 
Gesellen der Diebe. Ihr Amt ist Schinden, Schaben, Stöcken, Blöcken, Hen­
ken, Stechen, Morden, wenn man ihren widergöttlichen Satzungen nicht 
folgt. Die Fürsten und Herren halten Land und Leute für ihr Eigentum, zwin­
gen das Volk in Untertänigkeit, setzen Zölle, Renten und Gülten fest, herr­
schen über die Straßen durch befestigte Schlösser. Sie ziehen dem armen 
Mann Haut und Haar, Fleisch und Knochen ab. Aus dem Text sprechen Ab­
scheu und Wut gegen die blutdürstigen Fürsten, die das Volk schinden und 
töten, nur um ihre Gewalt über Leib und Seele der Menschen zu erhalten. 

Kriterien für einen evangelischen Fürsten sieht der Autor in einem evange­
liumsgemäßen Verhalten, insbesondere gegenüber den Armen und Vertriebe­
nen. Der Fürst dürfe nicht falschen Predigern folgen, auch nicht solchen, die 
sich evangelisch nennen. Die falschen Propheten weiden ihre Schafe nicht, 
sondern stechen sie ab. Sie verfuhren das Volk um des eigenen Wohllebens 
willen, sind Diebe und Mörder - gemeint sind die evangelischen Prediger als 
Vertreter der obrigkeitlichen Reformation. Die Aufgabe, das durch Fürsten 
und falsche Propheten geknechtete und vergiftete Volk auf den rechten Weg 
zu führen, ist Aufgabe der rechten Propheten, mit denen sich der Autor 
offenkundig identifiziert. Er äußert sich aber im Unterschied zu der vorher 
behandelten Gansfort-Bearbeitung an keiner Stelle zu einem Widerstands­
recht gegen tyrannische Herrschaft, sondern malt nur kräftig die biblischen 
Strafen Gottes aus, unter ihnen auch die Vertreibung durch die Untertanen. 

Wahrscheinlich zur selben Zeit, 1531/32, wurde von Cammerlander eine wei­
tere auf unser Thema bezogene Schrift gedruckt: Die Aufdeckung der baby­
lonischen Hure.jZ^ Sie erschien anonym. Seit sie erstmals von Hans J. Hiller­
brand 1958 im Faksimile abgedruckt w u r d e t ist sie zwar öfter in der For­
schung benutzt worden, aber erst Walter Klaassen hat sich 1984 eingehend 
mit Inhalt und möglicher Verfasserschaft auseinandergesetzt.J" Sein auf ein­
leuchtende Argumente gestütztes Ergebnis ist, die Autorschaft dem Täufer 
Pilgram Marpeck zuzuweisen. Klaassen ging allerdings davon aus, daß die 
"Aufdeckung" bei Philipp Ulhart in Augsburg erschienen ist, und zwar vor 
Ende 1532. Helmut Claus hat inzwischen nachgewiesen, daß es sich dabei 
um einen Nachdruck handelte, der schwerlich vor 1540 gedruckt worden sein 
kann, während er den in der Forschung bislang völlig übersehenen Erstdruck 
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aus dem Anfang der dreißiger Jahre eindeutig der Straßburger Presse Jakob 
Cammerlanders zuweist.-3' Der Druckort Straßburg könnte so ein zusätz­
liches Argument für Klaassens These bieten, der Zeitpunkt der Ausweisung 
Marpecks aus Straßburg im Januar 1532 auf eine Entstehung im Jahr davor 
hinweisen. Im Lichte dessen, was über Cammerlander gesagt wurde, wäre 
aber dennoch die Schrift auf mögliche Einflüsse seinerseits neu zu prüfen. 

Die Schrift ist gegen die vorgeblichen Evangelischen gerichtet. Nachdem 
vormals die rote Römische Hure aufgedeckt wurde, erheben sich die Evange­
lischen als neue arglistige Schlange, die in falscher Heiligkeit und Kunst die 
Schrift verändert und „verklügt". Wie seinerzeit Martin Luther und sein An­
hang den gemeinen Mann dazu bewegt haben, sich mit Gewalt für das Wort 
Gottes zu schlagen, so bewegen sie jetzt Fürsten, Herren und Städte gegen 
den Kaiser. Wie hier, so macht die Schrift an mehreren Stellen den aktuellen 
Bezug deutlich: Es geht um das Problem des Anschlusses Straßburgs an das 
Schmalkaldener Bündnis gegen den Kaiser. Haben die neuen falschen Pro­
pheten seinerzeit den gemeinen Mann in den Untergang getrieben, so bereiten 
sie jetzt ein weit größeres Blutvergießen vor als im Bauernkrieg. 

Die Haltung des Autors rührt aus einer Obrigkeitsauffassung her, wie sie in 
Teilen des Täufertums verbreitet ist. Der Kaiser ist die von Gott gesetzte 
Gewalt über alles Zeitliche, ja es gibt keine andere von Gott bestellte Gewalt 
als den Kaiser. Dieser wird die Gewalt behalten bis auf die vom Propheten 
Daniel bestimmte Zeit, in der die Rache Gottes über die Welt kommen wird. 
Der Autor lebt allerdings in der Erwartung, daß diese letzte Zeit bevorsteht, 
in der alle Kreaturen erzittern werden. Bevor diese Zeit aber da ist, bleiben 
alle äußerlichen Dinge, auch Leib und Leben, der äußerlichen Gewalt, d.h. 
dem Kaiser, unterworfen. Solange dieser das Schwert nach dem Geheiß 
Gottes führt, ist man leiblicherweise unter dem Schutz Gottes, wo er es gegen 
das Geheiß Gottes führt, ist einzig und allein geduldiges Warten auf die 
Rache Gottes möglich. Kreuz, Geduld und Liebe sind die Grundlagen des 
Glaubens; gerade daran aber mangelt es den angeblichen Evange-lischen. Sie 
scheuen sich vor der wahren Erkenntnis Christi, die nur unter dem Kreuz und 
nicht hinter Fürsten, Herren und Städten zu finden ist. Soweit lassen sich die 
Auffassungen sehr gut mit denen Marpecks decken. 

Das eigentliche Grundübel ist jedoch das Eigentum. Hier wird ein zentraler 
Punkt in der Argumentation des Autors berührt, der die Schrift aus anderen 
zeitgenössischen Erörterungen über die Obrigkeitsproblematik heraushebt 
und mit dieser Konsequenz zuvor nur in Müntzers Hoch verursachter Schutz­
rede angesprochen worden war. Bei Marpeck läßt er sich sonst nicht finden. 
Insofern erscheint die These Klaassens über Marpeck als Autor nicht restlos 
überzeugend, auch unter Beachtung der Argumente, mit denen Klaassen 
einem derartigen Einwand bereits vorzubeugen versucht hat. 
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Die Obrigkeit, wie sie sich in der Welt entwickelt hat, ist nach Auffassung 
unserer Schrift eine Ausgeburt des Eigentums; ihre Schwertgewalt dient nur 
zu dessen Schutz. Auch die vorgeblichen Evangelischen brauchen die Obrig­
keit als Beschützer ihres Eigentums, wollen sie aber nicht als Gewalthaber 
über sich selbst. Wenn sie jetzt unter evangelischem Vorwand kaiserliches 
Recht brechen wollen, so tun sie das nur zum Schutz ihres Eigentums. Das 
Eigentum ist es aber, das nach Auffassung des Autors jede christliche und 
brüderliche Liebe verhindert; auf Eigentum und Eigennutz gegründete welt­
liche Herrschaft sind gegen Christus gerichtet. Eine so geartete zeitliche Ge­
walt ist unchristlich, jede Vermischung zwischen ihr und dem Christentum ist 
satanisch. Da unter der Herrschaft des Eigentums der wahre Friede Gottes 
nicht möglich ist, hat Gott die (kaiserliche) Gewalt über das Erdreich gesetzt, 
um wenigstens den äußerlichen Frieden zu bewahren; denn aller Unfrieden 
kommt vom Eigentum. 

Kritik des Eigentums findet sich in jenen Jahren auch bei anderen. Einige 
Täufergruppierungen, insbesondere die um Jakob Wiedemann in Nikolsburg 
bzw. Austerlitz, beginnen 1528 mit der Einführung der Gütergemeinschaft, 
ohne daß ihre theoretischen Grundlagen bislang aufgehellt worden sind.-3" 
Die schärfsten kritischen Köpfe der Jahre nach dem Bauernkrieg, Paracelsus 
und Franck, stellen um 1530 die Rechtmäßigkeit des Eigentums in Frage. In 
seinem Psalmenkommentar legt Paracelsus Psalm 119 so aus, daß es auf 
Erden rechtmäßig kein materielles Eigentum gäbe. Man dürfe nicht sprechen: 
das ist mein Haus, mein Garten, sondern: es ist meines und das der Armen; 
das Eigentum der Reichen wie das des Königs gehöre eigentlich allen, die 
seiner bedürftig sind.J^ Zu gleichen Auffassungen gelangte Sebastian 
Franck, wonach die Bosheit in der Christenheit mit dem Abgehen vom Ge­
meineigentum und dem Anspruch auf Privateigentum anfing. ^ Bei beiden, 
Paracelsus und Franck, nimmt diese Frage jedoch im Vergleich zu ihren son­
stigen gesellschafts- und speziell obrigkeitskritischen Darlegungen einen rela­
tiv untergeordneten Platz ein, und vor allem ist die ursächliche Verknüpfung 
von Eigentums- und Obrigkeitsproblematik nicht so ausgeprägt wie in unse­
rer Schrift. Insofern ist die "Aufdeckung der babylonischen Hure" - in An­
lehnung an eine Formulierung Klaassens^ - die wohl tiefgehendste Behand­
lung des Themas Christ und Obrigkeit und - modern gesprochen - des Klas­
sencharakters der Obrigkeit, die aus dem Täufertum hervorgegangen ist. 

Eine eigenartige Position, die sich mit keiner der bekannten Gruppierungen 
identifizieren läßt, vertritt die in Augsburg erschienene umfangreiche Schrift 
des Johannes Presta "Ein Anzeigen der göttlichen, geistlichen und weltlichen 
Gewalt", datiert vom 6. August 1527.42 Sie ist bisher in der Forschung kaum 
beachtet worden. Karl Schottenloher referiert in seiner Studie über den 
Augsburger Drucker Philipp Ulhart kurz ihren Inhalt, den er als "seltsam", 
"merkwürdig", "dunkel", die Darstellung als "schwerfäl-lig", "mit ermüden-
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den Wiederholungen und ungelenken Sätzen", als "langatmig, ohne großen 
Schwung und Kraft" charakterisiert. In dem Autor sieht er einen Augsburger 
"Einspänner" und im Namen ein Pseudonym.^J Ihm folgend, interpretiert 
Walther Köhler die Abendmahlsauffassung Prestas, die jedoch in der Schrift 
eine vergleichsweise geringe Rolle spielt, wobei auch er den Namen als 
Pseudonym und den Autor als Zwingli nahestehend und Augsburger Täufer­
kreisen zugehörig vermutet.^4 Daß es sich bei dem Namen um ein 
Pseudonym handeln dürfte, ist wahrscheinlich, da er in einschlägigen Augs­
burger Bürgerlisten (Steuerregistern etc.) nicht auftaucht - vorausgesetzt, der 
Druckort wäre auch der Wohnort des Autors gewesen. So kann über den 
Autor gegenwärtig nicht mehr gesagt werden als das, was er selbst in einer 
anderen Schrift über sich mitteilt. Dort heißt es: "Ich bin nitt lang auff der 
hohen schu(o)l gestanden, so hab ich die hochgelerten va(e)tter und leerer in 
iren geschrifften gar nichts gelesen, wann ich hab mich und mein gesund biß 
hieher mit meinen henden geno(e)rt auß zu(o)geben der genad und hilff 
Gottes."^^ In den beiden Schriften gibt es tatsächlich nicht eine Berufung auf 
Kirchenväter oder andere Texte als die biblischen. Nur an einer einzigen 
Stelle erwähnt er die Lektüre einer Papstchronik. Seine Grundlage bilden -
unter Einbeziehung apokalyptischer Apokryphen wie des 4. Buches Esra -
ausschließlich die biblischen Texte, und zwar nach einer deutschen Überset­
zung der Vulgata. Immer wieder verweist er die Gläubigen darauf, deutsche 
Bibeln zu lesen, die es dank der edlen Kunst des Buchdrucks inzwischen aus­
reichend gebe, aber es soll der deutsche Text nach dem lateinischen des 
Hieronymus sein. Er kritisiert die Sucht der Gelehrten, die Originale und Ur­
sprachen der Bibel zu suchen, und sieht darin letztlich Mißtrauen und Un­
glauben gegenüber dem Wort Gottes. 

Auch an anderen Stellen, insbesondere im Zusammenhang mit dem Rechts­
und Gerichtswesen, polemisiert er scharf gegen die gelehrten Doktoren und 
in erster Linie gegen die Lateiner. Sowohl in der Kirche wie im weltlichen 
Bereich dient das Latein nur dazu, dem gemeinen Mann den Zugang zu ver­
sperren. Am Rechts- und Gerichtswesen zeigt der Autor lebhaftes Interesse, 
und er verfügt wohl auch über einschlägige Kenntnisse. 

Wenn es sich bei dem Namen um ein Pseudonym handeln sollte, läge der 
Anklang an den legendären Johannes Prester nahe. Die alte Legende von dem 
sagenhaften Christenkönig Johannes Prester, der irgendwo in Asien oder 
Afrika ein christliches Königreich errichtet habe und als Beschützer der 
Christen wirke, war seit dem 15. Jh. wieder aufgelebt. Der König war sogar 
1439 zum Konzil von Florenz eingeladen worden.^" Im Zedier wird Prester 
u.a. als zu Beginn des 16. Jh. bekannter christlicher Tatarenkönig erwähnt; 
eine andere Deutung des 16. Jh. leitet den Namen aus dem Persi-schen ab, wo 
er soviel wie Apostolischer oder Christlicher König heiße. Eine solche 
Kenntnis beim Autor vorausgesetzt, ließe der Inhalt der Schriften die Wahl 
eines derartigen Pseudonyms als durchaus denkbar erscheinen. 
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Presta propagiert die Einheit der Bibel unter Vorrang des Alten Testaments. 
Das Alte Testament ist grundsätzlich gültig. Ausgehend von apokalyptischer 
Endzeiterwartung ruft er die Gläubigen auf, die Worte der Propheten gründ­
lich zu studieren, vor allem aber die Apokalypsen, wobei er neben der Johan­
nes-Offenbarung auch die apokryphen Apokalypsen meint. Dort fänden sich 
viele Zeichen für den Anbruch der letzten Tage, die jetzt deutlich sichtbar 
seien. Ein Fazit seiner Darlegungen über den Inhalt der prophetischen Bücher 
ist die Vermittlung der Erkenntnis, daß alle alten judäischen und israelischen 
Könige, die nicht nach dem durch die Propheten vermittelten Wort Gottes re­
giert haben, von Gott schwer gestraft wurden. 

Legitime Obrigkeiten sind für Presta ausschließlich solche, die von der Ge­
meinde gewählt wurden. Dabei geht Presta grundsätzlich von einer Einheit 
von kirchlicher und weltlicher Gemeinde aus, für die er den Begriff 
"samlung" verwendet. Auch später ist für ihn die "samlung" die Einheit von 
kirchlicher und bürgerlicher Gemeinde, ein Konzept, das zu jener Zeit auch 
Zwingli vertrat, ebenso wie die Hochschätzung des Alten Testaments.^ 

In den Teilen seiner Schrift, die sich mit der Kirche befassen, lehnt Presta 
jede Art von Obrigkeit in der Kirche ab. Eine Kirche, die Obrigkeiten zuläßt, 
ist gegen den Kanon der Schrift. An seinen Prinzipien mißt er ausführlich 
Ordnung, Sakramente und Praktiken der römischen Kirche und weist diese 
mit Entschiedenheit als widerchristlich zurück. Später, in anderem Zusam­
menhang, polemisiert er aber auch gegen die vielen neuen Propheten, beson­
ders die Lutherischen, die von Gott und vom alten Gesetz abführen, die 
christliche Kirche spalten und dem Volk den rechten und wahren Glauben 
nehmen. 

Der zweite Teil der Schrift beschäftigt sich mit der weltlichen Gewalt, die er 
weithin mit dem städtischen Rat identifiziert. Obwohl er auch von den welt­
lichen Fürsten handelt, beziehen sich seine Beispiele zumeist auf die Reichs­
städte. Oberster Grundsatz ist, daß auch die weltliche Gewalt an Stelle Gottes 
über die zu richten hat, die Gottes Gebote übertreten; insofern ist auch hier 
die Bibel und insbesondere das alttestamentliche Gesetz Rechtsgrundlage. 
Daneben ist die weltliche Gewalt aber auch zuständig für die Einhaltung der 
polizeilichen Gebote, die zur Förderung der Gebote Gottes, des gemeinen 
Nutzens, brüderlicher Liebe und des Friedens erlassen werden. Jede Gewalt 
hat ihre Ordnung aus Gott; Voraussetzung ist aber eine schriftgemäße Wahl 
durch die Gemeinde, die "samlung". 

Als Vorbild nennt er in apologetischer Verzeichnung das alte Römische 
Reich der vorchristlichen Zeit. In seinen Augen war es die Schuld der römi­
schen Kirche, daß das Römische Reich gespalten wurde und in Verfall gera­
ten ist. Die sich christlich nennenden römischen Gewalten seiner Zeit (das 
kann also nur den Papst, die Kurie, aber auch den Kaiser meinen) bezichtigt 
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er des Blutvergießens an Unschuldigen, der Gefangenenfolter und der Zer­
reißung des alten römischen Gesetzes ebenso wie der Gesetze Gottes. 

Der Autor beklagt, daß überall die gottgewollte Ordnung durch menschliche 
Erfindung verkehrt wurde. Insbesondere die geistlichen Gewalten wider­
sprechen Gottes Ordnung. Für sie gilt nicht einmal der Grundsatz, daß nur 
gewählte Gewalten rechtmäßig sind, denn selbst eine solche Wahl wäre ge­
gen die göttliche Schrift. Deshalb sind auch alle Ordnungen und Gesetze in 
geistlichen Fürstentümern und Herrschaften illegitim. 

Aber auch die Legitimität der weltlichen Fürsten wird in Frage gestellt, da sie 
weder nach göttlichem Gesetz noch nach der alten römischen Ordnung aus 
der Gemeine des Landes erwählt wurden. Seine grundsätzliche Kritik kleidet 
Presta in Fragen, die auch von den Aufständischen des Bauernkrieges gestellt 
worden waren: Von wem haben die heutigen Fürsten ihre Güter? Woher 
nehmen sie ihre Rechte, fordern Gülten und Renten? Worauf gründet sich die 
Beschwerung der Armen, worauf die Leibeigenschaft? Aufweiche Grundlage 
stützen sich weltliche Gesetze und Ordnungen, die in der Bibel nicht begrün­
det sind: Wucher, unnötige Zölle, Fürkauf, Monopole? Woher nehmen die 
Herren das Recht auf Jagd, Fischfang etc., verwehren es aber dem Volk? 
Eine Obrigkeit, die christlich sein will, muß ihre Untertanen, von denen sie 
gewählt wurde, in Liebe halten und darf sie keinesfalls beschweren. In die­
sem Falle bedarf sie auch keiner bewaffneten Macht, keiner Schlösser und 
Burgen, sondern auch den Fürsten würde ein schlichtes Haus reichen. 

Gewalt ist einzig und allein gegen Übertreter des göttlichen Gesetzes und der 
zum gemeinen Nutzen aufgerichteten polizeilichen Ordnung gestattet. Hier 
liegt die Aufgabe der weltlichen Richter, des Rates. Unter Hinweis auf die 
von ihm einzig zugelassenen Rechtsgrundlagen polemisiert Presta immer 
wieder gegen die menschlichen Canones, Dekrete und Gesetze, insbesondere 
gegen die Rechtsbücher der gelehrten Doktoren und Lateiner, die die gött­
liche Ordnung zerstört und verkehrt haben. Die Fürsten, die zumeist Latein 
nicht beherrschen, werden von den Doktoren verfuhrt; sie sollen diese des­
halb entlassen und selbst auf der Grundlage der deutschen Bibel Recht 
sprechen. 

Abschließend beschwört Presta seine Leser noch einmal zur Umkehr, unter 
Hinweis auf die bevorstehende Auferstehung der Auserwählten und das apo­
kalyptische Weltgericht. Sie sollen alle menschliche Saat ausreißen und Ge­
richt und Gerechtigkeit halten, dann wird Gott das von Daniel angezeigte 
göttliche Reich aufrichten. Alle, die sich von Gott abwenden und in mensch­
licher Ungerechtigkeit, Bosheit, Krieg, Betrug usw. leben, sind des Todes 
würdig, und zwar nicht nur die Täter, sondern auch die, die das dulden. 
Presta bedauert, daß diejenigen, die die Strafe vollziehen müßten, die Förde­
rer solchen Verhaltens geworden sind. Er ruft nicht direkt zum Aufruhr auf; 
er warnt ausdrücklich davor und will das Gericht Gott lassen. Doch er malt 
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allen Übertretern des Gesetzes die sie erwartenden Strafen an biblischen Bei­
spielen breit aus, 

Die Schrift ist wohl keiner der bisher bekannten Strömungen zuzurechnen. 
Sie ist durchweg unvereinbar mit lutherischen Positionen. Gravierende Un­
terschiede ergeben sich auch gegenüber Karlstadt und Müntzer. Die Hoch­
schätzung des Alten Testaments mit der Tendenz zur Theokratie, die Ge­
meinde- und Amtsauffassung könnten auf eine Affinität zu Auffassungen 
Zwingiis hindeuten^, die sich bei diesem in jenen Jahren gerade erst entwic­
kelten, ebenso die Positionen in der Tauf- und Abendmahlsfrage. Sie stehen 
ebenso wie die Zulassung der Kindertaufe und des Eides in deutlicher 
Distanz zu täuferischen Gruppierungen.^ Die spiritualistisch-apokalyp-
tischen Anklänge in Verbindung mit dem mosaischen Gesetz könnten eine 
Nähe zu Hans Hut vermuten lassen3 *, trennen Presta aber von sonst erkenn­
baren zwinglischen Einflüssen. Die theologische Verortung kann wohl letzt­
lich nur von Theologen vorgenommen werden. Soweit es dem Urteil des 
Historikers zugänglich ist, dürfte jedoch die vom Autor gegebene Selbst­
darstellung zutreffend sein. Er erscheint als Autodidakt, der seine Auffassun­
gen - konfrontiert mit einer abzuleh-nenden gesellschaftlichen Ordnung - aus 
dem Studium der biblischen Texte gewonnen hat. Sein zentrales Anliegen ist 
die gesetzliche Auslegung der Bibel als Grundlage für das gesellschaftliche 
Zusammenleben der Menschen. 

Die vorgeführten Schriften sind nur ein Teil im Spektrum radikaler Obrig­
keitskritik der Jalire um 1530, das noch genauerer Aufarbeitung bedarf. Ne­
ben Sebastian Franck, auf den bereits hingewiesen wurde und der in der Lite­
ratur bislang als der schärfste kritische Kopf jener Jalire gilt-^, ist vor allem 
Paracelsus zu beachten, der vieles mit Presta gemein hat. Auch sein Haupt­
anliegen ist die radikale Erneuerung des Christentums auf der Grundlage der 
Bibel, die er als Gesetzbuch und ethische Norm für die Fundierung einer 
neuen Gesellschaftsordnung versteht; auch er geht von einer eschatologischen 
Naherwartung aus, die das Reich sozialer Gerechtigkeit noch auf dieser Erde 
kommen sieht; auch er arbeitet typisch einzelgängerisch, zieht seine Folge­
rungen allein aus der Bibel unter Mißachtung aller Lehrautoritäten, insbeson­
dere auch der reformatorischen, so daß es zu keiner der bekannten Persön­
lichkeiten und Strömungen vor ihm oder zu seiner Zeit Deckungsgleichheit 
gibt^-3 - in Einzelheiten wie z.B. der gegensätzlichen Bewertung des Alt­
römischen Reiches auch nicht zu Presta. Zwar wurden seine Schriften nicht 
gedruckt, aber doch handschriftlich im engen Freundeskreis verbreitet, und 
sie sollen hier mit beleuchtet werden, da sie in diesem thematischen Zusam­
menhang bisher in der Forschung nicht beachtet wurden. 

Theophrastus Bombastus von Hohenheim, genannt Paracelsus, hat neben sei­
nen medizinischen Werken ein außerordentlich umfangreiches, auch heute 
erst teilweise ediertes theologisch-religionsphilosophisch-sozialkritisches 
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Schriftencorpus hinterlassen.^4 Eines seiner Hauptstücke, die Psalmen-
kommentare^, die die schärfste Sozialkritik enthalten, sind wie die Mehr­
zahl der zuvor behandelten Schriften um 1530 entstanden, als Paracelsus als 
Wanderarzt und Wanderprediger durch Oberdeutschland (Nürnberg) und die 
Schweiz (St. Gallen) zog. 

In der in den Psalmenkommentaren vorgetragenen grundsätzlichen Gesell­
schaftskritik ist die Kritik der geistlichen und weltlichen Obrigkeiten, der 
zwei Schwerter, eine durchgehende Dominante. Beide sind von Gott ab­
trünnig, beide regieren ausschließlich nach eigenem Ermessen und gemäß 
eigensüchtiger Interessen, beide treiben das Volk in Furcht und Schrecken, 
versuchen es von Gott abzuwenden, „lügen, betrügen, verfuhren, bescheißen, 
bedrücken die Armen, Witwen und Waisen", sind Wüteriche, Diebe, Räuber, 
Gotteslästerer.^" Die weltlichen Herren sind gefrässige Wölfe, hungrig wie 
der Teufel nach dem Gut der Armen, sie sind so gierig nach diesen, daß sie 
sie ungekocht und unzerhackt fressen.^' Kein weltlicher Herrscher hat sein 
Amt von Gott: Der Kaiser verdankt seine Wahl den Kurfürsten, seine Krö­
nung dem Papst, und diese sind wie auch alle anderen Fürsten nicht von Gott 
eingesetzt. 5° 

Neben den Obrigkeiten eilt seine Kritik auch allen anderen Ständen, die sich 
"on weit arbeit'0^' vom Schweiß der Armen erhalten und mästen: Mönche 
und Pfaffen, Bischöfe, Prälaten, Fürsten und Herren, Adel, Zinsbürger, Kauf­
leute, alle, die in Konzilien, Konsistorien und Rathäusern sitzen, alle, die sich 
von Zinsen, Renten, Gülten, Steuern, Ungelt erhalten, Wald- und Fischbann 
einführen; auch die Nürnberger, Augsburger und Straßburger Prediger, d.h. 
die Evangelischen, sind nur „Mast- und Fu^tprsäue" . Sie alle sind giftige 
Schlangen, die sich um die Bauern schlingen. 

Das gesamte irdische Rechtswesen ist widerchristlich. Das kaiserliche Recht 
ist heidnisch, die kaiserlichen Juristen sind Säulen des Antichrist und mit 
ihnen die Hochschulen und Weltweisen, Professoren, Doktoren und Richter. 
Ihre Gerechtigkeit mißt nach ungleicher Waage, sie gibt den Reichen und 
nimmt den Armen."2 

Alles in allem sind alle bestehenden Obrigkeiten gottlos und vom Teufel. Auf 
sie könne Rom. 13, 1.2 keinesfalls Anwendung finden. Das Wort des Paulus 
wird vom Teufel (dem Papst) und seinem Ketzer (Luther und den Reformato­
ren) auf den irdischen Luzifer (den Kaiser) bezogen, damit man diesem ge­
horsam sei und mit ihm auch allen „Hurern, Buben, Schelmen, Dieben, Be-
scheißern, Lügnern" usw., durch die der Teufel seine Macht und sein Reich 
behält.0-3 Die Zungen und Mäuler der Gelehrten sind vom Teufel vergiftete 
Pfeile, die sie in die Seelen schießen, um diese zu verbrennen.04 Sie bezich­
tigen diejenigen, die die Wahrheit reden, des Unfriedens, Blutvergießens etc. 
und vergessen den Krieg, den sie selbst fuhren gegen Gottes Gebote. Die 
Sicherung ihrer Herrschaft, das ist ihr Frieden auf Erden, den zu halten sie 
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fordern, aber für die Gerechten ist es der Unfriede und der Krieg auf Erden, 
d.h, die Bewertung des gesellschaftlichen Zustandes als friedlich oder un­
friedlich hängt vom jeweiligen sozialen Standort ab. Wahrer Friede wäre 
nach Paracelsus, die Gewaltigen und Reichen von der Welt zu tun, doch das 
hießen diese Unfrieden."^ Sie alle - Obrigkeiten und ihre Helfer, Reiche und 
falsche Gelehrte - sind gottlos und a priori von Gott zu schweren Strafen und 
zum Untergang verurteilt.^" Ihre Bestrafung steht aber grundsätzlich Gott zu; 
Aufruhr gegen die Obrigkeiten wird abgelehnt. 

Doch diese Ablehnung ist ambivalent. Zu Psalm 106, 30.31 erläutert er das 
Beispiel des Pinhas, der ohne Gottes Befehl das Gericht an den von Gott Ab­
gefallenen vollzog und dafür gelobt wurde. Wenn sich daran Aufrührer und 
Bundschuher ein Beispiel für ihren Eigennutz nehmen, so haben sie vor Gott 
und der Welt keine Gerechtigkeit und müssen unterliegen. So sie aber aus 
pineischem Herzen gerecht handeln, wird Gott auf ihrer Seite sein."' Und er 
spricht die Gerechten direkt an: "Darumb habt acht uf die zerbrechung sol­
cher dingen (der Macht der Gottlosen), daß es beschech mit Phineas hand, 
domit ihm (sich) selbs niemants den ewigen tod brech oder reiß."6° Die Ge­
rechten müssen sich im Kampf gegen die Ungerechten allerdings dessen be­
wußt sein, daß diese zahlreicher und besser gerüstet sind, daß sie das Geld 
und die Artillerie besitzen, so daß der Kampf nur mit Gottes Hilfe und zu der 
Zeit möglich ist, die Gott selbst bestimmt."" Wenn Gott die Zeit für gekom­
men hält, dann werden die bis dahin verborgenen Gerechten sein Schwert er­
greifen. "Alsdann werden auffliegen diejenigen, so ietzt undertruckt 
seindt".™ Wer für Gott in diesem Kampf gegen die Gottlosen stirbt, ist ein 
großer Märtyrer.'* Das sind eindeutige Anklänge an Müntzers'^ und Huts 
Apokalyptik. 

Wahres christliches Zusammenleben auf Erden bedarf nach Paracelsus keiner 
Obrigkeit. Jeder Mensch müsse sein eigenes Kreuz tragen, nicht das Kreuz 
Christi oder anderer, die Kreuze der Orden oder Sekten, die Gottes Ordnung 
zerstören; er muß nach den Grundsätzen wahrer Nächstenliebe leben, barm­
herzig sein, gerne ausleihen, Arme und Kranke kleiden und nähren, gerecht 
nach dem Urteil Gottes lehren und richten, grundsätzlich von seiner Hände 
Arbeit leben, bauen, pflanzen und pflügen. Auf der Erde hat der Mensch 
keine andere Gewalt als die nützliche Arbeit.^ Gott will nicht, daß es Herren 
und Knechte gibt, sondern alle sollen gleich und Brüder sein.'^ 

Bezieht man neben den angeführten Beispielen auch noch die direkte und in­
direkte Obrigkeitskritik verschiedener täuferischer und spiritualistischer 
Gruppierungen und Persönlichkeiten ein - aus dem Jahr 1530 sei besonders 
auf die Urgicht Augustin Baders hingewiesen'^ aus dem Vorfeld des 
Täuferreiches von Münster auf Schriften Bernhard Rothmanns^, schließlich 
auch noch auf den schlesischen Adligen Caspar von Schwenckfeld'' -, so 
bestätigt sich der Eindruck, daß es auch noch nach dem Bauernkrieg eine 
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Vielfalt individueller, von der Forschung noch nicht oder nicht ausreichend 
wahrgenommener radikaler gesellschafts- und obrigkeitskritischer Auffas­
sungen gab, die z.T. in Druckschriften verbreitet wurden. Leider wissen wir 
viel zu wenig über ihren Verbreitungsgrad und die Wirkung. Weder Aufla­
genhöhe noch Verkaufszahlen sind bekannt. Immerhin gab es aber von der 
'Aufdeckung der babylonischen Hure" zwei zeitgenössische Drucke, einen 
aus Straßburg und einen aus Augsburg, was für Interesse und Verbreitung 
spricht. Von Denck/Cammerlanders Micha-Kommentar liegen zwei Druck­
varianten vor, deren Verhältnis zueinander nicht endgültig zu klären ist. Daß 
es von Paracelsus' Psalmenkommentaren mehrere zeitgenössische Abschrif­
ten gab, ist bekannt. Überliefert ist, daß von Sebastian Francks Geschichts­
bibel auf der Frankfurter Fastenmesse noch 1565 (35 Jahre nach dem 
Erstdruck) 178 Exemplare verkauft wurden, auf der Herbstmesse 1566 40 
Exemplare'®, ein Beleg für das zeitenüberdauernde Interesse. Die Spuren 
Schwenckfelds, Paracelsus' und Francks sind bis in den deutschen Pietismus 
faßbar.79 

Dennoch sind gravierende Unterschiede gegenüber der Zeit des Bauern­
krieges nicht zu übersehen. Während des Bauernkrieges war radikale Gesell­
schafts- und Obrigkeitskritik von einer breiten sozialen Basis getragen und 
brachte das Sehnen der Unterdrückten nach einem ausbeutungsfreien Leben 
in sozialer Gleichheit zum Ausdruck. In dem Maße, wie sie sich als Ideologie 
einer umfassenden gesellschaftlichen Bewegung etabliert hatte, konnte sie 
objektiv zur Durchsetzung des Erreichbaren beitragen, war also nicht 
schlechthin utopisch. Nach der Niederschlagung des Bauernkrieges und der 
Festigung der feudalen Machtverhältnisse änderte sich jedoch das gesell­
schaftliche Umfeld grundlegend. Der Bauernkrieg war Ausdruck einer 
Polarisierung der gesellschaftlichen Kräfte in drei großen Lagern gewesen: 
1. dem altkirchlich-katholischen, 2. dem der obrigkeitlichen Reformation 
(Luther und die Oberdeutschen) und 3. dem der antiobrigkeitlichen 
sogenannten Volksreformation, die sich im Bauernkrieg Bahn brach. Die 
beiden ersteren Lager stellten daraufhin zeitweise und partiell ihre Gegen­
sätze zurück und trugen beide zur Zerschlagung des letzteren bei. Die radika­
len Kräfte wurden nicht nur entscheidend geschwächt, sondern sie verloren 
vor allem auch ihre gesellschaftliche Basis und Resonanz. 

Radikale Gesellschafts™ und speziell Obrigkeitskritik fand zwar noch immer 
ihre Nahrung in den Frustrationen einer niedergeschlagenen Bewegung, de­
ren Ursachen nicht beseitigt waren. Ihre Äußerung wurde aber jetzt nicht nur 
von den obsiegenden Obrigkeiten beider konfessionellen Lager unnachsichtig 
verfolgt, sondern sie fand auch nicht mehr die Unterstützung und Solidarität 
bei größeren gesellschaftlichen Gruppen, durch die allein sie sich zu einer 
wirksamen Ideologie hätte entfalten können. Sie wurde zu einem äußerst 
heterogenen und vielgestaltigen ideellen Potential Einzelner oder kleinster 
Gruppen in einer ihnen feindlichen Umwelt. Zwar konnte einer, der Charisma 
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und Führerqualitäten besaß, mit seinen individuellen kritischen Auffassun­
gen, Eingebungen und Visionen noch immer Anhänger finden, wenn er einen 
scheinbaren Ausweg aus der Misere wies. Ein erheblicher Teil der Täufer 
suchte diesen Ausweg in den Beschlüssen von Schieitheim: der radikalen Ab­
sonderung von der Welt und der Absage an jede Gewalt, und fand damit 
durchaus Anhänger.^ Gleichwohl wurde ihr Gewaltverzicht nicht honoriert; 
sie galten a priori als systemgefährdend und begegneten auch weiterhin grau­
samster Gegengewalt. Andere setzten nach wie vor auf aktiven Widerstand. 
Aber sie mußten das in der Regel heimlich und in kleinsten Konventikeln tun. 
Münster wurde und blieb eine heroi-sche, freilich zum Scheitern verurteilte 
Ausnahme.^ 1 Radikale Gesellschaftskritik - 1525 noch Kampfideologie -
wurde bereits wenige Jahre später und für lange Zeit zur Sektenideologie. Für 
ihr unterschwelliges Wirken ist neuerdings der Begriff krypto-radikal geprägt 
worden.°2 Die gesellschaftlichen Kräfte gruppierten sich im folgenden in den 
beiden großen Lagern der auf die Obrigkeiten orientierten Reformation und 
der Gegenreformation (einschließlich der katholischen Reform). Ihr Streit un­
tereinander dominierte - zumindest nach außen - die gesellschaftlichen Aus­
einandersetzungen der folgenden Jahrhunderte. 
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4 Vgl. Josef Macek: Der Tiroler Bauernkrieg und Michael Gaismair, Berlin 1965; Jürgen 
Bücking: Michael Gaismair. Reformer - Sozialrebell - Revolutionär. Seine Rolle im Tiroler 
"Bauernkrieg" (1525/32), Stuttgart 1978; Gaismairs Tiroler Landesordnung, in: Flugschriften 
der Bauernkriegszeit (wie Anm. 1), S. 139 ff. 

5 Gottfried Seebaß: Müntzers Erbe. Werk, Leben und Theologie des Hans Hut (1527), theol. 
Habil. (Ms.), Erlangen/Nürnberg 1972. Schriften Huts in: Flugschriften vom Bauernkrieg zum 
Täuferreich (wie Anm. 1), S. 687 ff, 858 ff. 

6 Hans Hergot: Von der neuen Wandlung eines christlichen Lebens, in: Flugschriften der 
Bauernkriegszeit (wie Anm. 1), S. 547ff; Hans Hergot und die Flugschrift Von der newen 
Wandlung eynes Christlichen Lebens. Mit einem Vorwort von Max Steinmetz und einem An­
hang von Helmut Claus, Leipzig 1977; Siegfried Hoyer: Zu den gesellschaftlichen Hintergrün­
den der Hinrichtung Hans Hergots (1527), in: ZfG, 1979, H. 2, S. \l5 ff. 
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7 Entschuldigung D. Andres Carlstads des falschen namens der auffrur, so yhm ist mit unrecht 
auffgelegt, mit Vorrede Martin Luthers, in: WA 18, S. 438 ff; ebenfalls in: Karlstadts Schriften 
aus den Jahren 1523-1525, hrsg. v. Erich Hertzsch, T. 2, Halle/S. 1957, S. 105 ff; Andreas 
Karlstadt: Erklärung, wie er seine Lehre vom hochwürdigen Sakrament achtet und geachtet ha­
ben will; Jakob Strauß: Aufruhr, Zwietracht und Uneinigkeit unter wahren evangelischen 
Christen zu verhüten; ders.: Christliche und wohlgegründete Antwort und herzliche Ermahnung 
auf das ungütige Schmachbüchlein Dr. Johannes Cochläus' von Wendelstein über den Aufruhr, 
alle in: Flugschriften vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie Anm. 1). Bd. 1, 87 ff. 359 ff. 380 
ff 

8 Vgl. Paul Wappler: Die Täuferbewegung in Thüringen von 1526-1584, Jena 1913, S. 43 ff; 
Gerhard Zschäbitz: Zur mitteldeutschen Wiedertäuferbewegung nach dem großen Bauernkrieg, 
Berlin 1958, S. 67 ff. 

9 Martin Luther: Von weltlicher Obrigkeit, in: WA 11, S. 245 ff; vgl. auch (mit Literaturhin­
weisen) in: Flugschriften der frühen Reformationsbewegung (wie Anm. 1), Bd. 2, S. 830 ff; 
Martin Luther. Studienausgabe, in Zusammenarbeit mit Helmar Junghans, Joachim Rogge und 
Günther Wartenberg hrsg. von Hans-Ulrich Delhis, Bd. 3, Berlin 1983, S. 27 ff 

10 Vgl. Johannes Heckel: Widerstand gegen die Obrigkeit? Pflicht und Recht zum Widerstand 
bei Martin Luther, Wiederabdruck in: Widerstandsrecht, hrsg. v. Arthur Kaufmann/Leonhard E. 
Backmann. Wege der Forschung, Bd. 173, Darmstadt 1972, S. 114 ff; Sigrid Looß: Eine Sicht 
der lutherischen Obrigkeitsauffassung - "Der Schlüssel Davids" vom Januar 1523, in: Martin 
Luther. Leben - Werk - Wirkung, hrsg. v. Günter Vogler u.a., Berlin 1983, S. 105 ff; Siegfried 
Hoyer: Bemerkungen zu Luthers Auffassung über das Widerstandsrecht der Stände gegen den 
Kaiser (1539), in: ebenda, S. 255 ff; Karl Dietrich Erdmann: Luther über Obrigkeit, Gehorsam 
und Widerstand, in: Luther und die Folgen, hrsg. v. Hartmut Löwe/Claus-Jürgen Roepke, Mün­
chen 1983, S. 28 ff. 

11 Vgl. Jakob Kreutzer: Zwingiis Lehre von der Obrigkeit, Nachdruck Amsterdam 1965, bes. S. 
81 ff; Alfred Farner: Die Lehre von Kirche und Staat bei Zwingli, Tübingen 1930, bes. S. 62 
ff; Winfried Schulze: Zwingli, lutherisches Widerstandsdenken, monarchomachischer Wider­
stand, in: Zwingli und Europa, hrsg. v. Peter Blickle, Zürich 1985, S. 199 ff. 

12 Eike Wolgast: Die Wittenberger Theologie und die Politik der evangelischen Stände, Güters­
loh 1977, S. 107 f. 

13 Vgl. Flugschriften der Bauernkriegszeit (wie Anm. 1), bes. S. 356 ff, 376 ff, 441 IT. 

14 Vgl. Flugschriften vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie Anm. 1), Bd. 1, bes. S. 405 ff, 
412 ffT, 474 ff, 482 ff, 485 ff, 501 ff. "" 

15 Dazu grundlegend Wolgast (wie Anm. 12), bes. S. 165 ff. 

16 Martin Luther: Warnung an seine lieben Deutschen, 1531, in: WA 30, 3, S. 276 ff; auch in: 
Flugschriften vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie Anm. 1), Bd. 1, S. 545 ff. 

17 Vgl. Schulze (wie Anm. 11), S. 199 ff, bes. 205 ff 

lSAndreas Osiander d.Ä. Gesamtausgabe, Bd. 3, hrsg. v. Gerhard Müller/Gottfried Seebaß, 
Gütersloh 1979, S. 451 ff; vgl. auch Seebaß: Das reformatorische Werk des Andreas Osiander, 
Nürnberg 1967, S. 169 f. 

19 Zur politischen, sozialen und religiösen Situation Straßburgs vgl. Marc Lienhard: Un temps, 
une ville, une Reforme. La Reformation ä Strasbourg, Aldershot 1990; Klaus Deppermann: 
Melchior Hoffman. Soziale Unruhen und apokalyptische Visionen im Zeitalter der Reformation, 
Göttingen 1979, bes. S. 140 ff; Miriam Usher Chrisman: Strasbourg and the Reform, New 
Haven 1967; Thomas A. Brady: Ruling Class, Regime and Reformation at Strasbourg 1520-
1555, Leiden 1978. 

20 Sebastian Franck: Chronica, Zeytbuch vnd geschycht bibel von anbegyn biß inn diß gegen­
wertig M.D.XXXI. jar, Straßburg 1531, Bl. 119a-125a; vgl. auch Siegfried Wollgast: Der deut-
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sehe Pantheismus im 16. Jahrhundert. Sebastian Franck und seine Wirkungen auf die Entwick­
lung der pantheistischen Philosophie in Deutschland, Berlin 1972, bes. S. 80 ff, 194 ff; Dep­
permann: Sebastian Francks Straßburger Aufenthalt, in: Mennonitische Geschichtsblätter, 46, 
1989, S. 155. 

21 Deppermann: Melchior Hoffman (wie Anm. 19), S. 180 ff, 192 f. 

22 Wessel von Grüningen (Wessel Gansfort): Daß die Untertanen geistlichen und weltlichen 
Obrigkeiten nicht stets Gehorsam zu leisten, sondern ihnen zu widerstehen und sie abzusetzen 
schuldig sind (1530), in: Flugschriften vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie Anm. 1), Bd. 1, 
S. 518 ff. 

23 Wessel Gansfort. Opera. Facsimile of the Edition Groningen 1614. Nieuwkoop 1966, S. 748 
ff 

24 Von gaistlich gewalt und würdigkhait/ // Warer vnd rechter gehorsam / vnnd // wievil der 
Prelaten gepott // vnnd gesatz die under=//thon verpinden, o.O.u.J. [1522]. 

25 Vgl. Adolf Laube: "Daß die Untertanen den Obrigkeiten zu widerstehen schuldig sind". 
Widerstandspflicht um 1530, in: ZfG, 1989, H. 11, S. 976 ff; erweitert mit Quellenanhang in: 
Wegscheiden der Reformation. Alternatives Denken vom 16. bis zum 18. Jahrhundert, hrsg. v. 
Günter Vogler, Weimar 1994, S. 259 ff 

26 Wie Anm. 22, S. 524. 

27 Ebenda, S. 533. 

28 Ebenda, S. 534. 

29 Vgl. dazu wie Anm. 25, S. 982 bzw. 268. 

30 Hans Denck/Johannes Multicampianus: Auslegung des Propheten Micha, in: Flugschriften 
vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie Anm. 1), Bd. 1, S. 560 ff. Die Druckgeschichte hat 
Helmut Claus unter kritischer Verarbeitung der Angaben von Baring ermittelt; ebenda, S. 575 f. 

31 Hans Denck. Schriften. T. I, hrsg. v. Georg Baring, Gütersloh 1955, S. 46 ff, bes. 49 ff; 
J.F. Gerhard Goeters: Ludwig Llätzer (ca. 1500 bis 1529). Spiritualist und Antitrinitarier. Eine 
Randfigur der frühen Täuferbewegung, Gütersloh 1957, S. 101; Hans Denck. Schriften. T. III, 
hrsg. v. Walter Fellmann, Gütersloh 1960, S. 7. 

32 Josef Benzing: Zum Leben und Werk des Strassburger Druckers Jakob Cammerlander, in: 
Festschrift für cfaus Nissen, Wiesbaden 1973, S. 25 ff. 

33 Wie Anm. 30, S. 561. 

34 (Pilgram Marbeck9): Aufdeckung der babylonischen Hure, in: Flugschriften vom Bauern­
krieg zum Täuferreich (wie Anm. 1), Bd. 2, S. 1019 ff. 

35 Hans J. Hillerbrand: An Early Anabaptist Treatise on the Christian and the State, in: 
Mennonite Quarterly Review, 32, 1958, S. 28 ff. (nach dem späteren Augsburger Ulhart-
Druck). 

36 Walter Klaassen: Eine Untersuchung der Verfasserschaft und des historischen Hintergrundes 
der Täuferschrift "Aufdeckung der babylonischen hurn...", in: Evangelischer Glaube und Ge­
schichte. Grete Mecenseffy zum 85. Geburtstag, hrsg. v. Alfred Raddatz/Kurt Lüthi, Wien 1984, 
S. 113 ff. 

37 Druckgeschichte von Helmut Claus, wie Anm. 34, S. 1038 f. 

38 Vgl. Lydia Müller: Der Kommunismus der mährischen Wiedertäufer, Diss. Leipzig 1927, S. 
83 ff; Hans-Dieter Plumper: Die Gütergemeinschaft bei den Täufern des 16. Jahrhunderts, 
Göppingen 1972, S. 23 ff, 38 ff; zur Problematik insgesamt: Alles gehört allen. Das Experi­
ment Gütergemeinschaft vom 16. Jahrhundert bis heute, hrsg. v. Hans-Jürgen Goertz, München 
1984, besonders den Beitrag von James M. Stayer, S. 21 ff. 
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39 Theophrast von Hohenheim genannt Paracelsus. Theologische und religionsphilosophische 
Schriften, hrsg. v. Kurt Goldammer, Bd. VI, Wiesbaden 1959, S. 54 f. 

40 Franck (wie Anm. 20), Bl. 495; vgl. auch Wollgast (wie Anm. 20), S. 204 ff. 

41 Klaassen (wie Anm. 36), S. 125. 

42 Johannes Presta: Eine Anzeige aus lauterer gegründeter Schrift über die göttliche, geistliche 
und weltliche Gewalt, in: Flugschriften vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie Anm. 1), Bd. 1, 
S. 444 ff. 

43 Karl Schottenloher: Philipp Ulhart, ein Augsburger Winkeldrucker und Helfershelfer der 
"Schwärmer" und "Wiedertäufer" (1523-1529), München/Freising 1921, Neudruck Nieuwkoop 
1967, S. 67-72, 135. 

44 Walther Köhler: Zwingli und Luther. Ihr Streit über das Abendmahl nach seinen politischen 
und religiösen Beziehungen, Bd. 1, Leipzig 1924, S. 451 f. 

45 Ein anzeygen // auß lautrer gegründter ge=//schrifft... [Augsburg: Philipp Ulhart d.Ä. 1527], 
vgl. Schottenloher, Ulhart (wie Anm. 43), Nr. 168, sowie Flugschriften vom Bauernkrieg zum 
Täuferreich, S. 471, Anm. 1, Bl. Dia. 

46 Vgl. Lewis W. Spitz: The Renaissance and Reformation Movements, Chicago 1971, S. 260. 

47 Zedier Universal-Lexikon, Bd. 29, 1741, Sp. 443 f. 

48 Farner (wie Anm. 11), S. 11 lf. 

49 Neben Farner auch Robert C. Walton: Zwingli's Theocracy, Toronto 1967. 

50 Vgl. zusammenfassend Hans-Jürgen Goertz: Die Täufer. Geschichte und Deutung, Berlin 
1988; zur Obrigkeitsauffassung besonders James M. Stayer: Anabaptism and the Sword, 2. 
Aufl. Lawrence 1976. 

51 Grundlegend Seebaß (wie Anm. 5). 

52 Wollgast (wie Anm. 20), S. 165; Deppermann: Sebastian Francks Straßburger Aufenthalt 
(wie Anm. 20). 

53 Vgl. Kurt Goldammer: Paracelsus. Sozialethische und sozialpolitische Schriften, Tübingen 
1952, Einleitung. 

54 Vgl. Karl-Heinz Weimann: Eine neu aufgefundene Paracelsus-FIandschrift, in: Paracelsus. 
Werk und Wirkung. Festgabe für Kurt Goldammer zum 60. Geburtstag, hrsg. v. Sepp Domandl, 
Wien 1975, S. 353~ff. 

55 Zur Edition der Psalmenkommentare vgl. Anm. 39; die Auslegung des Psalters Davids ist 
enthalten in den Bänden IV-VII, Wiesbaden 1955-1961. Über die späteren Schriften vgl. 
Goldammer (wie Anm. 53) und Weimann (wie Anm. 54). 

56 Paracelsus (wie Anm. 39 und 55), Bd. IV, S. 34 ff, 120 u.ö. 

57 Ebenda, Bd. VI, S. 162 ff. 

58 Ebenda, S. 230 ff. 

59 Zum folgenden ebenda, Bd. IV, S. 120 ff, Zitat S. 122. 

60 Ebenda, Bd. V, S. 25. 

61 Ebenda, Bd. VII, S. 27 f. 

62 Ebenda, Bd. VI, S. 19 ff. 

63 Ebenda, S. 130 f. 

64 Ebenda, S. 140 f. 

65 Ebenda, S. 144 f. 

66 Solche Urteile finden sich durchgängig in allen Bänden, vgl. u.a. IV, S. 37, 255, 262 ff; V, 
S. 75; VII, S. 108 f. 
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67 Ebenda, Bd. V, S. 44. 

68 Ebenda, S. 61 f. 

69 Ebenda, S. 84 f. 

70 Ebenda, Bd. IV, S. 262 f., vgl. auch S. 295 f., Bd. V, S. 74, Bd. VII, S. 108 f. 

71 Ebenda, Bd. VI, S. 134. 

72 Vgl. Laube (Wie Anm. 3), S. 128 ff, bes. 132 ff 

73 Paracelsus, Bd. V, S. 155 f., 193 f. 

74 Ebenda, Bd. VI, S. 120 f. 

75Vgl. die Urgicht Augustin Baders in: Flugschriften vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie 
Anm! 1), Bd. £ S. 984 ff, bes. Art. 2 u. 3, S.̂ 986 f. 

76 Vgl. besonders Kap. 8 von Rothmanns Restitution, in: Robert Stupperich: Die Schriften der 
Münsterischen Täufer und ihrer Gegner. Bd. 1: Die Schriften Bernhard Rothmanns, Münster 
1970, S. 276 ff; auch in: Flugschriften vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie Anm. 1), Bd. 2, 
S. 1122 ff. 

77 Vgl. Günter Mühlpfordt: Schwenkfeld und die Schwenkfelder - ihr "Mittelweg" als Alter­
native. Von gewaltloser deutscher Radikalreformation zur amerikanischen Freikirche, in: Weg­
scheiden der Reformation (wie Anm. 25), S. 115 ff. 

78 Vgl. Siegfried Wollgast: Grundlinien oppositionellen weltanschaulich-philosophischen Den­
kens in Deutschland zwischen 1550 und 1720, in: ebenda, S. 338. 

79 Martin Brecht: Der Beitrag des Spiritualismus der Reformationszeit zur Erneuerung der 
lutherischen Kirche im 17. Jahrhundert, in: ebenda, S. 369 ff. 

80 Vgl. die repräsentative Auswahl von Täuferschriften, Kommentare und Literaturhinweise in: 
Flugschriften vom Bauernkrieg zum Täuferreich (wie Anm. 1), S. 581 ff, zu Schieitheim bes. S. 
728~ff. 

81 Vgl. die Auswahl der Berichte über Münster, einschließlich Kommentare und Literatur­
hinweise, ebenda, S. 1630 ff. 

82 /Vrbeitsgespräch "Kryptoradikale Reformatoren" (5.-8.11.1990) unter Leitung von Günter 
Mühlpfordt an der Flerzog August-Bibliothek Wolfenbüttel. 
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Samuel Mitja Rapoport 

Rede zum Leibniz-Tag am 6. Juli 1995 

Bericht des Präsidenten über die Tätigkeit der Leibniz-Sozietät 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, Mitglieder und Gäste, 

Zum dritten Male trete ich vor Sie, um Bericht zu erstatten über ein Jahr un­
serer Existenz. Dazu gehört sowohl die Rückschau als auch Überlegungen 
zur weiteren Gestaltung unserer Arbeit. 

Lassen Sie mich mit der Entwicklung der Mitgliederzahl beginnen. Wie Sie 
sich erinnern mögen, waren es 49 Unverzagte, als wir die Sozietät grün­
deten. Von ihnen verstarben sechs. Heute begrüßen wir 18 neu aufgenom­
mene Mitglieder, darunter einen Kollegen aus Rußland und einen aus der 
USA, den wir hier auf das Herzlichste willkommen heißen. Wir beglück­
wünschen unsere neuen Mitglieder zu ihrer Wahl und uns selbst zu dem Ge­
winn, den sie für die Sozietät bringen. So erreichen wir die stolze Zahl von 
171 Mitgliedern und ständigen Gästen. Sechs Mitglieder entstammen der 
auswärtigen Mitgliedschaft der Akademie der Wissenschaften der DDR. 
Diese Entwicklung legt Zeugnis ab von der Kontinuität unserer Sozietät, die 
sich mit der ehrwürdigen Geschichte der Leibniz Akademie durch ununter­
brochene Erneuerung verbunden fühlt. 

Bei der zukünftigen Entwicklung der Mitgliedschaft ist es wichtig, die Zahl 
der Frauen zu erhöhen, uns zu verjüngen, insbesondere durch Angehörige 
der Universitäten, auf disziplinare Vielfalt und Ausgewogenheit sowie auf 
die territoriale Diversität zu achten. Wir hoffen sehr, daß die neuen Mitglie­
der sich wohl fühlen, sich mit Aktivitäten und Zielen der Sozietät identifizie­
ren und die Anliegen der Sozietät tatkräftig unterstützen werden. 

Gestatten Sie mir eine Bemerkung zu den ständigen Gästen. Wir glauben, 
daß mit dem Status eines ständigen Gastes eine gute Möglichkeit geschaffen 
wurde, Wissenschaftlern die Teilnahme an der Arbeit der Klassen zu gewäh­
ren. 

Mit der Einladung zur Mitwirkung als ständiger Gast würdigt die Sozietät 
die wissenschaftlichen Leistungen von Kolleginnen und Kollegen in der 
Hoffnung, daß sie die Zwecke unserer Sozietät unterstützen und aktiven An­
teil an ihrem Leben nehmen. Gast und Mitglied unterscheiden sich von ein­
ander nur durch das Recht der Zuwahl neuer Mitglieder. Ansonsten haben 
sie gleiche Rechte und Pflichten. 
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Die Arbeit in Plenum und Klassen 

Die Arbeit des vergangenen Jahres war durch Kontinuität und Breite ge­
kennzeichnet. Das Plenum tagte 11 mal zu wissenschaftlichen Veranstaltun­
gen. Hinzu kam am Leibniz-Tag 1994 das Wissenschaftliche Kolloquium 
über Akademie und Forschungsorganisation mit zwei Hauptvorträgen und 
mehreren Diskussionsbeiträgen. Die beiden Klassen hatten je 11 wissen­
schaftliche Sitzungen. Das sind insgesamt 33 wissenschaftliche Veranstal­
tungen. 

Unter den Referenten zählten wir auswärtige Kollegen aus Irland, Rußland 
und den USA, und wir rechnen auch in der Zukunft mit weiteren Vortragen­
den aus dem In- und Ausland. Die Behandlung von Fragen des Globalen 
Wandels wurde fortgesetzt. Ich erwähne die Veranstaltungen zur Welt­
energieversorgung, über Chemie und Umwelt, über die Entsorgung poly­
merer Rohstoffe, über Rüstungsaltlasten in Deutschland, über die Sicher­
heitsproblematik von Kernkraftwerken und über die Erde als globales Öko­
system. 

Ein neuer Zyklus "Kulturen im Wandel" wurde aufgenommen. Dazu hatten 
wir Veranstaltungen über "Mündlichkeit und Schriftlichkeit in der antiken 
Kultur", über die „Entwicklung des Kulturbegriffs", über den "Wandel der 
Sprache", über "Formationstheorien und Moderne". Hierzu gehört auch die 
Veranstaltung über "Parmenides und die Begründung von Ontologie und 
Kosmologie" sowie die Sitzung über die "Postmoderne" und der Vortrag 
von Prof. SIMMS aus Dublin über Stadtentwicklung. Es ist unleugbar, daß 
die Themen attraktiv waren und Zeugnis ablegen von einem reichen Fundus 
an intellektuellem Vermögen, aus dem wir schöpfen. 

Die Themen für die nächste Periode stehen größtenteils schon fest, ebenso 
das Thema des nächsten Leibniz-Tages, das dem 350-jährigen Jubiläum der 
Geburt von Leibniz gewidmet ist. Der Arbeitstitel lautet: "Leibniz und die 
Europa-Idee". Ich hoffe sehr, daß es uns gelingt, eine Reihe von ausgewiese­
nen Spezialisten zu einem festlichen Kolloquium zu gewinnen. Unser neu 
gewähltes Mitglied, Helmut SEIDEL, hat sich bereiterklärt die Vor­
bereitungsarbeiten in die Hand zu nehmen. 

Die Sitzungsberichte 

Ich komme nun zum größten Erfolg, aber auch kühnsten Wagnis unserer Tä­
tigkeit, dem Erscheinen der Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät. Die ersten 
vier Hefte sind ausgeliefert, für die nächsten sind die redaktionellen Arbeiten 
abgeschlossen. Das Redaktionskollegium hat eine umfangreiche, verläßliche 
und fruchtbare Arbeit geleistet. Ihm gehören an: unsere Mitglieder 
ALEXANDER, EICHHORN, KÜTTLER, SCHIRMER, STEINER und un­
ser förderndes Mitglied Dr. WÖLTGE, der die Arbeit leitet. 
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Mit den Sitzungsberichten hat die Leibniz-Sozietät begonnen, Ergebnisse 
ihrer Tätigkeit in der Öffentlichkeit vorzustellen. Sie leistet damit einen 
eigenen Beitrag zur wissenschaftlichen Diskussion zeitgenössischer Fragen. 
Damit ist es jedem Interessierten möglich, sich ein Urteil über wissenschaft­
liche Potenz und Kompetenz der Sozietät zu bilden. 

Wir haben bei der Wahl des Titels dieser Schriftenreihe bewußt auf die Tra­
dition früherer Akademien zurückgegriffen. Die Herausgabe der Sitzungs­
berichte geht auf die Anregung unserer Mitglieder zurück, die am 19. März 
1994 einen entsprechenden Antrag in der Geschäftssitzung des Plenums be­
schlossen. Allein die Tatsache, daß viele Kollegen die Sozietät über den 
festgesetzten Jahresbeitrag hinaus finanziell unterstützen, ermöglichte es, die 
Sitzungsberichte auf den Weg zu bringen. 

Jeder von uns muß sich bewußt sein, wie groß das Wagnis ist, ein so an­
spruchsvolles Unternehmen auf der so schmalen finanziellen und materiellen 
Basis der Sozietät zu beginnen. Wir leben nur von den Beiträgen und Spen­
den unserer Mitglieder und erhalten keinerlei öffentliche Zuwendungen. Wir 
stehen vor der schwierigen Aufgabe, mit langem Atem die unvermeidlichen 
Engpässe zu bewältigen. In erster Linie vertrauen wir auch künftig auf die 
Bereitschaft unserer Mitglieder, Gäste und Freunde, unser Vorhaben am 
Leben zu erhalten. Aber natürlich kann die Eigenfinanzierung keine dauer­
hafte Lösung sein. 

Die Redaktion hat in Abstimmung mit dem Vorstand alle Mitglieder in 
einem Schreiben um Unterstützung beim Aufbau eines Abonnentenstammes 
gebeten. Dazu wurden eine Reihe guter Vorschläge gemacht. Erste Be­
stellungen sind inzwischen eingegangen. Gelänge dies in größerem Umfang, 
so würde dies wesentlich zur finanziellen Absicherung beitragen. Ich möchte 
an jedes einzelne Mitglied appellieren, sich um die Verbreitung unserer 
Sitzungsberichte, auf die wir ja stolz sein dürfen, zu bemühen, sei es durch 
Gewinnung von Einzelpersonen oder von Institutionen, insbesondere Biblio­
theken. 

Was die inhaltliche Seite betrifft, so bestehen Vorstellungen einer Erweite­
rung durch Rezensionen und Annotationen und Bemühungen um themati­
sche Gestaltung der Einzelhefte zu verstärken. Das hängt natürlich mit der 
Profilierung der Vortragsreihen zusammen. 

Unser Ziel ist es, 10 Hefte der Sitzungsberichte pro Jahr herauszugeben -
eine wahrhaft anspruchsvolle Aufgabe. Wir sind dem Reinhard Becker Ver­
lag Veiten zu großem Dank verpflichtet für sein faires und entgegen­
kommendes Verhalten sowie für materielle Unterstützung. 

Das organisatorische Innenleben der Sozietät 

Gestatten Sie mir, in aller Kürze auf das Innenleben unserer Sozietät einzu­
gehen. 
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Der Vorstand ist regelmäßig zu insgesamt 10 Beratungen zusammengetreten. 
Womit hat er sich beschäftigt? 

Es ging um die Vorbereitung des Leibniz-Tages, Planung und Organisation 
der Plenarsitzungen sowie der Geschäftssitzungen des Plenums, Satzungs­
änderungen in Verbindung mit dem Antrag auf Gemeinnützigkeit beim 
Finanzamt, die Beratung einer Geschäftsordnung, in der die Verantwortlich­
keiten und Arbeitsweise der Organe der Leibniz-Sozietät festgehalten wer­
den, Finanzberichte und vor allem durchgehend Fragen der Perspektive der 
Sozietät und der Herausgabe der Sitzungsberichte. 

Das Plenum bzw. die Mitgliedschaft wurden über alle anstehenden Fragen 
informiert und über die wichtigsten wurden Beratungen und Entscheidungen 
im Plenum herbeigeführt. 

Zu unserem großen Bedauern hat ERNST ENGELBERG um seine Entla­
stung als Vizepräsident gebeten. Wir konnten uns seinem Wunsch nicht ver­
schließen und danken ihm auch an dieser Stelle sehr herzlich für seinen 
maßgeblichen Rat und sein Wirken für die Sozietät und wünschen ihm noch 
viele schöpferische Jahre. Wir sind sicher, daß er auch weiterhin in der So­
zietät und für sie wirksam sein wird. 

Als Nachfolger wurde in der Geschäftssitzung des Plenums am 18. Mai 1995 
einstimmig JOHANNES IRMSCHER gewählt, der zu unserer Freude die 
Wahl angenommen hat. 

Obwohl alle Vorträge grundsätzlich öffentlich waren und meistens in den 
Monatsplänen der Stadtbibliothek und des Clubs „Spittelkolonnaden" an­
gekündigt waren, allerdings nur selten in der Tagespresse, kann uns die öf­
fentliche Resonanz unserer Veranstaltungen noch nicht zufriedenstellen. Die 
Kontakte unserer Mitglieder nach außen sind sicherlich noch zu gering. 

Ich appelliere erneut an alle Mitglieder, den Kreis der einzuladenden Gäste 
zu vergrößern und weitere Wissenschaftler in unsere Tätigkeit einzubezie-
hen. Ebenso gilt es, die Kontakte zu Wissenschaftlern im Ausland für die 
Sozietät verstärkt zu nutzen. Ich möchte nochmals daraufhinweisen, daß un­
ser Statut keinerlei Begrenzung für die Mitgliedschaft ausländischer Wissen­
schaftler enthält. Nutzen wir unsere, wenn auch bescheidenen Möglichkeiten 
zur Stimulierung des internationalen Gedankenaustausches! 

Insbesondere sollen uns die Sitzungsberichte dazu dienen, uns anderen Wis­
senschaftlern und der Öffentlichkeit vorzustellen. Wir hoffen auch auf Re­
zensionen der bisher erschienen Sitzungsberichte in wissenschaftlichen und 
wissenschaftsnahen Zeitschriften und wären Mitgliedern und Gästen sehr 
dankbar, wenn sie solche Beiträge entsprechend ihren Möglichkeiten verfaß­
ten und anböten. 
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Die Wissenschaftslandschaft in und um Berlin 

Die Tätigkeit der Leibniz-Sozietät und ihre Zukunft ist Teil der Wissen­
schaftslandschaft in und um Berlin. So sehr wir uns auch eine positive Ent­
wicklung im Zusammenhang mit der wachsenden Rolle Berlins als Haupt­
stadt und Metropole wünschen und stimulierende Impulse durch die Fusion 
mit dem Land Brandenburg erhoffen, so müssen wir nüchtern negative 
Aspekte und Entwicklungen registrieren, um ihnen besser begegnen zu kön­
nen. 

Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten hat besonders in Berlin 
schwerwiegende Konsequenzen mit teilweise irreversiblen Verlusten mit 
sich gebracht. Dazu gehören die Abwicklung wissenschaftlicher Institutio­
nen und Teilen von ihnen, die fast gänzlich vernichtete Industrieforschung, 
die vielfach mißglückte Evaluierung unter großem Druck und zum Teil 
mangelnder Kompetenz, Gauck'sche Überprüfungen nach wechselnden Kri­
terien und mit unterschiedlichen Konsequenzen, die Abwanderung von For­
schern aus der Wissenschaft, zum Teil ins Ausland, und sogar Selbstmorde. 

Dazu kommt die ungesicherte Lage derer, die sich in dem ursprünglich vom 
Wissenschaftsrat vorgeschlagenen Wissenschaftsprogramm befinden, und 
anderer befristet angestellter Wissenschaftler. Berlin dürfte die höchste Ar­
beitslosigkeit von Angehörigen der Intelligenz in Europa aufweisen - noch 
größer ist die Zahl derer, die aus Forschung und Lehre ausgeschieden sind, 
um andere wissenschaftsferne Tätigkeiten aufzunehmen. 

Diese bedrückende Negativbilanz wird noch überlagert durch die drohenden 
bzw. schon vor sich gehenden Folgen der staatlichen Finanzmisere in Berlin 
und Brandenburg. Die geforderte Reduzierung des Haushalts aller Berliner 
Universitäten und insbesondere der Humboldt-Universität ist verbunden mit 
dem Verlust zahlreicher Stellen von Professoren und anderen Wissenschaft­
lern, mit der Schließung von Instituten und ganzen Fachrichtungen. Sie 
bringt schweren Schaden auf lange Zeit. 

Die voraussehbaren Verteilungskämpfe sind in vollem Gang, die Solidarität 
der wissenschaftlichen Einrichtungen ist verloren. Die angestrebte Eliminie­
rung von Doppelungen einer Reihe von Fachgebieten beruht auf einer Wis­
senschaftsfremdheit, die ihresgleichen sucht. Diese Zusammenlegungen füh­
ren unweigerlich zur intellektuellen Verarmung und Monotonie mit schwe­
ren Einbußen für die Lehre durch Verschlechterung des Verhältnisses von 
Professoren zu Studenten. 

Die Atmosphäre für Neuerungen, Reformen und Demokratisierung ist er­
stickend geworden. 

Der Plan, die Studentenzahl einschneidend zu senken, während gleichzeitig 
um Touristen geworben wird, drückt dumpfe Intelligenzfeindlichkeit aus. 
Die geplante kümmerliche Erhöhung des Bafög-Satzes und die womöglich 



96 Mitteilungen 

noch vorgesehene Rückzahlung mit Zinsen wird mit Sicherheit die soziale 
Zusammensetzung der Studentenschaft noch weiter zuungunsten der aus är­
meren Bevölkerungsschichten stammenden verschieben. Die Sparwut an 
Wissenschaft und Bildung steht in krassem Gegensatz zu Großmannssucht 
und Verschleuderung von Mitteln. Ich erspare mir die Beispiele. 

Schließlich kommt dazu der fortschreitende Verlust an Produktionsbetrie­
ben, wodurch der Industriestandort Berlin praktisch zum Verschwinden ver­
urteilt ist. 

Die Verantwortung gebietet es, jedem Wissenschaftler einzeln und als 
Gruppe diese verhängnisvolle Entwicklung aufzuzeigen und den Versuch zu 
machen, gegenzusteuern. Ich glaube im Namen aller Mitglieder zu spre­
chen, wenn ich das Primat von Kultur und Wissenschaft fordere, als Kenn­
zeichen der Tradition und als ein Charakteristikum der zukünftigen Haupt­
stadt Deutschlands, auch als Teil des Kampfes gegen Provinzialismus und 
Beliebigkeit. 

Unter diesen Gesamtumständen ist jede vorwärtsschreitende Entwicklung 
begrüßenswert. Wir verfolgen daher mit großer Aufmerksamkeit Wachstum 
und Konsolidierung der Berlin-Brandenburgischen Akademie der Wissen­
schaften. Wir vermerken, daß sie mit ihrer Festsitzung am 24. Juni die Idee 
des Leibniz-Tages wieder aufgegriffen hat, eine Tradition, die wir konti­
nuierlich und unverändert gepflegt haben. Mit der jüngst erfolgten Wahl von 
DIETER SIMON zum Präsidenten, der seine hauptamtliche Tätigkeit nach 
Berlin verlegen wird, ist zweifelsohne eine wesentliche Verstärkung ihrer 
Aktivitäten zu erwarten. Wir gratulieren Herrn SIMON, der durch seine kri­
tischen und auch selbstkritischen Äußerungen zur jüngsten Wissenschafts­
entwicklung in Deutschland öffentlich hervor-getreten ist, zu seiner Wahl 
und hoffen sehr, daß sich ersprießliche und förderliche Kontaktmöglichkei­
ten ergeben werden. Wir glauben, daß vielfache Berührungspunkte des Zu­
sammenwirkens bei aktuellen Vorhaben, aber insbesondere im Hinblick auf 
das 300-jährige Jubiläum der Berliner Akademie, vorliegen. Nach wie vor 
hoffen wir, daß die Problematik der Vereinigung der Wissenschaftssysteme 
beider deutscher Staaten in ausgewogener und historisch seriöser Weise be­
arbeitet wird, wobei sicherlich die Leibniz-Sozietät einen angemessenen Bei­
trag leisten kann. 

Ich werde mich in Kürze an Herrn SIMON wenden, um ihm persönlich zu 
gratulieren und Kontakt aufzunehmen. 

Schach dem Irrationalismus 

Die historische Entwicklung der Wissenschaft ist in starkem Maße geprägt 
durch den Kampf um Rationalität. Jeder große Erkenntnisfortschritt brachte 
nicht nur eine Auseinandersetzung innerhalb der Wissenschaft mit sich, son-
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dem erfaßte auch die ganze Gesellschaft. Das gilt für die allgemeine An­
erkennung eines heliozentrischen Weltbildes. Es ist nicht trivial GALILEI zu 
nennen, denn erst in unseren Tagen, mit mehr als 300-jähriger Verspätung, 
hat die katholische Kirche seine Verurteilung zurückgenommen. 

Das Gleiche gilt für die Evolutionstheorie. Bis heute - und heute sogar ver­
stärkt - tobt ein erbitterter Kampf in den USA vor Gerichten und in der 
Öffentlichkeit mit dem Ziel, die Evolutionstheorie zur bloßen Hypothese zu 
degradieren und die biblische Schöpfungsgeschichte als mindestens gleich 
glaubhaft zum Pflichtfach zu machen. 

Die Homöopathie Hahnemanns als Relikt des 19. Jahrhunderts ist noch im­
mer das Glaubensbekenntnis vieler Ärzte und großer Teile der Bevölkerung, 
ja, sie wurde neuerdings sogar Teil des Lehrprogramms für Medizinstuden­
ten in Deutschland. Der großartige Fortschritt der wissenschaftlichen Medi­
zin ist im steigenden Maße begleitet von einer Kritik und Skepsis ihr gegen­
über. Sie wird als "Schulmedizin" abgestempelt, während sich alternative 
Meinungen und Praktiken ausbreiten, die größtenteils auf irrationalen Vor­
stellungen beruhen. 

Wer könnte vergessen, daß der Rassismus im allgemeinen und erst recht die 
Untaten der Nationalsozialisten ihre gedanklichen Wurzeln in irrationalen, 
pseudowissenschaftlichen Theorien hatten. Auch heute sind Vorstellungen 
von der angeborenen Unterlegenheit von Völkern und Rassen weit verbrei­
tet, haben ihre Protagonisten unter Wissenschaftlern und stellen ein wesent­
liches Element der Fremdenfeindlichkeit dar. 

Auffallend ist die Beliebigkeit, die in allen Medien, vom Fernsehen bis zur 
Tageszeitung, im Hinblick auf ihre Stellung zur Wissenschaft vorherrscht. 
Man muß sogar einräumen, daß im breitem Umfang antirationale Propa­
ganda betrieben wird, sei es durch die allgegenwärtige astrologische Wahr-
sagerei bis zum Aufgreifen jeglicher Wundersensationen selbst dort, wo sie 
in krassester Weise den gesunden Menschenverstand herausfordern. 

Insgesamt läßt sich der Zustand mit dem auf dem Gebiet der Kultur ver­
gleichen. Eine eklektische "Postmoderne" erlaubt Schrankenlosigkeit in 
jeder Hinsicht ohne Verpflichtung an Gesellschaft, Humanität oder Weltan­
schauung. 

Ich betrachte den sich ausbreitenden Irrationalismus als eine große Gefahr 
für den sozialen Status der Wissenschaft. Arzt und Quacksalber, Wissen­
schaftler und Spinner werden in Bezug auf Kompetenz gleichgestellt. Die 
gesellschaftliche Unterstützung der Wissenschaft muß letztlich mit kost­
spieligen Populartäts-haschenden Unternehmungen konkurrieren und zieht 
dabei den kürzeren. Der Schaden, den die Gesellschaft durch Irrationalismus 
erleidet, ist noch um vieles größer. Die Menschen werden leichter mani­
pulierbar und geneigter, Demagogie und Patentrezepten für gesellschaftliche 
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Übel zu glauben. Die objektive und verantwortungsvolle Sicht auf die glo­
bale Krise, in der sich die Menschheit befindet, wird verstellt. Das Ver­
ständnis für die Komplexität und für die Interdependenz der Weltlage, das so 
dringend nötig wäre, kommt nicht zur Entwicklung. In eigenem Interesse 
und dem der Allgemeinheit ist es m. E. ein Gebot für jeden Wissenschaftler 
und mit ihm für die Leibniz-Sozietät, dem Irrationalismus offensiv ent­
gegenzutreten. 

Das betrifft ebenso die Gestaltung des Programms wie das Auftreten jedes 
einzelnen im öffentlichen, aber auch im privaten Umfeld. Wir brauchen den 
Geist des streitbaren Humanismus, der in der Vergangenheit so viel zur 
Volksaufklärung und Bildung beigetragen hat. 

Eine solche Position mag altmodisch klingen, als eine unzeitgemäße Rück­
kehr zu Pathos erscheinen - aber dennoch bleibt, daß nur durch Heraustreten 
aus Unverbindlichkeit und nur mit persönlichem Einsatz ein wissenschaft­
liches Leben Sinnhaftigkeit erhält. Die Wissenschaft ist uns Lebensinhalt 
und Glaubensbekenntnis zugleich. 

Die Leibniz-Sozietät am Scheideweg 

Ich wende mich nun einer für die Zukunft der Sozietät schicksalhaften Frage 
zu: Wie soll es weitergehen? 

Die Sozietät ist durch Neuaufnahmen von Mitgliedern und Gästen über ihren 
ursprünglichen Rahmen, der Akademie der Wissenschaften der DDR, hin­
ausgewachsen, deren personelle Möglichkeiten wohl ausgeschöpft sind. Da­
her kommt es in verstärktem Maße auf die neuen Mitglieder an, die Entwick­
lung der Sozietät zu bestimmen, und wir erhoffen uns ihre überzeugte und 
hingebungsvolle Identifizierung mit den Bestrebungen der Sozietät. Nur 
durch Wachstum ist ein biologisches Schicksal abzuwenden, das einer durch 
eine überwiegend aus emeritierten Wissenschaftlern konstituierten Mitglied­
schaft droht. 

Andererseits hat das Wachstum die Konsequenz, daß die Grenzen einer rein 
ehrenamtlichen Organisation im Grunde erreicht sind. Herstellung und Ver­
breitung der Sitzungsberichte bedeuten eine weitere große organisatorische 
Herausforderung. Eine Erweiterung der ehrenamtlichen Unterstützung ist 
dringlich, auch wenn sie das Problem nicht auf Dauer lösen kann. 

Der Vorstand hat sich mit Perspektivfragen der Sozietät durchgehend befaßt. 
Eine Reihe von Einzelüberlegungen u. a. von BERNHARDT, EICHHORN, 
ENGELBERG, HERRMANN, IRMSCHER, KLIX und LANIUS wurden 
vorgelegt. Übereinstimmend wurde vorgeschlagen, flexible Arbeitsgruppen 
unter Einbeziehung von Kollegen außerhalb der Leibniz-Sozietät zur Aus­
arbeitung von komplexen Themen zu bilden. Eine Reihe von Vorschlägen 
wurde gemacht, die durch Aktualität und Grundsätzlichkeit attraktiv sind. 
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Ich nenne in Kürze eine Auswahl: 

1. Evolution als durchgehende Problematik in Natur und Gesellschaft 

2. Information in Begrifflichkeit und Realisation 

3. Die Bedeutung der Innovation für Wissenschaft, Technik und 
Gesellschaft 

4. Gesellschaftsordnung und globale Krise 

5. Dimensionen des Migrationsproblems 

6. Ozon als Schutz und Gift - kritische Analyse 

Der Vorstand bat unser Mitglied HUBERT LAITKO, mit einer Arbeits­
gruppe die perspektivische Probleme der Sozietät zu durchdenken. Dieser 
Gruppe gehörten an unsere Mitglieder BERNHARDT, EICHHORN, 
KÜTTLER, MOCEK und unser förderndes Mitglied WÖLTGE. Die Gruppe 
tagte mehrfach, diskutierte verschiedene Entwürfe und studierte die Er­
fahrungen anderer Vereine. Es entstand eine Ausarbeitung, in der ein sehr 
anspruchsvolles Konzept entwickelt wird. Somit liegt ein Material vor, das 
noch gründlicher Debatten in der Zukunft bedarf. 

Die Hauptfrage ist, wie die Sozietät eine selbsttragende Weiterentwicklung 
finden könnte. Dies ist nur möglich, wenn sie sich im Rahmen der Wissen­
schafts landschaft einen unikalen und funktionell unentbehrlichen Platz ver­
schafft. Schon jetzt trägt unsere Sozietät Züge, die sich deutlich von dem 
Profil anderer wissenschaftlicher Einrichtungen des Territoriums abheben. 
Lassen Sie mich einige Eckpunkte nennen, die m. E. das Feld ihrer zukünf­
tigen Entwicklung umschreiben: 

1. Interdisziplinarität 

Die vielfältige Zusammensetzung der Mitgliedschaft ermöglicht einen inter­
disziplinären Diskurs auf hohem Niveau. Das Fehlen institutionaler Ge­
bundenheit kann sich als Vorteil erweisen, da dadurch disziplinare Separie­
rung keinen Boden findet. Es wäre denkbar, diese Diskurse bis zur koopera­
tiven Behandlung komplexer Probleme zu führen, vor allem im Stadium der 
Konzeptfmdung und der Ideengenese. 

2. Staatsferne 

Abgesehen von der dadurch bedingten Finanzschwäche bedeutet sie Unab­
hängigkeit von der Wissenschaftspolitik von Staat und Parteien und damit 
die Möglichkeit, zu deren Konzepten und den Formen ihrer Realisierung 
souverän und kritisch Stellung zu nehmen. Sie kann unbefangen im Namen 
der Wissenschaft gegenüber den Vertretern der Politik Standpunkte vertreten 
und Forderungen aussprechen. 
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3. Gesellschaftliche Verantwortlichkeit 

Die Sozietät betrachtet ihre Verantwortung gegenüber der Gesellschaft als 
Kehrseite zu ihrer grundsätzlichen Staatsferne. Da die globale Krise der mo­
dernen Welt in erheblichem Maße durch das Spannungsfeld zwischen Wis­
senschaft und Praxis bestimmt werden, sind die Wissenschaftler verpflichtet, 
zu Lebensfragen der Menschheit Stellung zu nehmen. In der Regel sind we­
der die Risiken der Umsetzung der Wissenschaft in die Praxis noch die Stra­
tegie ihrer Bewältigung disziplinar aufspaltbar; damit ist eine Vereinigung 
polydisziplinären Charakters in besonderem Maße mit solchen Problemen 
konfrontiert und für sie konstituiert. Die Leibniz-Sozietät sollte dieser Ver­
pflichtung in geeigneter Form vom Standpunkt und in der Sprache der Wis­
senschaft gerecht werden. 

4. Geistige Pluralität 

Die intellektuellen Vielfalt, die wir anstreben, äußert sich nicht nur in der 
Wahl der bei uns vertretenen Disziplinen, sondern sollte auch in der Man­
nigfaltigkeit im Stil wissenschaftlichen Denkens Ausdruck finden. Unser 
staatsferner Charakter erlaubt es uns, auch unkonventionelle Denkansätze im 
Vorfeld ihrer wissenschaftlichen Durchsetzung und alternative Richtungen 
außerhalb der Institutssysteme freimütig zu Wort kommen zu lassen und 
seriös zu diskutieren. 

5. Internationalität und regionale Ausstrahlung 

Die Sozietät sieht sich nicht als Vereinigung, die auf einen bestimmten ter­
ritorialen Einzugsbereich fixiert ist. Vielmehr hoffen wir, daß sie mit Berlin 
als Zentrum international so attraktiv wird, daß Gelehrte von außerhalb 
durch ihre Weltoffenheit angezogen werden. 

Zugleich ist Berlin als Sitz der Sozietät der Ort, an dem sich ihre öffentliche 
Ausstrahlung konzentriert, und sie fühlt sich in der Verantwortung, zu wis­
senschaftsrelevanten Entwicklungsproblemen der Region Berlin-Branden­
burg, insbesondere zu Stand und Perspektiven der regionalen Wissenschafts­
landschaft, Stellung zu nehmen. 

jfc ^ ^ 

Die Entwicklung unseres Profils kann nur gelingen, wenn sie aus der leben­
digen Arbeit der Sozietät herauswächst und getragen ist von unserem Ver­
mögen, auch weiterhin jenen Platz zu bestimmen, von dem aus unsere 
Stimme unverwechselbar und vernehmlich das Ensemble der wissenschaft­
lichen Einrichtungen bereichert. Wir werden bemüht sein, die Weiterent­
wicklung als organischen Prozeß zu gestalten, unspektakulär, flexibel und 
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zielstrebig. Es wird die Aufgabe unserer Mitgliedschaft sein, in gründlichen 
Debatten - im Plenum und in den Klassen - den weiteren Entwicklungsweg 
unserer Sozietät zu erörtern und zu bestimmen. 

Trotz aller sich auftürmenden Schwierigkeiten bin ich doch überzeugt, daß 
die von einem prominenten Gegner formulierte Befürchtung sich bewahrhei­
tet, nämlich, daß wir ihm eine „unausrottbare Sozietät bescheren. 
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Neue Mitglieder der Leibniz-Sozietät9 

gewählt auf der Geschäftssitzung am 18. Mai 1995' 

Helmut Abel, Physik, Berlin 

Thomas Beth, Informatik Karlsruhe 

Helmut Bleiber, Geschichte, Berlin 

Hans-Otto Dill, Literaturwissenschaft, Berlin 

Irene DoHing, Frauenforschung, Berlin 

Winfried Engler, Romanistik, Berlin 

John Erpenbeck, Physik und Philosophie, Berlin 

Hans-Werner Heister, Musikwissenschaft, Dresden 

Martin Hundt, Marx-Engels-Forschung, Berlin 

Peter Ivanovich, Medizin, New York 

Hartmut Kegler, Landwirtschaftswissenschaft, Aschersleben 

Gert Schäfer, Politikwissenschaft, Hannover 

Helmut Seidel, Philosophiegeschichte, Leipzig 

Pjotr G, Sennikov, Chemie, Nishnij Nowgorod 

Helmut Wilsdorf Geschichte, Berlin 

Ludger Wöste, Physik, Berlin 

Siegfried Wollgast, Philosophiegeschichte, Dresden 

Wolf gang 17. Wurzel, Sprachwissenschaft, Berlin 

Die neuen Mitglieder haben sich der Öffentlichkeit auf dem Leibniz-Tag 1995 mit einem 
kurzen Statement zur Person vorgestellt. Die Statements werden in einer späteren Ausgabe der 
Sitzungsberichte der Leibniz-Sozietät abgedruckt. 


